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Elmar Wiesendahl

Volksparteien im Abstieg
Nachruf auf eine zwiespältige Erfolgsgeschichte

I. Das Ende einer Erfolgsgeschichte

Offenkundig steht es um die etablierten Großpar­
teien in der Bundesrepublik nicht gut. Faßt man 
alle Warnzeichen (vgl. Abbildung 1) zusammen, 
leiden die Parteien unter einer zunehmenden elek-
toralen wie organisatorischen Mobilisierungs- und 
Integrationsschwäche, die von einer schweren af­
fektiven Vertrauenskrise begleitet wird.

Die Fähigkeit der Großparteien, für Wahlen mobi­
lisieren und die dabei zum Ausdruck gebrachte 
Massenloyalität zu ihren Gunsten kanalisieren zu
können, geht Schritt für Schritt zurück. Bei den 
Bundestagswahlen ist die Wahlbeteiligung von
87.4 (1980) auf 80,1 Prozent (1990), d.h. um 7,3
Prozentpunkte, gesunken. Seit 1984 nimmt die
„Nichtwählerpartei“ von Wahl zu Wahl (Bundes­
und Landtagswahlen, nur Westdeutschland) um
durchschnittlich 3,7 Prozentpunkte zu. Der Kon­
zentrationsgrad der auf CDU/CSU und SPD ent­
fallenden Stimmen schwächt sich bei den Bundes­
tags- und Landtagswahlen merklich ab. Bei erste- 
ren ist er stetig zwischen 1980 und 1990 von 87,4
auf 80,1 Prozent gefallen. Für die drei Landtags­
wahlperioden der achtziger Jahre ist der Konzen­
trationsgrad von 87,9 Prozent (1981-1984) über
83.5 (1985-1988) auf 80,9 Prozent (1989-1992) zu­
rückgegangen.

Ferner verlieren die Parteien Stammwähler.
Immer weniger gelingt es ihnen, starke affektive
Bindungen und Identifikationsbeziehungen zur 
Wählerschaft herzustellen. Mit dem Stammwähler­
verlust steigt die Protest- und Denkzettelwahl­
bereitschaft. Die von den Altparteien errichteten
Tabus und Sperren und die damit verbundenen in­
dividuellen Hemmschwellen greifen nicht mehr,
um Wähler in größerem Ausmaß von Rechts- und
Linksparteien jenseits des Volksparteienterrains
abzuhalten.

Die Parteien tun sich auch im organisatorischen 
Rekrutierungsbereich schwer, ihre in den siebziger
(SPD) und frühen achtziger Jahren (CDU) ausge­

bauten und seitdem rückläufigen Mitgliederbe­
stände zu halten. Die SPD mußte im Beobach­
tungszeitraum im Vergleich zum Spitzenjahr 1976
einen Verlust von über 130000 Mitgliedern (12,9
Prozent) hinnehmen. Zeitverschoben geht es der
CDU nicht besser. Ihr Bestandsverlust hat sich von
1983 bis Ende 1991 (641454 Mitglieder) auf 93101
(12,7 Prozent) summiert. Dies wirft die Partei auf
das Niveau von 1975/76 zurück.

Schließlich ist das affektive Beziehungsverhältnis
zwischen Bürger und Parteien handfest verstimmt,
wenn nicht sogar zerrüttet. Ende 1991 ist der Ver­
trauenswert auf den bedenklichen Tiefstpunkt von
21 Prozent gefallen, während gleichzeitig das er­
klärte Mißtrauen auf die Rekordhöhe von 57 Pro­
zent angestiegen ist.

Wo immer man hinblickt, die Lage, in der sich die
Altparteien gegenwärtig befinden, zeigt sie in
einer noch nie dagewesenen schlechten Verfas­
sung. Am augenfälligsten hat sich die Größe,
Reichweite und Vielfalt des deutschen Parteiensy­
stems zuungunsten der Volksparteien erweitert.

So hat sich die Zahl der Parteien erhöht. Nach den
GRÜNEN drängen neue Rechtsparteien in die
Parlamente, und die Altparteien müssen ihre Privi­
legien mit noch mehr Newcomern und politischen
Kleinanbietern teilen. Selbst das für die Großpar­
teien so vorteilhafte Wechselspiel zwischen der
Unpopularität der führenden Regierungspartei
und dem Attraktivitäts- und Stimmengewinn der
größten Oppositionspartei funktioniert nicht
mehr. Beide Großparteien verlieren gleichzeitig
traditionelle Wähleranteile an den linken und den
rechten Rändern.

Mit der Verschlechterung ihrer Mobilisierungs­
und Wettbewerbskapazität müssen die „Altpar­
teien“ einen eher gesellschaftlichen denn politi­
schen Kontroll- und Einflußverlust hinnehmen.
Verlauf und Ausgang der Wahlen unterliegen
nicht mehr ihrer Kontrolle. Sie haben ihr fakti­
sches Exklusivrecht verloren, Rahmen, Personen
und Inhalte vorzugeben, innerhalb deren sich die
Wähler zwischen zwei oder drei Alternativen ent­
scheiden konnten. Die Wahl- und Wiederwahl-



Abbildung 1: Abwärtstrend der Volksparteien anhand von Wahl-, Mitglieder- und Vertrauensdaten
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1 Quelle: Auskünfte der Parteien, absolute Zahlen.
2 Quelle: Amtliche Wahlstatistik und eigene Berechnungen, Prozentwerte.
3 Quelle: Forschungsinstitut der Konrad-Adenauer-Stiftung, Prozentwerte.
4 Quelle: Emnid-Informationen, (1990) 9/10, Emnid-Institut, Prozentwerte.

Chancen der von ihnen gestellten Eliten sinken.
Damit verlieren sie auch ihr Monopol auf die Be­
setzung öffentlicher Ämter und die Auswahl der
politischen Klasse. Häufigere Regierungswechsel
zeichnen sich ab. Die Stetigkeit und Übersichtlich­
keit politischer Entwicklungen sinken.

Wenn Parteien versagen oder absteigen, ihr Erfolg
schwindet, wirken viele Faktoren zusammen .1 In
erster Linie jedoch - darauf konzentriert sich die

1 Vgl. Hiltrud Naßmacher, Auf- und Abstieg von Parteien,
in: Zeitschrift für Politik, 36 (1989) 2, S. 185ff.; Kay Lawson/
Peter H. Merkel (Hrsg.), When Parties Fail. Emerging Al­
ternative Organizations, Princeton, N.J., 1988.

Wahlforschung - werden diese im Wandel der ge­
sellschaftlichen Umwelt und den damit verbunde­
nen Veränderungen in der Wählerlandschaft ge­
sucht .2 Volksparteien werden eher einseitig als
Objekte und Gefangene tiefgreifender externer
Wandlungsschübe und Umstrukturierungen der
Wählerlandschaft dargestellt, auf die rechtzeitig zu
reagieren und sich flexibel anzupassen sie ver­
säumt haben. Krisentheoretiker sehen ihren Ab­
stieg als bereits entschieden an. Dagegen schließen

2 Vgl. die neue Studie von Hans-Georg Betz, Wahlenthal­
tung und Wählerprotest im westeuropäischen Vergleich, in:
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 19/92, S. 31-41.



Anpassungstheoretiker nicht aus, daß die Parteien
bei entsprechenden Anpassungsleistungen den An­
schluß an die veränderten Verhältnisse schaffen
könnten .3

Reichen diese Erklärungen aber aus? Sind nicht
Parteien immer auch Handelnde und Einflußgrö­
ßen in einem komplizierten Ursache- und Wir­
kungszusammenhang, so daß nach dem Eigenanteil
zu fragen ist, den sie selbst an ihren gegenwärtigen
Schwierigkeiten tragen?

Nachfolgend wird ein organisationsstruktureller
Erklärungsansatz vertreten, der in der Tradition
der Parteienforschung steht und der die Abstiegs­
probleme der Volksparteien aus ihnen selbst heraus
zu erklären versucht.

Funktions- und Leistungsschwächen liegen ge­
wöhnlich Konstitutions- oder Formschwächen zu­
grunde, die bei den gegebenen Strukturmängeln
nicht zu beseitigen sind. Dies ist genau die prekäre
Situation, in der sich die Volksparteien befinden. 
Sicherlich hat ihr Abstieg auch mit veränderten
Rahmenbedingungen zu tun, doch muß das dahin­
terstehende Leistungstief ursächlich auf die form­
abhängigen Strukturdefekte zurückgeführt wer­
den, die sich so leicht nicht beheben lassen. Selbst
natürliche Altersschwächen oder Verschleißpro­
bleme werden als Hauptverursacher des gegenwär­
tigen Form- und Leistungstiefs ausgeschlossen, da 
der Kern des Problems in basalen Strukturdefekten
liegt, die die Volksparteien formbedingt (und damit
von „Geburt“ an) mit sich herumtragen. Es be­
durfte nur einer längeren Inkubationszeit und einer
wahrlich überlastenden Umweltkonstellation, um
diese „Geburtsfehler“ virulent werden zu lassen
und bloßzulegen.

Anders gesagt, und das ist meine These, werden die
Volksparteien zusehends zu Leidtragenden ihres 
riskanten Modernisierungskurses, der nach länge­
ren Zeiten des Erfolges nun wie ein Bumerang­
effekt nachteilig auf sie zurückwirkt. Die Altpar­
teien werden von den unbereinigten Strukturpro­
blemen eingeholt, auf die sie sich bei der Öffnung
zur Volkspartei hin eingelassen haben.

II. Entstehungshintergrund
und Formprinzip der Volksparteien

Von Volksparteien zu sprechen, meint immer zwei­
erlei: Einmal handelt es sich um einen wissenschaft-

3 Vgl. Ulrich Plasser, Parteien in der Krise, Wien 1987.

liehen Karrierebegriff, den Otto Kirchheimer 4
in

4

die Diskussion eingeführt hat und der bis heute
trotz aller Kritik dominiert hat. Daneben geht es
aber auch um einen Begriff aus der Parteienrealität,
der zur werbenden Selbstdarstellung eingesetzt und
als wichtiges Stilmittel der Legitimationsrhetorik
bei den Großparteien verwendet wird. Die sog.
Volksparteien waren nie so, und konnten es auch 
gar nicht sein, wie sie Kirchheimer Mitte der sechzi­
ger Jahre beschrieb. Gleichwohl machten sie eigen­
artige Metamorphosen durch, deren organisations­
strukturelles Konfliktpotential sich heute entlädt
und ihnen Abstiegsnöte bereitet. Diese These be­
rührt sowohl die theoretische als auch die reale
Seite des Strukturwandels von Parteien.

1. Strukturbesonderheiten von Parteien

Parteien und gesellschaftliche Ungleichheiten ge­
hören zusammen. Parteien wachsen aus sozialen 
und kulturellen Ungleichheiten hervor; sie vermit­
teln sie politisch und organisieren sie rückwirkend.
Dieser spezifischen Fähigkeit, gesellschaftliche In­
teressen auf die politische Arena und Entschei­
dungsebene zu heben und in gesellschaftlich ver­
bindliche Regelungen umzusetzen, verdanken sie
ihre Existenz und den Rückhalt, mit dem sie Mit­
glieder und Anhänger an sich binden und breite
Wählermassen zu mobilisieren verstehen.

Die freiwillige Unterstützung und die Handlungs­
spielräume, die Parteien für die Bewältigung ihrer
Binnenaufgaben, für die erfolgreiche Teilnahme an 
Wahlen und die anschließende Organisation politi­
scher Macht im Staatsapparat benötigen, liegen im
Einflußgebiet unterschiedlicher Zielgruppen. Inso­
fern operieren Parteien in unterschiedlichen Erwar­
tungsumwelten, was sie in eine strukturell nicht auf­
hebbare Zielspannung versetzt. Parteien sind wie
ein Gefährt, das an drei oder vier Orten gleichzeitig
anzukommen versucht.

Parteien richten ihren Zielhorizont auf einen
komplexen Handlungsraum aus (vgl. Abbildung 2).
Dieser wird durch ein Achsenkreuz markiert, des­
sen Endpunkte auf vier Erwartungsumwelten hin
justiert sind. Mitgliedschaft, Parteiführung, Wäh­
lerschaft und Staatsakteure prägen in je spezifischer 
Weise ein strategisches Umweltsegment der Partei.
Jede Gruppe kontrolliert Ressourcen, die die Partei
benötigt, um den eingangs beschriebenen Aufga­
ben der Interessenrepräsentation und -Vermittlung
gerecht zu werden. Die Partei muß gleichzeitig Mit­
glieder gewinnen und motivieren, Wähler anspre-

4 Vgl. Otto Kirchheimer, Der Wandel des westeuropäi­
schen Parteiensystems, in: Politische Vierteljahresschrift, 6
(1965), S. 20-41.



Abbildung 2: Zielspannungsrahmen politischer Parteien

Staats-Akteure

Parteieliten

eben und für die Wahl mobilisieren, den Parteieli­
ten Karriereperspektiven bieten und die Parla­
ments- und Regierungsarbeit erfolgreich bewälti­
gen.

Jede Partei ist von ihrer Umweltausrichtung und
Achsenneigung immer mehr oder weniger Mitglie­
der-, Eliten-, Wähler- und Staatsapparatspartei in
einem. Da sie ihre Achsenlage verändern kann, ist
sie zu Anpassung an veränderte Erwartungsstruk­
turen sowie an innere und äußere Druckverhält­
nisse befähigt.

Die Spanne von Erwartungswidersprüchen, die auf
den Parteien lastet, ist enorm .5 Sie setzt bei den
Mitgliedern an, für die die Parteien normative Or­
ganisationen bilden, in denen sich expressive Wün­
sche nach Weltanschaulichkeit und Gesinnungs­
identität sowie politischer Beteiligung verwirkli­
chen lassen. Sie führt weiter zu den Parteieliten
und ihrer Handlungslogik des Machterwerbs, um

5 Vgl. Richard Rose/Thomas T. Mackie, Do Parties Persist
or Fail? The Big Trade-off Pacing Organizations, in: K. Law-
son/P. H. Merkel (Anm. 1), S. 340f.



über die Partei ihre politischen Karriereambitionen
befriedigen zu können. Die Wähler erwarten
schließlich, daß ihre Interessen die der Partei sind
und beherzt aufgegriffen werden, um sie in politi­
sche Entscheidungen zu verwandeln. Ferner gelten
im politisch-administrativen Entscheidungsbereich
von Parlament und Regierung Pragmatismus und
Kompromißfähigkeit, um im mühsamen Regel­
und Räderwerk der Gesetzgebung widerstreitende
Interessen zu verknoten und in durchsetzbare Ent­
scheidungslösungen umzuwandeln.

Beim Wählersegment muß ferner zwischen dem
Anhänger- und Stammwählerkern einerseits und
ungebundener Wechselwählerschaft andererseits
unterschieden werden. Die Kernwähler stehen den 
Parteimitgliedern näher als den Wählern insge­
samt; sie bilden eine Gruppe, die affektbestimmte
und nicht nur instrumentelle Loyalitätsbeziehun­
gen zur Partei eingeht. Diese Mitglieder- und
Stammwählerkerngruppe ist sozial inhomogen und
in Orientierungsfragen pluralistisch. Gleichwohl
eint sie der gleiche ideologische und affektive Ab­
stand zum parteipolitischen Gegner .6

Ohne diesen stabilen Integrationskern gelänge es
den Parteien nicht, zentrale überlebensnotwendige
Austauschbeziehungen zu ihren verschiedenen
Umwelten aufzubauen. Keiner Partei wird es aller­
dings dauerhaft gelingen, die Ansprüche und
Zwänge ihrer vier Erwartungsumwelten ausbalan­
cieren zu können. Überleben können die Parteien
gleichwohl, indem sie lavieren und taktieren, ohne 
es allen Seiten gleichzeitig recht machen zu können.

2. Strukturwandel zur Volkspartei?

Natürlich zeigt die Realität Grenzen auf, wie die
historische Erfahrungsebene verdeutlicht. Honora­
tiorenparteien grenzten das feste Mitgliederele­
ment weitgehend aus und verließen sich auf die
Ausstrahlungskraft und Interessengewähr von Par­
lamentsvertretern, die unmittelbare Beziehungen 
zu ihrem homogenen und kleinen Wählersegment 
pflegten. Dagegen setzte die Massenintegrations­
partei auf das Mitgliederelement; ging es doch
darum, die mit den allgemeinen Wahlrecht mündig
gewordenen amorphen Wählermassen zu organi­
sieren, einzubinden und über den Kampfverband 
einer disziplinierten und ideologisch einheitlich aus­
gerichteten Massenpartei an die Macht zu führen.

6 Vgl. Elmar Wiesendahl, Parteien als politische Sozialisa­
tionsinstanzen, in: Bernhard Claußen/Rainer Geißler
(Hrsg.), Politisierung des Menschen. Instanzen der politi­
schen Sozialisation, Weinheim 1992 (i.E.).

Bekanntlich lief die Hochzeit der Masseninte­
grationsparteien mit der Integration der von ihnen 
vertretenen Gesellschaftsgruppen in die einst von
ihnen bekämpfte politische und gesellschaftliche
Ordnung aus. Dann brachen über die Nachkriegs­
gesellschaft soziale Differenzierungen und Nivel­
lierungen mit Säkularisierungs- und Entideologisie-
rungstendenzen sowie wachsenden Konsum­
haltungen herein, die grundsätzliche Zweifel auf­
brachten, ob die alten Integrationsparteien noch
zeitgemäß seien und im raschen Modernisierungs­
tempo mithalten könnten.

Genau dies verneinte angesichts der Wandlungs­
phänomene Kirchheimer und meinte, die Altpar­
teien würden durch einen neuen „volksparteili­
chen“ Modemitätstyp abgelöst und verdrängt wer­
den. Nach seinen Worten „formt sich die Massen­
integrationspartei ... zu einer Allerweltspartei
(catch-all party), zu einer echten Volkspartei, um.
Sie gibt die Versuche auf, sich die Massen geistig
und moralisch einzugliedern, und lenkt ihr Augen­
merk in stärkerem Maße auf die Wählerschaft; sie
opfert also tiefere ideologische Durchdringung für 
eine weitere Ausstrahlung und einen rascheren
Wahlerfolg.“7

Parteien wandeln sich jedoch nicht einfach um; sie
bleiben, was ihre Existenzgrundlage ausmacht,
nämlich Interessenrepräsentationsparteien, oder
sie hören auf zu existieren. Jede Partei bleibt im
Hinblick auf ihr Mitglieder- und Anhängerpotential
Integrationspartei im Sinne von Sigmund Neu­
mann ,8 ohne daß freilich die extreme Reichweite
des sozialen und ideologischen Vereinnahmungsan-
spruchs und die tatsächliche Bindungs- und Hin­
gabeintensität heute noch eine vergleichsweise
Rolle spielen würden. Eine Volkspartei, eine Partei
aller Welt oder jedermanns Partei zu sein heißt in
Wirklichkeit, niemandes Partei zu sein; denn keiner
erkennt sich mehr im Wollen und Tun einer solchen
Alles-und-nichts-Partei wieder oder fühlt sich in
seinen Interessen vertreten.

Nach Kirchheimer unterscheidet sich die Aller­
weltspartei dadurch von der Integrationspartei, daß
sie ihre Ideologie kurzfristiger Taktik opfern
würde, der Parteiführung mehr Einfluß geben und 
sie zugleich dem Mitglied nehmen würde, daß sie
sich von der „Wählerschaft auf Klassenbindungs­
und Konfessionsbasis“ weg und hin zur ganzen Be­

7 O. Kirchheimer (Anm. 4), S. 27.
8 Vgl. Sigmund Neumann, Die Parteien der Weimarer Re­
publik, Stuttgart u.a. 19653, S. 105 f.
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völkerung wenden und sich auf verschiedenste In­
teressenverbände orientieren würde9 10.

Wenngleich sich diese Merkmalskomposition
plausibel anhört, reicht jedoch das Organisations­
verständnis von Kirchheimer und auch das des 
ihn beeinflussenden Anthony Downs 10nicht so
weit, um sich das enorme Spannungspotential
vorzustellen, das eine Realpartei solchen Zu­
schnitts zwangsläufig freisetzt und das sie an 
ihren inneren Widersprüchen und Repräsenta­
tionsasymmetrien zerbrechen lassen würde. Des­
halb sind alle erfolgreichen Parteien als unechte
Volksparteien anzusehen: Sie sind organisations­
strukturell Mitglieder- und Stammwählerparteien,
alte Milieu- und Integrationsparteien, die aller­
dings „volksparteiliche“ Elemente aufnehmen
und sich zu ihrer Wählerbasis hin öffnen und
ausweiten. Zur „echten Volks- und Allerwelt­
spartei“ wandeln sie sich nicht. Solange eine Par­
tei auf freiwilliger, ehrenamtlicher Mitgliedschaft
ruht, wird sie sich nicht im von Kirchheimer ge­
meinten Sinne von einer Massenintegrations- zur
„Volkspartei“ wandeln, wie auch die bundesdeut­
sche Wirklichkeit zeigt.

Diese hat überhaupt den Thesen Kirchheimers
wenig recht gegeben. Weit eher läßt sich vom 
Fortbestand „durchlüfteter“ und offenerer Inte-
grations- und Interessenrepräsentationsparteien
sprechen, wobei sie sich in der Öffnung zu den
neuen ungebundenen Mittelschichten ähnlicher
geworden sind. Großparteien sind offen und
nach innen ausdifferenziert. Man sollte jedoch
ihren Binnenpluralismus nicht überschätzen .

V

11

or allen Dingen bewiesen die schon totgesagten
Milieuverhältnisse eine hohe Festigkeit, und das 
damit verbundene klassen- und konfessionsspezifi­
sche Wahlverhalten zeigte sich gegenüber allen
Wandlungen ziemlich resistent. Dies interpretierte
Manfred Schmidt12 so, daß die Allerweltspartei zu-

9 Vgl. O. Kirchheimer (Anm. 4), S. 27; zur kritischen Dis­
kussion vgl. Alf Mintzel, Die Volkspartei. Typus und Wirk­
lichkeit, Opladen 1984.
10 Vgl. Anthony Downs, ökonomische Theorie der Demo­
kratie, Tübingen 1968.
11 Vgl. Roland Czada/Gerhard Lehmbruch, Parteien­
wettbewerb, Sozialstaatspostulat und gesellschaftlicher Wer­
tewandel. Zur Selektivität der Institutionen politischer
Willensbildung, in: Udo Bermbach/Bernhard Blanke/Carl
Böhret (Hrsg.), Spaltungen der Gesellschaft und die Zukunft
des Sozialstaats, Opladen 1990, S. 65.
12 Vgl. Manfred G. Schmidt, „Allerweltsparteien“ und
„Verfall der Opposition“. Ein Beitrag zu Kirchheimers Ana­
lysen westeuropäischer Parteiensysteme, in: Wolfgang Lut­
hardt/Alfons Sollner (Hrsg.), Verfassungsstaat, Souveräni­
tät, Pluralismus. Otto Kirchheimer zum Gedächtnis, Opla­
den 1989,5.114.

mindestens zur Hälfte auf den Weg gebracht, dann
aber gestoppt worden sei. Die ,Volks‘-Parteien ha­
ben sich weder im „Stallgeruch“ noch im Interes­
senprofil erkennbar genug von ihrer Milieu- und
Lagerverhaftung gelöst, um zu Allerweltsparteien
zu werden:

- Nach wie vor wurzeln CDU/CSU und SPD in
unterschiedlichen Milieuschwerpunkten, was
sich im sozial und konfessionell verzerrten Re­
präsentationsprofil ihrer Wählerschaft abbil­
det .

-

13

Die Bürger geben den Altparteien ein klares
Gruppenvertretungs- und Interessenparteipro­
fil. Auch im Hinblick auf ihren ideologischen 
Standort werden sie nicht als Mitte-, sondern
als Links- und Rechtsparteien identifiziert .

-
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Zwar bilden sie programmatisch keine krassen
Gegensätze, aber sie unterscheiden sich deut­
lich .

-
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Die Großparteien verbinden sich parteiextern
und -intern mit unterschiedlichen organisierten
Interessen, die entlang dem Klassen-cleavage
verteilt sind.

- Sie ziehen (neben den neuen Mittelschichten)
unterschiedliche Mitglieder an, die traditionell
verschiedenartige Sozial- und Konfessionspro­
file aufweisen, was die nach wie vor milieuver­
haftete gesellschaftliche Kerngruppenveranke­
rung der Großparteien belegt.

- Sie verfolgen im Regierungsbereich unter­
schiedliche Politikinhalte und Sozialstaatsstra­
tegien, die von ihrer Plazierung gegenüber dem

13 Vgl. Matthias Jung/Dieter Roth, Politische Einstellun­
gen in Ost- und Westdeutschland seit der Bundestagswahl
1990, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 19/92; s.a. Horst
W. Schmollinger/Richard Stöss, Arbeitnehmer, Gewerk­
schaften und SPD in der Krise der achtziger Jahre, in: Diet­
rich Herzog/Bernhard Weßels (Hrsg.), Konfliktpotentiale
und Konsensstrategien, Opladen 1989, S. 74ff.
14 Vgl. Ursula Feist/Manfred Güllner/Klaus Liepelt, Struk­
turelle Angleichung und ideologische Polarisierung, in: Max
Kaase (Hrsg.), Wahlsoziologie heute. Analysen aus Anlaß
der Bundestagswahl 1976, in: Politische Vierteljahresschrift,
18 (1977) 2/3, S. 257ff.; Franz Urban Pappi, Die Republika­
ner im Parteiensystem der Bundesrepublik, in: Aus Politik
und Zeitgeschichte, B 21/90, S. 40; Hans-Joachim Veen/Pe­
ter Gluchowski, Wandlungen und Konstanten in den Wäh­
lerstrukturen, in: Zeitschrift für Parlamentsfragen, 19 (1988)
2, S.244.
15 Vgl. Hans-Dieter Klingemann, Die programmatischen
Profile der politischen Parteien in der Bundesrepublik
Deutschland. Eine quantitative Inhaltsanalyse der Wahlpro­
gramme von SPD, FDP und CDU von 1949 bis 1987, in: D.
Herzog/B. Weßels (Anm. 13), S. 106ff.



Klassen- und Konfessions-cleavage bestimmt
werden .

-

16

Das Aufkommen und der parlamentarische Er­
folg grüner und rechter Parteien verdeutlicht,
daß die vermeintliche Wettbewerbstendenz zur
Volkspartei hin ins Gegenteil umschlägt.

Alle diese empirischen Befunde wiegen so schwer
gegen die catch-all party/Allerweltspartei, daß der
Versuch, mit ihr gesellschaftliche, kulturelle und
politische Ungleichheiten wegzureden, an der
Wirklichkeit scheitert. Alf Mintzel hat sie deshalb
zu Recht „als ein Konstruktionsmythos, als ein
Phantom, ein Lieblingsmonster der deutschen Par­
teienlehre“17 bezeichnet.

3. Entwicklung zur Volkspartei und
Modernisierung

Wenn sich Parteien ,Volksparteien nennen, ist
dies zunächst lediglich ein semantischer und nichts-
destotrotz irreführender Kunstgriff, dessen sich
vor allem bürgerliche Parteien seit der Jahrhun­
dertwende bedient haben. Heute beanspruchen so­
wohl CDU und CSU als auch SPD „moderne
Volkspartei“ bzw. „Partei des Volkes“ zu sein. Ein
Anspruch aber läßt die Frage offen, ob die Par­
teien dies wirklich wollen, können bzw. umgesetzt 
haben. Dabei müßte eigentlich schon beim Wort
,Volk‘ Skepsis aufkommen, zumal es dies als sozio­
logische Größe nicht gibt, außer in der Vielfalt sei­
ner unterschiedlichen Gruppen.

Wenn Kirchheimer die Umwandlung der alten In­
tegration- zu Allerweltsparteien als ein „Phäno­
men des Wettbewerbs“18 beschreibt, kann dies nur
bedingt auf die bundesdeutsche Nachkriegssitua­
tion bezogen werden. Damals, d.h. bis in die sech­
ziger Jahre hinein, befand sich Westdeutschland
volksparteilich allenfalls in einem pränatalen Zu­
stand. Obgleich über die Maßen erfolgreich, be­
gann die CDU nicht als Volks-, sondern eher als
bürgerliche Milieu- und Gesinnungspartei weitge­
hend katholisch-konservativen Zuschnitts. Daß sie
das alte katholische Zentrumsmilieu aufsaugen 
und zugleich in das konservativ-bäuerlich mittel­
ständische Milieu eindringen konnte, erweiterte

16 Vgl. Manfred G. Schmidt, Allerweltsparteien in West­
europa? Ein Beitrag zu Kirchheimers These vom Wandel des
westeuropäischen Parteiensystems, in: Leviathan, 13 (1985)
3, S. 385 ff.
17 Alf Mintzel, Großparteien im Parteienstaat der Bundes­
republik, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 11/89, S.6.
18 O. Kirchheimer (Anm. 4), S. 30.

zwar ihr Wählerspektrum, ohne sie jedoch zu einer
milieulosen Allerweltspartei zu transformieren .
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er SPD ging es von Anfang an ebenfalls darum,
nicht wie in Weimar faktisch nur die Repräsenta­
tionspartei der Industriearbeiterschaft zu sein. Als
Volkspartei wollte sie zu den „natürlichen“ Bündnis­
partnern aus den Angestellten- und neuen Dienstlei­
stungsschichten Vordringen. Anders als der neuen
CDU stand der SPD ihr alter Apparat im Weg. Die­
ser setzte den Weimarer Organisationstraditionalis-
mus fort, gepaart mit einem arbeiterparteilichen
Darstellungsstil, welcher sie aus der Ecke der Genos­
senpartei nicht herauskommen ließ .

I
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m auffallenden Kontrast zu Weimar entwickelte
sich jedoch relativ rasch ein moderates, zentristisches
und hochkonzentriertes Parteiensystem. Doch auch
für dieses kann die Wettbewerbsthese nur schwerlich
herangezogen werden. Eigentümlich ist vielmehr die
Begrenzung des Wettbewerbssystems zur Mitte hin, 
innerhalb dessen sich die Nachkriegsparteien entfal­
ten konnten. Der verlorene Krieg, die Teilungs- und 
kommunistische Bedrohungssituation, das NS-Erbe 
und das „Weimarer Trauma“ schufen eine Burgfrie­
denssituation, bei der die politische Klasse unter dem 
Schirm eines Basiskonsenses21 bzw. eines „negativen 
Konsenses“ obrigkeitlicher Tradition22 eng zusam­
menrückte.

4. Modernisierung ohne Strukturumbruch

Erst 1959 machte die SPD mit dem Godesberger
Programm23 den ersten Anlauf zu einer „volkspar­
teilichen“ Modernisierung, die sie - wie die CDU -
erst in den siebziger Jahren abschloß. Allerwelts­
partei wird die alte Integrationspartei dabei nicht.
Sie verändert sich vielmehr graduell von einer ge­
schlossenen in eine offene Integrations- und Inter­
essenpartei mit volksparteilichen Beimengungen.
Sie entschlackt sich programmatisch, verändert ihr
Erscheinungsbild und ihren Stil, sich in der Öffent-

19 Vgl. Karl-Heinz Naßmacher, Zerfall einer liberalen
Subkultur, in: Herbert Kühr (Hrsg.), Vom Milieu zur Volks­
partei, Königstein/Ts. 1979, S. 96f.
20 Vgl. Klaus Günther, Sozialdemokratie und Demokratie
1946-1966, Bonn 1979, S.30ff.
21 Vgl. Richard Stöss u.a., Parteienhandbuch. Die Par­
teien der Bundesrepublik Deutschland 1945-1980, Bd. 1,
Opladen 1983, S. 148ff.
22 Vgl. Gordon Smith, The German Volkspartei and the
Career or the Catch-All Concept, in: Herbert Döring/Gor-
don Smith (Hrsg.), Party Government and Political Culture
in West Germany, London-Basingstoke 1982, S. 66 ff.
23 Vgl. Kurt Klotzbach, Der Weg zur Staatspartei. Pro­
grammatische, praktische Politik und Organisation der deut­
schen Sozialdemokratie 1945-1975, Berlin-Bonn 1982,
S. 421 ff.



lichkeit darzustellen. Dies ist die eine Seite der
Modernisierung. Die andere bezieht sich auf orga­
nisatorische Vorkehrungen und Strukturverände­
rungen, welche die Partei mit dem Know-how, der
Technik und den Mitteln sowie den personellen
Kapazitäten ausstattet, um an der Wählerfront hö­
here Marktanteils- und Ausschöpfungsraten zu er-

' zielen. Diese volksparteiliche Modernisierung von
Interessen- und Integrationsparteien ist möglich, 
weil sie nicht als organisatorisches Entwicklungs­
konzept angelegt ist, sondern an der Mitglieder­
organisation vorbei von oben im Zentral- und
Stabsbereich und jeweils an den strategischen
Grenzstellen zur Öffentlichkeit und zur Wähler­
schaft ansetzt.

Modernisierung greift deshalb nur im Stabsbereich
der Marketing-Abteilungen, während im eigent­
lichen Binnenleben der Mitgliederorganisationen
vielfach ein Organisationspatriotismus vorherrscht
und Routinen erhalten bleiben, wie sie sich seit
den Anfängen des Parteiwesens entwickelt und
eingespielt haben. Die volksparteiliche Moderni­
sierung erfaßt nur einige Bereiche der Oberflä­
chenstruktur, während im Herz- und Seelebereich
die Integration- und Traditionspartei fortlebt.
Organisationsstrukturell ergibt sich damit ein
denkbar merkwürdiges Misch-Gebilde. Das Volks­
und das Traditionsparteiliche gehören irgendwie 
zusammen, sind ineinander verwoben, aber nach 
der Logik der Organisationsrationalität nur not­
dürftig integriert und lose verbunden. Vielfalt 
ohne strukturelle Geschlossenheit und Einheit
kennzeichnen diesen hybriden Mischtyp .

5
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. Wo die Modernisierung greift

Modernisierung beschreibt einen gezielten Anpas­
sungsprozeß an den Wählermarkt, der in den sieb­
ziger Jahren einsetzte. Ursächlich hierfür waren
die Veränderungen in der Wählerlandschaft. Die 
Großparteien wurden teils zur Modernisierung ge­
drängt, teils übernahmen sie einen aktiven, nach­
helfenden und den Verhältnissen vorauseilenden
Part, um von den geforderten Veränderungen pro­
fitieren zu können. Zwei Aspekte spielten hierbei
eine ausschlaggebende Rolle:

24 Zu den Strukturbesonderheiten dieses Mischtyps vgl.
Elmar Wiesendahl, Wie politisch sind politische Parteien?
Zu einigen vernachlässigten Aspekten der Organisations­
wirklichkeit politischer Parteien, in: Jürgen W. Falter/Chri­
stian Fenner/Michael Th. Greven (Hrsg.), Politische Willens­
bildung und Interessenvermittlung, Opladen 1984; A. Mint-
zel (Anm. 17), S. 10ff. Als Fallstudien s.a. Josef Schmid, Die
CDU. Organisationsstrukturen, Politiker und Funktions­
weisen einer Partei im Föderalismus, Opladen 1990; Peter
Lösche/Franz Walter, Die SPD: Klassenpartei - Volks­
partei - Quotenpartei, Darmstadt 1992.

1. Die Modemisierungsstratregien brachten einen
radikalen Perzeptionswechsel des System-Umwelt- 
Verhältnisses von politischen Parteien: Parteien
werden als politisches Dienstleistungsunterneh­
men gesehen. Die Dispositionskompetenzen besit­
zen professionelle Berufspolitiker, unterstützt von
ihren politischen Parteien. Sie offerieren einer
mehr oder minder interessierten Kundschaft die
Befriedigung solcher öffentlichen Güter und
Dienstleistungen, für die diese Bedarf verspürt.
Was verkauft wird, bestimmt der Markt. Natürlich
gehört zum Wettbewerb, daß die Bedarfsweckung
von der Parteiseite "beeinflußt wird. Dagegen fehlt
ein übergeordnetes Sinn- und Weltanschauungs­
konzept, das in der Lage wäre, Wünsche abzuweh­
ren oder Prioritäten zu setzen. Die Dienstlei­
stungspartei stellt Kundenfreundlichkeit und Kun­
dennähe her, ohne sich jedoch wirklich mit den
Wählern zu identifizieren. Sie sind als Schönwet­
terparteien von den staatlichen Verteilungsspiel­
räumen wirtschaftlichen Wachstums abhängig ,25

um die materiellen Wohlstands-, Sicherheits- und 
Versorgungsbedürfnisse bedarfs- und nachfragege­
recht zu befriedigen.

Im Politikmodell -der modernen Wählerpartei
kommerzialisiert sich das traditionelle Interessen­
repräsentationsverhältnis der Partei zur Wähler­
schaft nach der Geschäftslogik. Aus der Identitäts­
idee von alter Interessen- und Integrationspartei
zu ihren Mitgliedern und Anhängern wird ein
kommerzielles Warenverhältnis. Im Waren-
Stimme-Tauschverkehr begegnen sich Partei und
Wähler nur flüchtig. Integration stellt sich in die­
sem Tauschverhältnis nicht mehr her, genausowe­
nig wie Interesseneinheit, Nähe oder Identität.

2. Das Formprinzip und Politikmodell der Dienst-
leistungs- und Wählerpartei ist auf das Denken
einer neuen politischen Managerklasse ausgerich­
tet, die seit den sechziger Jahren die sich öffnen­
den Integrationsparteien als Karriereleiter be­
nutzte und die alte Gründergeneration ablöste.
Die Neuen gehen aus den Mittelschichten her­
vor .26 Sie verändern Sozialprofil, Denken, Menta­
lität und Gehabe der politischen Klasse in der Bun­
desrepublik entscheidend.-Mit dieser neuen politi­
schen Elite nimmt die Tendenz zu frühzeitiger
Verberuflichung und lebenslanger politischer

25 Vgl. Joachim Raschke, Soziale Konflikte und Parteien­
system in der Bundesrepublik, in: Aus Politik und Zeitge­
schichte, B 49/85, S. 37.
26 Zur Mittelschichtendominanz (Angestellte, Beamte) der
Abgeordneten im Bundestag und in den Landtagen vgl.
Adelbert Hess, Daten und Aspekte zur Sozialstruktur des 12.
Deutschen Bundestages, in: Zeitschrift für Parlamentsfra­
gen, 23 (1992) 2, S. 203 ff.



Laufbahn zu. Im Werdegang, im Politik- und Be­
rufsverständnis, in Sprache, Habitus und Auftre­
ten etc. bilden sie ein politisches Managertum,
dem politischer Klassencharakter zukommt .

D
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er kommerzielle Geist und der Karrierismus die­
ser Gruppe ist das eigentliche Antriebsmoment,
von dem die Modernisierung der Großparteien
ausgeht. Das Denken der neuen Klasse bestimmt 
kommerzielle Nutznießerlogik, Managermentali­
tät, die die eigene Vorteilsnahme nicht aus dem 
Auge verliert. Sie sieht den Parteienstaat als Ver­
teilungsinstanz für die eigene Karriere- und Le­
bensführungsperspektive an.

6. Verapparatung, Stil und politische
Kommunikation

Vor dem Hintergrund organisationsstruktureller
AchsenVerschiebung zum Eliten- und Wähler­
segment hin erhellen sich Stellenwert und Ziel­
horizont der eingeleiteten Modemisierungsmaß-
nahmen .28 An erster Stelle stand der Ausbau des
Parteiapparats mit personellen, technischen und 
infrastrukturellen Begleitmaßnahmen. Hier spielte
neben der CSU vor allem die CDU in den siebziger
Jahren den Vorreiter, da sie mit dem Machtverlust
gezwungen war, die Partei organisatorisch, stabs­
mäßig, materiell und mitgliedermäßig zu einem 
schlagkräftigen Kampfinstrument zur Mehrheitser­
ringung aufzurüsten.

Verapparatung und moderne Wahlkampfführung
stellten große Kostenbelastungen dar. Ihren rasch
steigenden Geldbedarf konnten die Altparteien
jedoch leicht decken, indem sie zum Mittel der
staatlichen Parteienfinanzierung griffen .29 Die Or­
ganisationsmaßnahmen zielten darauf ab, die Öf­
fentlichkeitsarbeit der Partei in Ansatz, Strategie,
Inhalten und Methoden so zu professionalisieren,
wie es die Imperative des modernen politischen
Marketings und der politischen public relations ge-

27 Zur Abgrenzung und Gleichsetzung von politischer
Klasse, Berufspolitikern und Parteiführungen vgl. Christine
Landfried, Parteifinanzen und politische Macht, Baden-Ba­
den 1990, S. 11 ff.; Hans-Dieter Klingemann/Richard Stöss/
Bernhard Weßels, Politische Klasse und politische Institutio­
nen. Probleme und Perspektiven der Eliteforschung, Opla­
den 1991, S. 31 ff.
28 Vgl. Wulf Schönbohm, Die CDU wird moderne Volks­
partei. Selbstverständnis, Mitglieder, Organisation und Ap­
parat 1950-1980, Stuttgart 1985; Hermann Scheer, Die nach­
geholte Parteibildung und die politische Säkularisierung der
CDU, in: Wolf-Dieter Narr (Hrsg.), Auf dem Weg zum Ein­
parteienstaat, Opladen 1977, S. 149ff.; Alf Mintzel, 21 The­
sen zur Entwicklung der CSU - Bilanz einer parteisoziologi­
schen Analyse, in: Zeitschrift für Parlamentsfragen, 6 (1975).
29 Vgl. Ch. Landfried (Anm.27), S. 275ff.

boten .30 Hieß es früher, wie finden wir für unsere
Ziele und Programmvorstellungen Mehrheiten,
heißt es jetzt, wie finden wir für die anvisierten 
Mehrheiten erfolgsträchtige Mittel und Wege.

Dieser Perspektivenwechsel leitete die Professiona- 
lisierung der Öffentlichkeitsarbeit ein. Sie steht für 
ein „telekratisches Selbstverständnis, das Politik 
primär als Kommunikationsprozeß, Politiker als
Kommunikatoren und Parteien als Kommunika­
tionsagenten begreift“ .31 Systematische Wahlwer­
bung, politische Öffentlichkeitsarbeit und „persua- 
sive“ politisch-strategische Kommunikation gehen 
ineinander über. Die Kommunikationssteuerung
wird von der Parteizentrale zusammen mit den ihr 
zuarbeitenden Werbeagenturen übernommen. Die
generalstabsmäßig entwickelten Konzepte geben 
die Linie vor, nach der sich Image, Slogans, Sprach­
regelung und politische Werbung bis in die letzte
Gliederung der Partei zu richten haben.

Mit dem Primat politischer Kommunikation wird
die Volkspartei zur echten Wählerintegrationspar­
tei mit den Mitteln des elektronischen Zeitalters.
Durch Anwendung aller technischen und medialen 
Mittel will sie in jede Sphäre des politischen, ge­
sellschaftlichen und privaten Lebens der Bürger
eindringen, um sich ihrer Aufmerksamkeit, Wahr­
nehmung, Einstellung, Hoffnungen und Gefühle 
zu bemächtigen .32 Die audiovisuellen und Reich­
weitenmöglichkeiten der Massenmedien, speziell
des Fernsehens, liefern die Basis dazu. Das Fern­
sehen kommt den Visualisierungs- und Personali-
sierungsbestrebungen des Parteimarketings entge­
gen und läßt sich besonders gut für oberflächliche
Vermarktung einsetzen.

Die staatsverflochtenen Parteieliten, die politische
Klasse, bilden von der den Massen zugewandten 
Darstellungs- und Vermittlungsseite politischer
Willensbildung und Wählermobilisierung die
Hauptakteure der Öffentlichkeitsdarstellung. Die
Parteien informieren nicht mehr über die Politik
und die tatsächlichen Entscheidungsprozesse, sie
präsentieren nur die „Oberflächenstruktur“, den 
„demonstrativen Schein des Politischen“ ,33 der

30 Vgl. Gabriele Pauli-Balleis, Polit-PR. Strategische Öf­
fentlichkeitsarbeit politischer Parteien, Zirndorf 1987,
S.24ff.; U. Plassner (Anm.3), S. 72ff.
31 Vgl. Ulrich Plassner, Elektronische Politik und politi­
sche Technostruktur, in: ders. u.a. (Hrsg.), Demokratie-
rituale. Zur politischen Kultur der Informationsgesellschaft,
Wien 1985, S. 18.
32 Dies geht eindeutig hervor aus den Formulierungen von
Peter Radunski, Wahlkämpfe. Moderne Wahlkampfführung
als politische Kommunikation, München-Wien 1980, S. 12.
33 Vgl. Ulrich Sarcinelli, Politikvermittlung als eine Her­
ausforderung für Politikwissenschaft und politische Bildung,
in: Materialien zur politischen Bildung, (1988) 3, S. 11 ff.



dem Publikum Pseudotransparenz des politischen
Geschehens suggeriert. So dient die ausgeprägte
mediale Präsenzsucht der Parteien und ihrer politi­
schen Klasse dazu, ihr tatsächliches politisches
Handeln und die Frage, wessen Interessen sie ver­
folgen, der Öffentlichkeit vorzuenthalten .
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. Ja zur Moderne

Die Parteien präsentieren von sich ein spezifisches 
Erscheinungsbild im volksparteilichen Modernisie­
rungsprozeß in der Öffentlichkeit. In ihrem Be­
streben, sich möglichst interessenunverfänglich auf
die neuen Mittelschichten zuzubewegen, verfallen
sie auf den Signalbegriff der Modernität. Als erste
war es die SPD, die mit Godesberg die Moderni­
tätssymbolik für sich vereinnahmte. Die CDU be­
diente sich des Fortschritt-Arguments noch bis in
die achtziger Jahre hinein, wobei sie es auf die Be­
griffe „Aufschwung“ und „Zukunft“ zuspitzte.

Um den Wohlstands-, Erfolgs- und Aufstiegsgrup­
pen der neuen Mittelschichten (technische Intelli­
genz, kaufmännische Intelligenz, Arbeiteraristo­
kratie) eine stilistische und politisch-ästhetische
Identifikationsmöglichkeit zu geben, vermittelte
man ihnen durch Auftreten, durch die politische 
Semantik, durch Stil und äußeres Erscheinungsbild
sowie durch Personalangebot den Eindruck, so wie
sie, Teil von ihnen zu sein, nämlich einfach mo­
dern. Dieses „modern“ meint etwas Kulturelles,
Atmosphärisches, in das sich weitere Assoziatio­
nen - wie das Flair von jung, frisch, neu, von zeit­
gemäß dynamisch, munter, wach, aufstrebend,
fortschrittlich, „in“ und Zukunft - mischen. Im
Anspruch, modern und fortschrittlich zu sein, ver­
wandeln die modernisierten Großparteien den al­
ten ökonomischen Klassenkampf in einen kultu­
rellen Klassenkampf um die knappen Besitztümer
in der gesellschaftlichen Symbolwelt. Daß auch 
dieser Kampf Sieger und Verlierer kennt, haben
die Großparteien nicht in ihrer Strategie berück­
sichtigt.

III. Die Kosten der Modernisierung

Als Folge der volksparteilichen Modernisierung
verzeichnete die Wähler- und Machterwerbsorien­
tierung der modernisierten Großparteien einen

34 Vgl. Heino Kaack, Das Volksparteiensystem der Bun­
desrepublik Deutschland und die Situation der FDP, in: Lo­
thar Albertin (Hrsg.), Politischer Liberalismus in der Bun­
desrepublik, Göttingen 1980, S.34ff.

Anstieg. Die Modernisierung geht in den Parteien
allerdings nicht so tief, daß die Achsenbalance der
offenen Integrationsparteien vollständig aus den
Angeln gehoben wäre. Umfassende Zentralisie-
rungs- und Rationalisierungseffekte35 sind nir­
gendwo eingetreten. Auch blieb bis auf wenige
Ausnahmen die Qualifizierungs- und Professiona-
lisierungsoffensive des Stabspersonals begrenzt,
zumal ihr die konzeptionelle, finanzielle und auch 
personelle Grundlage fehlte.

Weitere Modernisierungswirkungen wurden durch
das Eigenleben der Parteigliederungen und den
Eigensinn der Mitgliederbasis verhindert, die sich
nicht der Logik einer reinen Wählerpartei unter­
werfen wollten .36 Die Mitgliederzahlen stiegen
zwar deutlich an, doch konnten volksparteiliche
Aktivierungsimpulse an die Mitgliederorganisation
nicht weitergegeben werden. Die volksparteiliche
Modernisierung der Großparteien brachte sie nicht 
auf die Höhe der Zeit, weil sie die Reform der Mit­
gliederorganisation und der Tiefenstruktur der
Partei wohlweislich aussparte. Bezeichnend hier­
für ist, wie die Großparteien die „partizipatorische
Revolution“ an sich vorübergehen ließen.

1. Überstrapazierte Loyalität

Das Wort Krise begleitet die Volksparteien bereits
seit ihrer Entstehung, vor allem nachdem sie zu
den herrschenden Parteien wurden. In der jüng­
sten Zeit aber hat dieser Begriff eine ernsthafte Di­
mension gewonnen.

Die Ursache liegt in dem strukturbedingten Fehlen
an Authentizität. Die Volksparteien wollen nicht 
das sein, was sie in der Realität sind, nämlich poli­
tische Parteien mit allen dabei einzulösenden Er­
wartungen. Indem Volksparteien sich Politik als
Ware, Parteien als Vermarktungseinrichtungen
und Politiker als Kommunikationsexperten vor­
stellen und die Wirklichkeit dahin auch verändern,
tragen sie wesentlich dazu bei, aus dem politischen
Willensbildungsprozeß herausgedrängt zu werden.
Offenkundig mangelt es den Großparteien an 
Langfristperspektive, Vision, auch Weltanschau­
lichkeit, um zur Gestaltung des sozialen Wandels 
oder der deutschen Einheit projektive Zukunfts­
entwürfe anbieten zu können. Indem Volkspar­
teien ihren Anspruch auf Weltanschaulichkeit und 
Deutungskompetenz ablegten, blieb nur noch die
Kommerzialisierung der Politik. Mit der Verschul-

35 Vgl. H. Scheer (Anm. 28), S. 154ff.
36 Vgl. Peter Haungs, Die CDU: Krise einer modernisier­
ten Volkspartei?, in: Parteien in der Bundesrepublik, Stutt­
gart u.a. 1990, S. 30ff.; Peter Lösche, Organisationspoliti­
scher Traditionalismus?, in: ebd., S. 52ff.



dungs- und Steuerkrise des Staates zerbricht aber
die Geschäftsgrundlage dieses anspruchswecken­
den und -befriedigenden Politikmodells.

Der mit der Kommerzialisierung der Politik ein­
hergehende Ethik-, Prinzipien- und Moralverlust 
diskreditiert die politische Klasse nachhaltig. Sich
kümmern, wozu ein selbstloses Handlungsmotiv 
gehört, hat in dieser kommerzialisierten Welt der
Politik des Gebens und Nehmens seinen Zahlungs­
wert verloren. Inzwischen geht der Mystifikations­
verlust und Integritätsverfall der politischen Klasse
so weit, daß man ihr nichts mehr abnimmt, aber
alles zutraut. Dies zieht auch die Parteien in den 
allgemeinen Vertrauensschwund, was auch aus ih­
rer problematischen Eliteauslese resultiert .

D
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ie Strukturprobleme der Volksparteien haben
ebenfalls damit zu tun, reichen aber wesentlich tie­
fer. Als traditionelle Mitglieder- und Kernwähler­
parteien zehren sie von der Loyalitätsreserve, die
ihnen aus der Mitglieder- und Kernanhängerum­
welt zuwächst. Loyalität ist jedoch die Kehrseite 
der Ausdrucks- und Integrationsfunktion, die tradi­
tionelle Milieu- und Weltanschauungsparteien für 
ihre Mitglieder- und Anhängerschaft erbrachten.

Das Strukturproblem der Volkspartei ist ihre poli­
tische Treulosigkeit. Sie setzt als Stammkapital auf 
die Loyalität ihrer Mitglieder und Kernwähler­
schichten, ohne mit dauerhafter integrativer
Ansprache und klarer Interessenvertretung den
expressiven Bedürfnissen und Identifikations­
wünschen der Stammklientel zu entsprechen.
Volkspartei heißt in der Tendenz Milieu- und
Stammklientelvernachlässigung zugunsten der
ungebundenen Wechselwählergruppen aus den 
neuen Mittelschichten .

P
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arteigefolgschaft und -identifikation sind jedoch 
eine nur begrenzt belastbare Loyalitätsreserve.
Wider diese Erkenntnis hatten die Volksparteien
- in der Realität eher offene Integrationsparteien -
solange Erfolg, wie die Stammklientel „ihrer“ Par­
tei sentimental die Treue hielt, während die
„Volkspartei“ sich längst nach neuen Wählergrup­
pen umgesehen hatte. Damit liefen den Mitglie­
dern und Kernanhängern bald die Motive davon,
sich mit der eigenen Partei zu identifizieren bzw.
für sie einzusetzen.

37 Vgl. Erwin K. Scheuch/Ute Scheuch, Cliquen, Klüngel
und Karrieren. Über den Verfall der politischen Parteien -
eine Studie, Reinbek 1992, S. 37.
38 Vgl. Dieter Oberndörfer u.a., Die These vom Denkzet­
telvotum greift viel zu kurz, in: Süddeutsche Zeitung vom
11712. April 1992, S.9.

2. In der Modernitätsfalle
Die offenen Integrationsparteien modernisierten
sich, um nicht den Anschluß an die sich fortent­
wickelnde Industriegesellschaft zu verpassen. 
Zweifelsohne deckte sich diese Strategie mit einem 
Zeitgefühl, das epochal die siebziger Jahre und 
auslaufend die frühen achtziger Jahre prägte. Zu­
dem bot das Fortschritts- und Wachstumspara­
digma kulturell-universalistisch genug Platz, um
einem breiten mittelständischen Wohlstandsseg­
ment der Wählerschaft in- und außerhalb der
Großparteien eine gemeinsame Identifikations­
basis zu geben.

Allerdings erzeugte der Fortschritt nicht nur Fort­
schrittsgewinne, sondern auch Modernitätsverlu­
ste, als deren Leidtragende sich vor allem kulturell
überforderte und sozioökonomisch negativ betrof­
fene Angehörige aus dem Traditions- und Stamm­
klientel der Großparteien fühlen mußten. Wäh­
rend sich die Großparteien ihres Kernwähler- und 
Milieubereichs nicht mehr sicher sind, geraten sie
in eine prekäre Zwickmühlensituation, wenn die
Hinwendung zur Moderne nicht das einbringt, was
man sich ursprünglich von ihm erhofft hatte. Der
gesellschaftliche Fortschritt offenbart mit der Krise
des Übergangs der Moderne in die postindustrielle
Gesellschaft seine Kehrseite und löst kulturelle wie
gesellschaftliche Widersprüche aus, in die sich die
Volksparteien zwangsläufig verstricken.

Modernität zahlte sich nur so lange aus, wie sich
die konventionellen Aufsteigergruppen mit den
volksparteilichen Wachstums- und Wohlstandsver­
sprechungen zu identifizieren wußten. Seitdem 
jedoch die Postmoderne anbricht und die Entdek-
kung der Risikogesellschaft den industriege­
sellschaftlichen Fortschrittsglauben untergräbt,
mangelt es der Propagierung von Modernität an
Überzeugung, zumal gerade jüngere und gebildete 
postindustrielle Wählergruppen hiervon abgesto­
ßen werden. Seitdem suchen die Großparteien,
vor allem die SPD, vergeblich nach programmati­
schen Brücken und semantischen Stilübungen ,39

um nicht vom wachsenden postindustriellen
Wählersegment abgehängt zu werden.

Was immer sie auch machen, die volksparteilich ge­
öffneten Integrationsparteien stecken in einer Mo-
demisierungsfalle. Einerseits haben sie die Loyali­
tätsreserven ihrer Kerngruppen und ihres Mitglie­
derbereichs leichtfertig aufs Spiel gesetzt, ohne

39 Eine andere Einschätzung für die CDU vertritt Volker
Heins, Gefühl und Härte: „Zur „zweiten Modernisierung“
der CDU, in: Thomas Noetzel/Horst Dieter Zahn (Hrsg.),
Die Kunst des Möglichen. Neokonservatismus und indu­
strielle Kultur, Marburg 1989, S.92ff.



diese durch ihre Modernisierungsstrategie wähler­
mäßig kompensieren zu können. Die Umfassungs­
und Absorptionsfähigkeit der Volksparteien gegen­
über einer sich stärker auseinanderentwickelnden,
segmentierenden Gesellschaft ist erschöpft.

Andererseits gibt es gibt jedoch keinen Weg mehr
zurück zur geschlossenen Milieu- und Gesinnungs­
partei ,40 zumal die durch die volksparteiliche Mo­
dernisierung gewonnenen Wählerschichten diesen

nostalgischen Rückzug aus der Moderne nicht mit­
machen würden. Überdies vermögen es GRÜNE
und rechtsradikale Parteien besser, alte Milieuäng­
ste und neue Gesinnungsansprüche parteiförmig
zu organisieren und zu mobilisieren.

40 Vgl. Heinrich Oberreuter, Wandlungstendenzen im Par­
teiensystem - Ein Diskussionsbeitrag, in: Umbrüche in der
Industriegesellschaft. Herausforderungen für die politische
Bildung, Bonn 1990, S. 173 ff.



Hubert Kleinert

Die Krise der Politik

Vor allem seit dem Ausgang der Landtagswahlen
in Schleswig-Holstein und Baden-Württemberg
vom 5. April 1992 beschäftigt ein politisches Kri­
senphänomen eine immer aufgeregtere Öffentlich­
keit in Deutschland. Was Beobachter schon früher
diagnostiziert hatten, ist mittlerweile unüberseh­
bar geworden: Ein ganzes Syndrom von Politik- 
und Parteienverdrossenheit hat sich breitgemacht.
Ihre wahlpolitischen Erscheinungsformen zeigen
sich in einer wachsenden Neigung der Wahlbürger­
schaft zur Stimmenthaltung sowie in der verstärk­
ten Hinwendung zu radikalen Rechtsparteien, die
auf der Woge der Proteststimmung beachtliche Er­
folge erzielen können.

Fast alles, was mit Politik und vor allem mit Par­
teien zu tun hat, wird derzeit der Kritik unterzo­
gen: Politik überhaupt ist „out“, die Politikerkaste
sogar „mega-out“. Über diverse Femsehkanäle
und in den Zeitungsspalten läuft eine Endlosde­
batte über Politikereinkünfte, Renten- und Pen­
sionsansprüche, Aufsichtsratstantiemen und 
Ämterprivilegien. Die Parteienfinanzierung sieht
sich ebenso grundsätzlilch attackiert wie der gesell­
schaftliche Machtanspruch der Parteien über­
haupt. Es hat fast den Anschein, als sei die Stunde 
des antiinstitutionellen Populismus gekommen. 
Von rechts bis links - im Fadenkreuz der Angriffe 
stets die „etablierten Parteien“. Und seitdem
selbst der Bundespräsident „Machtversessenheit
und Machtvergessenheit“ bei den Parteien ausge­
macht hat, können sich die Kritiker auch auf höch­
ste Autoritäten berufen

W
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ir befinden uns mitten in der tiefsten Krise der
Politik in der Geschichte der Bundesrepublik
Deutschland .2 Ob dies bereits Ausdruck einer all­
gemeinen „Wachstumskrise der europäischen
Hochkultur“ ist, wie Antje Vollmer dies neulich 
beschrieben hat ,3 mag man noch bezweifeln. Der­
lei Kategorien reichen allzuweit ins Spekulative.

1 Vgl. R. von Weizsäcker im Gespräch mit Gunter Hof­
mann und Werner A. Perger, Frankfurt/M. 1992.
2 „Aber die Lage ist schwieriger als in der ersten Hälfte des
Jahres 1989. Eine tiefe Krise des Parteienstaates hat sich ent­
wickelt; tiefer als jemals zuvor in der Geschichte der Bundes­
republik“, so P. Glotz, Die Krise des Parteienstaates, in: Die
Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte, (1992) 6, S. 510f.
3 Vgl. A. Vollmer, Vom Menschenrecht, sich selbst zu
schonen, in: DIE ZEIT, Nr. 28 vom 3. Juli 1992, S. 4.

Aber sicher ist die Lage sehr ernst. Wer genau hin­
hört, was der deutsche Stammtisch derzeit redet,
wird kaum die vordergründige Genugtuung man­
cher Grüner über die wachsende Bindungsschwä­
che der Großparteien nachvollziehen können.
Wenn die FAZ schemenhaft bereits die Gespen­
ster von Weimar auftauchen sieht, mag das noch 
für eine Übertreibung gehalten werden. Solche
Vergleiche hinken immer. Aber nie zuvor in den
vergangenen Jahrzehnten sind Politik und die Poli­
tiker derart in Verruf geraten wie zur Zeit.

So unübersehbar die Anzeichen einer tiefen Krise 
des politischen Institutionengefüges sind, so unter­
schiedlich und oft wenig überzeugend fallen die
Ursachenanalysen aus. Gerne wird das Gebaren
der Politiker selbst mit dieser Krise in Verbindung
gebracht. Aber sind es wirklich die Politiker, neu­
erdings gerne die „Politische Klasse“4 genannt, die
mit Pöstchenwirtschaft, diversen Skandalen und 
Skandälchen, mit Seilschaftsbildungen, Cliquen­
wirtschaft und „hemmungsloser Selbstalimentie-
rung“ die Krise ausgelöst haben?

Einen anderen Zugang böte die Politik der Bun­
desregierung, verkörpert in der Person und politi­
schen Ausstrahlung des Bundeskanzlers. Ist es
vielleicht der politische Stil der Ära Kohl, dessen 
Reduktion des Politischen auf den bloßen Macht­
pragmatismus zum Zwecke der Machterhaltung
nach der historischen Ausnahmesituation der
Deutschen Einheit mittlerweile längst wieder sicht­
bar geworden ist und in einer Zeit der dramati­
schen Umbrüche, die mit schwierigsten politischen
Sachfragen verbunden sind, viel gewichtiger und
abschreckender zu Buche schlägt als in den ver­
gleichsweise ruhigen Zeiten der alten Bundesrepu­
blik?

Auch strukturelle Erklärungsmuster werden ange­
boren. Ist am Ende die Politik in den modernen

4 Zum Begriff der „Politischen Klasse“ vgl. A. Klein, Poli­
tische Eliten in der Demokratie. Zugänge zur Diskussion
über die „Politische Klasse“, in: Th. Leif/H.-J. Legrand/
A. Klein (Hrsg.), Die Politische Klasse in Deutschland -
Eliten auf dem Prüfstand, Bonn 1992, S. 16ff.; W. Weege,
Politische Klasse, Elite, Establishment, Führungsgruppen.
Ein Überblick über die polftüfeomd sozialwissenschaftliche
Diskussion in: ebd., S. 33ff.; D. Herzog, Zur Funktion der
Politischen Klasse in der sozialstaatlichen Demokratie der
Gegenwart, in: ebd., S. 126ff.



Parteiendemokratien überfordert mit den so unter­
schiedlichen Leistungsanforderungen, die heute an
sie gestellt werden? Haben gar die historischen
Umbrüche am Ende der achtziger Jahre zwar
keine der euphorischen Zukunftshoffnungen erfül­
len können, dafür aber eine elementare Schwäche
der westlichen Parteiendemokratien kenntlich
werden lassen? Schwächen, die als Kehrseite von 
gesellschaftlichen Individualisierungsprozessen
und der partizipativen Anspruchsrevolution schon 
länger existierten, aber in den verhältnismäßig ru­
higen achtziger Jahren kaum breiter ins öffentliche
Bewußtsein traten.

Oder hat sich vielleicht mit dem Fortfall des ideo­
logischen Hauptgegners im Osten bloß die diszipli­
nierende Kraft einer bipolaren Weltordnung ver­
braucht? Demnach wären die beobachtbaren parti­
kularen und anomischen Tendenzen eine Folge 
von Verunsicherung und Überforderung in der
Gesellschaft, die ihrerseits ein Ergebnis der
„Neuen Weltunordnung“ darstellten.

Nachfolgend soll versucht werden, diesen Fragen
genauer nachzugehen. Alle Analysen greifen zu
kurz, die die Krise der Politik allein als Krise des 
handelnden politischen Personals, des aktuellen
Agierens der politischen Parteien oder gar einer
besonders abschreckenden Anspruchsmentalität
der Politiker verstehen. Umgekehrt darf allerdings 
die Analyse längerfristig wirksamer Tendenzen
und struktureller Probleme der Demokratieent­
wicklung den Blick nicht verstellen auf die singulä­
ren Protest- und Verdrossenheitsanlässe, die durch
das wahrgenommene Agieren der Politischen
Klasse in Deutschland ausgelöst wurden und wer­
den. Vielmehr ist davon auszugehen, daß erst das 
Zusammenfallen längerfristiger Strukturprobleme
des modernen Demokratietypus mit aktuell wahr­
nehmbarem Handeln der politischen Eliten im
Kontext der dramatischen politischen Probleme,
die sich derzeit stellen, das ganze Ausmaß der
Krise der Politik erklären kann.

I. Der Niedergang der Volksparteien

Schon ein flüchtiger Blick auf das westliche Aus­
land zeigt, daß es sich bei dem in den letzten Wo­
chen so häufig hervorgehobenen Bedeutungsver­
lust der Großparteien keineswegs um ein spezifisch
deutsches Phänomen handelt. In fast allen hoch- 
entwickelten Industriegesellschaften des Westens 
mit funktionierender Parteiendemokratie ist seit
längerem ein Rückzug der integrativen Kraft der

großen „Volksparteien“ und des etablierten Par­
teiensystems zu beobachten. Dies gilt für Italien
und Frankreich ebenso wie für kleinere Länder,
etwa Belgien oder Österreich. Natürlich fallen der­
artige Tendenzen unter den Bedingungen des Ver­
hältniswahlrechts wahlpolitisch sehr viel stärker ins
Gewicht als beim Mehrheitswahlrecht, weshalb die
relative wahlpolitische Stabilität von Conservatives
und Labour bei den jüngsten Unterhauswahlen in
Großbritannien kein Gegenbeweis sein kann.

Der Rückgang der Wahlbeteiligung ist ebenso ein
internationales Phänomen wie das Auftreten neuer
Rechts- und Regionalparteien und ihre zum Teil
beachtlichen Erfolge. Le Pen in Frankreich, Jörg
Haiders FPÖ in Österreich, der Vlaams Blök im
flämischen Teil Belgiens, die Lega Lombarda in
Italien und die Autofahrerpartei in der Schweiz -
der Nährboden für diese Parteien ist ebenso ver­
gleichbar wie ihre besonderen Eigenheiten. In der
Sozialwissenschaft ist bereits von den neunziger
Jahren als dem „Jahrzehnt des Rechtspopulismus“
die Rede .5 Das Management der Deutschen Ein­
heit allein kann es demnach kaum sein, was die
derzeitige Krise hervorgebracht hat.

In den sozialwissenschaftlichen Analysen und
Krisendiagnosen vor einem Jahrzehnt wurde der
Aufstieg grüner und linkslibertärer Parteien in
Verbindung gebracht mit gesellschaftlichen Desin­
tegrationsprozessen, die alle hochentwickelten In­
dustriegesellschaften beträfen: Die fortschreitende
Lockerung traditioneller Parteienbindungen, die
Erosion subkultureller, gewerkschaftlich oder kon­
fessionell geprägter politischer Lager und Milieus, 
der Individualisierungsprozeß mit seinem Verlust
an Traditionsbindung und der Zunahme rein kon­
textorientierter Verhaltensdispositionen .6 Von 
diesen Tendenzen profitierten damals die
GRÜNEN und ihnen verwandte politische Kräfte.
Heute sind es Rechtsparteien, oder die Protest­
stimmung fällt gar ganz in ein politisches Vakuum
und findet im Gegensatz zu den frühen achtziger
Jahren überhaupt keinen politischen Katalysator.

Die damaligen Ursachenanalysen des „Enttraditio-
nalisierungsprozesses“ haben bis heute ihre Gültig­
keit behalten. „Vorangetrieben wurde dieser Pro­
zeß vor allem durch die Bildungsexplosion der ver­
gangenen zwei Jahrzehnte, die eine Generation
jüngerer Bürger mit formal hoher Bildung und de­
zidiert postmaterialistischen Werten hervor-

5 Vgl. H.-G. Betz, Radikal rechtspopulistische Parteien in
Westeuropa, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 44/91,
S. 3 ff.
6 Vgl. R. Inglehardt, Culture Shift in Advanced Industrial
Society, Princeton 1990.



brachte. Aufgewachsen im Wohlstand, ist diese
Generation der heute Dreißig- und Vierzigjährigen
mehr an Selbstverwirklichung und politischer Par­
tizipation als an Vermehrung materiellen Wohl­
stands interessiert.“7

Im Laufe der achtziger Jahre hatten diese Entwick­
lungen in der alten Bundesrepublik wahlpolitisch
nur insoweit interessante Auswirkungen, als es zu
Konkurrenz und Wähleraustausch zwischen SPD
und GRÜNEN kam. Die in diesem Wähleraus­
tausch zu beobachtenden Schwankungen lassen
sich auf das Zusammentreffen von politisch-pro- 
grammatischen Neuorientierungsversuchen bei der
SPD einerseits und diverser Unklarheiten über das 
künftige Profil der GRÜNEN andererseits zurück­
führen.

Die Union sah sich erst durch den Erfolg der „Re­
publikaner“ bei den Wahlen zum Abgeordneten­
haus von Berlin im Januar 1989 ernsthaft mit den
wahlpolitischen Konsequenzen ihrer abnehmen­
den Integrations- und Bindungskraft konfrontiert.
Dabei zeigt eine Gesamtbilanz, daß beide Großen,
CDU/CSU und SPD, im Laufe der achtziger Jahre
in der Addition ihrer Stimmenergebnisse stetig 
verloren haben. Die in der Demokratietheorie so
plausible Annahme, daß im funktionierenden Par­
teienwettbewerb die Schwäche der Regierung zu­
gleich die Stärke der Opposition sein müsse, traf
schon seit längerem immer weniger zu. Fragmen­
tierung ist zusehends die Konsequenz von politi­
scher Unzufriedenheit.

Die Wahlresultate zeigen deutlich den Abstieg der
Großparteien. Bei den Bundestagswahlen 1983 er­
hielten CDU/CSU und SPD zusammen 87 Prozent
der Stimmen und hielten damit ungefähr den Stand 
von 1980 (87,4 Prozent; 1976: 91,2 Prozent). 1987
waren es dagegen nur noch 81,3 Prozent. 1990 er­
reichten Union und SPD zusammen sogar nur
noch 77 Prozent, in der alten Bundesrepublik 79
Prozent, der Wählerstimmen. Dabei müssen für
die Wahl vom 2. Dezember 1990 noch die Sonder­
bedingungen der ersten gesamtdeutschen Wahl be­
rücksichtigt werden. Hätte es die Deutsche Einheit
nicht gegeben, wäre das Ergebnis für die beiden
Großparteien in der Addition um einiges schlech­
ter ausgefallen: Vermutlich in einer Größenord­
nung zwischen 75 und 77 Prozent.

War bis zum Januar 1989 allein die SPD von den
wahlpolitischen Konsequenzen dieses Desintegra­
tionsprozesses betroffen gewesen, so verdeutlichte
der Berliner Wahlerfolg der „Reps“, daß jetzt auch
die Union strukturell vergleichbare Integrations-

7 Ebd.

Probleme bekam - auf der anderen Seite des politi­
schen Spektrums, wo die Opfer der mit dem gesell­
schaftlichen Modernisierungsprozeß verbundenen
Individualisierung auf einen „Verlust lebensweltli­
cher Sicherheit und Stabilität“ mit einer wachsen­
den Neigung zu rechtspopulistischen Kräften rea­
gieren .8

Die Deutsche Einheit, für Kanzler Kohl und die 
Union wahlpolitisch ein Glücksfall, hat diese
Entwicklung nur zeitweise überlagert. Schon im
Verlaufe des Jahres 1991 begann sich die partei­
politische Konstellation des Jahres 1989 wieder­
herzustellen. Die Bremer Landtagswahlen im Sep­
tember zeigten bereits einen eindeutigen Trend
weg von den beiden Großparteien. Jetzt ist „der
Wiedervereinigungseffekt beendet“9 und die
„Fragmentierung“ anscheinend nicht mehr aufzu­
halten.
Daß es hier um tiefe Einschnitte geht, zeigt auch 
der sehr unterschiedlich ausgeprägte Rückgang der
Bindungskraft der beiden Großparteien in den ein­
zelnen Generationen. Bei der Landtagswahl in Ba­
den-Württemberg am 5. April 1992 haben nur
noch 55 Prozent der Wähler unter Dreißig CDU
oder SPD gewählt. Bei den über Fünfzigjährigen
waren es dagegen immer noch 75 Prozent. Daraus
läßt sich schlußfolgern: Beide Großparteien haben
strukturell ein ähnliches Problem. Und vieles deu­
tet daraufhin, daß dieses Problem aufgrund der Al­
terspyramide und des Generationenwechsels kaum
so einfach zu lösen sein wird.

II. Was leistet Politik?

Kein Urteil über Politik ist derzeit verbreiteter als
die Ansicht, Politiker würden zwar viel reden und
vor allem streiten, aber letztlich nichts bewegen. 
Allenfalls bewegten sie sich für sich selbst und die
Interessen ihrer Parteien. Auch diese Meinung 
kann sich auf ehrenwerteste Zeugen berufen. Kein
Geringerer als der Bundespräsident hat über den
modernen Politikertypus das harte Urteil gefällt, 
hier sei vor allem ein „Generalist mildern Spezial­
wissen, wie man politische Gegner bekämpft“ ,10

gefragt. Diese Wahrnehmung in breitesten Kreisen 
der Gesellschaft speist sich aus dem phänomenolo­
gisch keineswegs falschen Eindruck, daß die Poli­
tik heute, gemessen am Handlungsdruck durch die
dramatischen Veränderung der internationalen

8 Vgl. H.-G. Betz (Anm. 5), S. 11.
9 P. Glotz (Anm. 2), S. 510.
10 R. von Weizsäcker (Anm. 1), S. 150.



Realitäten und vor allem angesichts der ganz rea­
len Ängste der Menschen, relativ wenig zustande
bringt, dabei aber viel Lärm macht.

Diese Sicht der Dinge ist derart weit verbreitet,
daß einer wachsenden Zahl von Politikern dazu
nur einfällt, in aller Öffentlichkeit Klage zu füh­
ren, daß die Politik und die Politiker mit Ansprü­
chen überzogen würden, die gar nicht einlösbar
seien. Die Wähler mögen doch bitte begreifen, daß
Politik gar nicht all das könne, was von ihr verlangt
werde. Eine Aufklärung der Wählerschaft über die 
begrenzten Handlungsmöglichkeiten der politi­
schen Akteure soll zu einem realistischeren Änfor-
derungsprofil und damit zu einer Verbesserung des
Ansehens der Politiker führen.

Verständlich mag eine solche Reaktion wohl sein,
intellektuell redlich ist sie sicher auch; doch über­
zeugend ist sie nicht. Die Wähler werden kaum
Verständnis dafür aufbringen, wenn ihnen die Ge­
wählten klarzumachen versuchen, daß sie eigent­
lich gar nicht viel bewegen können. Warum sollten
die Menschen Repräsentanten wählen, die von 
vornherein eingestehen, daß von ihnen nicht be­
sonders viel zu erwarten sei?

Die Klagen über die abnehmende Handlungs- und
Gestaltungskraft in der Politik sind alles andere als
neu. In der Wissenschaft ist schon in den siebziger
Jahren eine Tendenz zur „Reduktion der Politik
auf Symbolik“ diagnostiziert worden .11 Die westli­
chen Parteiendemokratien haben ein immer stär­
ker ausdifferenziertes, hochkomplexes Institutio­
nengefüge hervorgebracht, das in der Summe der
Handlungen einer Vielzahl unterschiedlicher Ak­
teure eine wachsende Unbeweglichkeit des Ge­
samtsystems produziert. Vergröbernd könnte man
sagen: Eine immer größere Zahl von Beteiligten
produziert auf den verschiedensten Ebenen von 
Politik, Verwaltung und Rechtsprechung immer
mehr Lärm. Erreicht wird in der Sache durch die
wachsende Lautstärke verhältnismäßig wenig. 
Weil dies so ist, flüchtet sich die Politik in wach­
sendem Maße in Symbolhandlungen, was wie­
derum den Gesetzmäßigkeiten der Mediendemo­
kratie entgegenkommt. An die Stelle der Hand­
lung tritt die Demonstration von Nachdenklich-

11 Vgl. S. M. Lipset, Symbolic Politics, New York 1973;
H. U. Beck hat den Verlust politischer Gestaltungskraft so
beschrieben: „Der Verlust an staatlicher Gestaltungs- und
Durchsetzungsmacht ist in diesem Sinne nicht etwa Ausdruck
eines politischen Versagens, sondern Produkt durchgesetzter
Demokratie und Sozialstaatlichkeit, in der sich die Bürger
zur Wahrung ihrer Interessen und Rechte aller Medien der
öffentlichen und gerichtlichen Kontrolle und Mitsprache zu
bedienen wissen.“ (H. U. Beck, Risikogesellschaft, Frank­
furt/M. 1986, S. 304).

keit, die Versicherung, daß das Problem ernst ge­
nommen werde usw. Wie so etwas in der Medien­
gesellschaft praktisch aussieht, dafür liefert der
Streit über die Ausländerpolitik, wie er seit vielen
Monaten hierzulande geführt wird, vorzügliches
Anschauungsmaterial.

Zur Analyse dieser abnehmenden Gestaltungs­
kraft der Politik bieten sich im Prinzip zwei
verschiedene Zugänge an: Der eine sähe hier eine
elementare Schwäche der Politischen Klasse, die
versage, weil sie pflichtvergessen vor allem ihre
eigenen Interessen im Auge habe und sich dazu
auch noch weithin damit begnüge, schon vorhan­
denen Einstellungen in der Gesellschaft hinterher­
zulaufen, ohne selbst einen ernsthaften Versuch zu
unternehmen, steuernd und orientierend einzu­
greifen. Auch hier ließe sich Richard von Weiz­
säcker anführen, der die konzeptionelle Schwäche
der Politik heute so ausgedrückt hat: „Wir leben in
einer Demoskopiedemokratie. Sie verführt die 
Parteien dazu, in die Gesellschaft hineinzuhor­
chen, dort die erkennbaren Wünsche zu ermitteln,
daraus ein Programm zu machen, dieses dann in
die Gesellschaft zurückzufunken und sich dafür
durch das Mandat für die nächste Legislaturpe­
riode belohnen zu lassen... Es handelt sich um 
einen Kreislauf, bei dem die politische Aufgabe
der Führung und Konzeption zu kurz kommt.“

S
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o zutreffend diese Beobachtungen sind, so ist
doch davon auszugehen, daß bei der Analyse der
Ursachen für abnehmende Handlungs- und Gestal­
tungskraft der Politik weniger die subjektive Seite
der Selbstgenügsamkeit und „opportunistischen
Anpassungsbereitschaft“ der Akteure, um so mehr
aber die strukturelle Seite von Belang ist. Wir ha­
ben es hier mit der Kehrseite jenes gesellschaftli­
chen Demokratisierunsprozesses zu tun, der seit
mehr als zwanzig Jahren einen beachtlichen Ge­
winn an individueller Entscheidungsfreiheit für
den einzelnen hervorgebracht hat. Die partizipa-
tive „Anspruchsrevolution“ hat die Kosten für die 
Legitimationsbeschaffung bei politischen Entschei­
dungen einschneidender Art erheblich ansteigen
lassen. Zugleich nimmt die Bereitschaft zur fraglo­
sen Akzeptanz der Entscheidung übergeordneter
Ebenen und Entscheidungsinstanzen ebenso ab
wie der Sinn für formalisierte Sozialbeziehungen
überhaupt. Das alles führt zu einer weitreichenden
„Demokratisierung des Alltagslebens“, die auch in
die Institutionen hineinreicht.

Selbst innerhalb der politischen Eliten erstaunlich
gering verbreitet ist die Einsicht, daß alle demo-

12 R. von Weizsäcker (Anm. 1), S. 165.



kratische Politik mit einem Antagonismus von Le­
gitimität und Effizienz zu tun hat. Wer von der
Politik Leistungskraft und enormen Output erwar­
tet und das auch noch ohne viel Lärm, wird kaum 
zugleich immer neue Kommissionen und Beteili­
gungsinstanzen vorsehen können. Die Gestal­
tungsschwäche der Politik ist auch der Preis, den
die Gesellschaften des Westens für ihren hochgra­
digen Pluralismus von Interessen, Auffassungen 
und Lebensstilen zu zahlen haben. Fraglich ist im
Grunde vor allem, ob unter den schwierigen Be­
dingungen der neunziger Jahre das Demokratisie­
rungsniveau der achtziger gehalten werden wird.

Auch wenn die Gestaltungsschwäche der moder­
nen Politik nicht in erster Linie ein Problem der
Politiker ist, so sind die handelnden Akteure
gleichwohl an dieser Stelle nicht völlig auszulassen.
Der Politischen Klasse ist dabei in erster Linie
Unehrlichkeit, Mutlosigkeit und Opportunismus
vorzuhalten. Berechnende Unehrlichkeit, die sich
allenfalls kurzfristig auszahlt, am Ende aber sehr
viel zerstört - das Musterbeispiel dafür hat in der
deutschen Politik Helmut Kohl mit seinen Ver­
sprechungen zur wirtschaftlichen Entwicklung im
Osten geliefert. Der Glaubwürdigkeitsverlust, den
dies die Politik insgesamt gekostet hat, ist kaum zu
ermessen.

Mutlos und opportunistisch präsentieren sich die
Politiker heute, wo ihnen das Wasser bis zum
Halse steht. Ihr ständiges Bemühen, den Leuten
das mitzuteilen, was diese ohnehin schon denken,
verführt nicht nur zum Verzicht auf Gestaltung, es
sägt auch den Politikern den Ast ab, auf dem sie
selber sitzen. Opportunistische Anpassungsbereit­
schaft an die derzeitige Welle - das alles führt wo­
möglich nur tiefer in die Krise der Politik.

Ein so sensibler Beobachter der gesellschaftlichen 
Entwicklung wie Hans Magnus Enzensberger hat
den Bedeutungsverlust des Politischen schon vor
gut fünfeinhalb Jahren herausgestellt - und sich
darüber linkslibertär gefreut .13 Das war Mitte der
achtziger Jahre und damals schon deshalb ein 
leicht erträglicher Standpunkt, weil es - vom
Thema Ökologie einmal abgesehen - hierzulande
keinen wirklich dramatischen Handlungsbedarf für
die Politik in den Grundfragen der gesellschaftli­
chen Entwicklung gab. Bei insgesamt prosperie­
render Entwicklung der Gesellschaft mußte der
wachsende Ersatz der politischen Handlung durch 
die politische Symbolik nicht weiter störend ins
Gewicht fallen. In den achtziger Jahren konnte es

13 Vgl. das SPIEGEL-Gespräch mit H. M. Enzensberger,
in: DER SPIEGEL, Nr. 3 vom 12. Januar 1987.

sich diese Gesellschaft problemlos erlauben, den
politischen Zukunftsdiskurs weitgehend auf die
Ebene von Talk-Show-Unterhaltung abgleiten zu
sehen. Jetzt aber ist es nicht mehr möglich, sich mit
dem Enzensberger des Jahres 1987 einfach darüber
zu freuen, daß die Politik zusehends in die Gesell­
schaft „zurückwächst“.

III. Das Ende des Sozialismus
und die Krise der westlichen

Parteiendemokratien

Zumindest das Ausmaß der Krise der Politik hier­
zulande ist nur vor dem Hintergrund der welthisto­
rischen Umbrüche am Ende der achtziger Jahre zu
verstehen. Mit diesem tiefsten Einschnitt in der
Geschichte des 20. Jahrhunderts hat sich eine 
Schere geöffnet, die die westlichen Demokratien
in eine gefährliche Schieflage bringen kann. Der
verbreitete Unmut über die Politik und ihr Unver­
mögen hat sehr viel zu tun mit dem Eindruck, daß
angesichts der neuen Probleme, die als Folge des 
Umbruchs im Osten auf uns zukommen, eine poli­
tische Gestaltungskraft verlangt wäre, zu der die
Politik bei uns gerade nicht fähig ist. Mit anderen
Worten: In diesen Umbruchzeiten dringt ins allge­
meine Bewußtsein, wie begrenzt die Möglichkei­
ten der Politik in einer hochkomplexen modernen
Dienstleistungsgesellschaft mit komplizierten In­
stitutionengefügen und sich pluralisierenden Nor­
men- und Wertesystemen sind.

Peter Glotz hat in der „Neuen Gesellschaft“ Eli­
sabeth Noelle-Neumann zitiert: „Für die Demo­
kratie ist nichts gefährlicher als die Kombination
von anschwellenden Ängsten, die aus den unmit­
telbaren Erfahrungen des Alltags rühren, und dem 
Eindruck, daß die Politiker nichts tun wollen oder
sich nicht zu helfen wissen.“14 Tatsächlich liegt hier
der Punkt, an dem sich die strukturellen Ursachen 
für die wachsenden Schwierigkeiten demokrati­
scher Konsensfindung in dieser besonderen histori­
schen Konstellation zu einem gefährlichen Syn­
drom von politischer Apathie, rechtspopulistischer
Aggression und gutgemeinter, aber blauäugiger 
Institutionenkritik von links auswachsen können.

Zwei Jahre nach dem Vereinigungsjahr 1990 spürt
jeder die Tiefe der historischen Veränderungen,
die seit 1989 eingetreten sind. Der in der alten
Bundesrepublik lange unternommene Versuch,

14 P. Glotz (Anm. 2), S. 511.



die neuen Realitäten schlicht nicht wahrhaben zu
wollen, erweckt bei den Wählern das Empfinden,
mit einer Vielzahl von Ängsten und Problemen al­
leine gelassen zu sein, zu denen den Politikern an­
scheinend nichts einfällt. Jetzt geht es den Politi­
kern so wie dem Kaiser in dem Märchen von den
neuen Kleidern: Plötzlich steht die Politik nackt
da, wirken viele ihrer Exponenten allzu selbstge­
fällig und geradewegs so, als lebten sie noch in der
betulichen alten Bundesrepublik und nicht inmit­
ten eines riesigen Handlungsdrucks, der die alten
Rituale der Talk-Show-Dramaturgie und der Poli­
tik via Medienpräsentation ebenso überprüfungs­
bedürftig werden läßt wie das eingefahrene Streit­
ritual im Bonner Bundestag.

Angesichts der Tiefe des historischen Einschnitts
sind die erregenden und anscheinend unlösbaren
Fragen der Finanzierung der Folgen der Einheit
und die Rückwirkungen auf die staatliche Finanz­
politik insgesamt fast noch Probleme mikropoliti­
scher Art. Hinzu kommen wachsender Zuwande­
rungsdruck von außen, ein emotions- und
kostenträchtiger Punkt, bei dem sich niemand ein­
bilden möge, in den kommenden Jahren sei Ent­
spannung zu erwarten; das Aufbrechen eines eth-
nozentrierten neuen Nationalismus im Osten, der
inzwischen wieder Kriege mitten in Europa mög­
lich werden läßt, zu denen dem Westen bisher
nicht viel mehr eingefallen ist als eine Demonstra­
tion der eigenen Ohnmacht; schließlich das heikle
Thema Europäische Einigung.

Daß in einer solchen Umbruchzeit viele Menschen
verunsichert sind, nach Orientierung suchen und
dabei Ansprüche und Bedürfnisse an die Politik 
formulieren, ist nur naheliegend. Daß die Politik
dem so wenig abhelfen kann, trägt mehr zur Par­
teien- und Politikverdrossenheit bei als jene Un­
zahl von Diskussionen über Politikereinkommen,
die zur Zeit überall geführt werden.

Von der Politik gefordert ist nichts weniger als eine
Renaissance konventioneller politischer Tugen­
den: Sinn für die Politik als „Kunst des Mög­
lichen“, Orientierung auf sachliche Problemlö­
sung, Fähigkeit zur Konsensstiftung, Begrenzung
der marktschreierischen medialen Streitdramatur­
gie der heißen Stühle. Es mag ja sein, daß die Poli­
tiker einer Gesellschaft letztlich mehr oder weni­
ger hilflos ausgeliefert sind, die sich weigert, von
der eigenen Vergötterung des Besitzindividualis­
mus zu lassen. Aber daß sie, statt wenigstens den
Versuch zur steuernden Einflußnahme zu wagen,
mutlos resignieren oder dem vermeintlichen Mas­
sengeschmack nachrennen - das kann man ihnen
schon vorwerfen.

IV. Machtpragmatismus pur -
Die politische Kultur der Ära Kohl

Daß das schlechte Management der Deutschen
Einheit zumindest mit dem Ausmaß zu tun hat, das 
die Krise der Politik hierzulande angenommen hat,
liegt auf der Hand. Daß Kohls „Steuerlüge“ und
all die anderen Versprechungen im Jahr der Deut­
schen Einheit dazu beigetragen haben, daß die 
Politik an Glaubwürdigkeit eingebüßt hat, läßt sich
kaum bestreiten.

Aber nicht nur wegen dieser Fehler und Fehlein­
schätzungen, die Kohls Amtsvorgänger im Früh­
jahr zu dem Urteil veranlaßt haben, „dieser Mann
kann es nicht“, hat die Ära Kohl mit dem zu tun,
was hier als ein Syndrom aus Politik- und Parteien­
verdrossenheit bezeichnet worden ist.

Das Politikideal, das von diesem Bundeskanzler
seit fast einem Jahrzehnt repräsentiert wird, ist auf
einen rein machtpolitisch angelegten Pragmatis­
mus reduziert, den man als „Machtpragmatismus
pur“ bezeichnen kann und der seine Ausstrahlung
in die Gesellschaft hinein keineswegs verfehlt.
Politik wird zur bloßen Taktik, die Macht vor al­
lem um ihrer selbst willen angestrebt, entleert je­
der inhaltlichen Botschaft und ohne jede visionäre
Kraft. Wo eine Politik derart wenig konzeptionel­
len Geist atmet und die überzeugende Idee so sehr
vermißt wird, kann, ja muß sich dem Bürger der
Eindruck vermitteln, der Sinn dieser Politik be­
stünde letztlich im bloßen Machterhalt der Regie­
renden selbst.

Hätte es den historischen Glücksfall der Deut­
schen Einheit nicht gegeben, die dem Kanzler den
Platz in den Geschichtsbüchern sichert, wüßte
nach einem Jahrzehnt der Regierung Helmut Kohl 
kaum jemand so recht, weshalb dieser Mann
eigentlich so lange Kanzler sein mußte. Am An­
fang hat er die konservativen Geister enttäuscht,
die vergebens auf die geistig-moralische Wende ge­
hofft hatten. Sie blieb aus, weil der Kanzler mit
einigem Gespür für den liberalen Zeitgeist erkannt
hatte, daß es an dieser Stelle machtpolitisch nicht 
viel zu holen gab. Also ließ der Kanzler die libera­
len CDU-Modemisierer gewähren. Als dann
Geißler überzog und gegen Kohl Front machte,
wechselte dieser die Pferde und zog seinen Gene­
ralsekretär aus dem Verkehr. Inhaltlich begründet
war da gar nichts, es zählte allein das machtpoliti­
sche Kalkül.

♦
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Als Kohl dann die Deutsche Einheit mehr oder
weniger wie eine reife Frucht in den Schoß fiel, be­
wies er immerhin so viel Geschick, daß er zur rech­
ten Zeit auf den immer schneller fahrenden Zug 
aufzuspringen und den Part des Lokführers zu
übernehmen verstand. Mit dem Glücksfall der
Vereinigung bekam er Gelegenheit, die Vorteile
seines Amtes voll auszuspielen und sein Mandat in
eine dritte Amtszeit hinein zu verlängern.

Jetzt ist auch diese Phase abgeschlossen und der
Kanzler von den schnöden Alltagsrealitäten seiner
an vielen Stellen gar nicht glänzend gemachten 
Einheit eingeholt. Nun öffnet sich nach dem kur­
zen Jahr der Kohl-Bewunderung als „Kanzler der
Einheit“ wieder der Blick des Bürgers auf den
„Aussitzer“ und reinen Machtpragmatiker Kohl.

Der Mangel an politischer Perspektive, der kenn­
zeichnend ist für die Ära Kohl, ist sicher nicht die
Hauptursache für die derzeitige Krise. Wenn es sie
wäre, dürften die Krisenphänomene im internatio­
nalen Vergleich nicht so viele Ähnlichkeiten auf­
weisen. Mitterrand ist schließlilch nicht Kohl, und 
doch gibt es selbst in Frankreich vergleichbare Pro­
bleme. Dennoch trägt dieser politische Stil zur 
Problemverschärfung bei. Wo Politik den Men­
schen nicht vermitteln kann, wozu sie gemacht
wird außer zum Zwecke der Machterhaltung für
jene, die die höchsten Ämter innehaben, darf sich
niemand wundern, wenn Glaubwürdigkeitspro­
bleme entstehen. Die Kanzlerschaft Kohls trägt
mit dazu bei, daß das Ausmaß der Krise so tief
geht. Solange dieser Kanzler bleibt, wird es der
Politik in Deutschland schwerer fallen, aus dem
Glaubwürdigkeitsloch herauszufinden .

V

15

. Die Krise der Politik als Problem
der „Politischen Klasse“

Im Mittelpunkt der derzeitigen Debatte über die
Krise der Politik steht die „Politische Klasse“ .16

Zahllos sind die Klagen über den angeblichen Ni­
veauverlust beim politischen Führungspersonal,
noch zahlreicher die Attacken gegen Selbstversor­
gung, „Klüngelwirtschaft“ und dergleichen. Man­
che sehen schon eine „Italienisierung der deut­
schen Politik“ kommen.

15 Zur Rolle Helmut Kohls vgl. den SPIEGEL-Essay von
P. Bender, Kanzler - nur auf Zeit, in: DER SPIEGEL,
Nr. 26 vom 22. Juni 1992, S. 27f.
16 Vgl. Anm. 4.

Das „politische Urgestein“ der zweiten deutschen
Republik sei inzwischen fast ausgestorben und wir
bekämen nun die Folgen zu spüren - so eine ver­
breitete Auffassung. Da werden Erinnerungen an
legendäre politische Führungspersönlichkeiten aus
der Geschichte der Bundesrepublik beschworen.
So gilt die SPD-Führungstroika aus den siebziger
Jahren mit Brandt, Schmidt und Wehner mittler­
weile als leuchtendes Vorbild für eine zu echter
politischer Führung angeblich nicht so recht befä­
higten sozialdemokratischen Enkelgeneration. Die 
Union schließlich habe nach dem Kanzler fast gar 
nichts mehr anzubieten. Statt knorriger Persön­
lichkeiten mit Schwere und Gewicht träten nur
noch windschnittige Politangestellte ohne überzeu­
gendes Profil auf.

Nicht nur die Generationenfrage wird in diesem 
Zusammenhang bemüht. Die Parteienherrschaft
führe zu falscher Personalauswahl, verhindere das 
politische Engagement sachkompetenter Querein­
steiger und trage auf diese Weise zum Niveauver­
lust der Politik bei, so ein besonders populäres Ur­
teil.

Schließlich geht es um die „Selbstbedienungsmen­
talität“ der Politiker. Angefangen von Diätenrege­
lungen über Übergangsgelder, Rentenansprüche
bis hin zur Finanzierung von Parteien und Fraktio­
nen steht zur Zeit fast alles am Pranger, was mit
der materiellen Ausstattung von Politik zu tun hat.
Dabei scheint die Erinnerung an diverse Diäten­
skandale zu belegen, daß die Politiker vor allem an
ihrer eigenen, möglichst üppigen Selbstalimentie- 
rung interessiert seien.

Ist demnach die Klage über das politische Füh­
rungspersonal und die Selbstbedienungsmentalität
nur die Wiederholung der immer gleichen Nörgelei 
über die Politiker und vor allem darüber, das frü­
her sowieso alles besser war? Ja und Nein. Ja, weil
es solche Klagen zu allen Zeiten gab und die Erin­
nerung manches verklärt. Nein, weil an der Kritik
trotzdem etwas bleibt: Es fehlt an Typen, die sich
einprägen, es fehlt an Persönlichkeiten. Zu viele
wirken austauschbar, ein bißchen wie Politiker von
der Stange.

Dies ist nicht den handelnden Personen vorzuhal­
ten, auch nur sehr begrenzt den Auswahlmechanis­
men der Parteien. Eher schon geht es um die Ge­
sellschaft, die diese Menschen geprägt und auch 
gewählt hat. Daß die Zahl der Persönlichkeiten ab­
nimmt, wird auch in anderen Berufen beklagt: im
Sport, in der Kunst und in der Wirtschaft.

Ganz sicher hat die Führungsfähigkeit des politi­
schen Personals abgenommen, während die Eitel­



keit der einzelnen Darsteller zugenommen hat.
Mit steigender Tendenz neigen Politiker heutzu­
tage dazu, ihre Urteile über sich selbst und ihre
politische Leistung allein aus ihrem Spiegelbild in
den Medien zu beziehen. Das nötigt zu Schnell­
schüssen und Spektakel, die zwar mitunter einigen 
Wirbel machen, dann aber oft auch schnell wieder
vergessen sind.

Hinzu kommt der libertäre Zeitgeist. Wenn etwa
der SPD-Vorsitzende Björn Engholm auf inner­
parteiliche Kritik an seinem angeblich zu laschen 
Führungsstil mit dem Hinweis antwortet, heutzu­
tage könne ein SPD-Politiker eben nur noch mode­
rieren, macht das klar, daß hier gesellschaftliche
Veränderungen eine Rolle spielen. Tatsächlich
wäre ein autoritärer Zuchtmeister vom Schlage
eines Herbert Wehner an der Spitze der SPD-Bun-
destagsfrakton heute kaum noch denkbar.

Der Demokratisierungsschub der letzten zwanzig
Jahre und der Einbruch der Mediengesellschaft ha­
ben die Ausübung von Macht und Führungskraft
schwerer werden lassen. Macht und Führungskraft
- sie leben auch vom Abstand, wohl auch vom My­
thos. Die Veralltäglichung von Politik, ihre Ent­
zauberung durch die unerbittliche Fernsehschein­
werferrealität - dies alles liefert nicht wenigen die 
Chance zum Auftritt und verhindert dabei doch
die Entwicklung der großen „politischen Persön­
lichkeiten“, die derzeit so vermißt werden. Wie
soll heute ein „Standing“ wachsen, wenn allüberall
die Medien mit ihrer über die Marktkonkurrenz in­
duzierten Neigung zu „ex und hopp“ bereitstehen?
Unter den Bedingungen der Mediengesellschaft ist
das Wachsen der starken politischen Führungsper­
sönlichkeiten jedenfalls schwerer geworden. Wer
am liebsten jeden Winkel der Politik permanent
medial ausgeleuchtet sehen möchte, darf nicht
gleichzeitig „Größe“ im Weberschen Sinne verlan­
gen. Wer alles über Politik und die Politiker wissen
will, erfährt auch ihre schnöden, schmutzigen und
gemeinen Seiten - ganz wie im sonstigen Leben
auch. Die Politiker sind im Durchschnitt nicht 
schlechter, aber eben auch nicht besser als die Ge­
sellschaft, die sie hervorbringt und mit Mandaten
versieht.
Die soziale Rekrutierung der Politiker ist in der
Demokratie zu allen Zeiten ein ebenso heikles
Problem gewesen wie das Thema „Politik als Be­
ruf“ überhaupt. Politik soll „professionell“ ge­
macht werden, gleichwohl tut sich die Gesellschaft
mit der Akzeptanz des „Politikerberufs“ besonders
schwer' . Umgekehrt steht außer Frage, daß die
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7 Die Vorbehalte gegenüber dem Berufspolitikertum tre­
ten gerade in Deutschland in immer neuen Variationen auf.

internen Auswahlmechanismen politischer Par­
teien nicht selten wenig flexibel und schwerfällig 
sind. Die „Ochsentour“ von Bewerbern für Ämter
und Mandate ist die Regel, Seiteneinsteiger haben
es schwer.

Zum Rekrutierungsmechanismus der Politiker
werden die verschiedensten Reformüberlegungen
diskutiert: Nicht selten sind es Vorschläge, die in
den achtziger Jahren in der einen oder anderen
Form von den GRÜNEN bereits ausprobiert wor­
den sind. Diskutiert werden zum Thema Personal­
auswahl vor allem drei Vorschläge: die Einführung
von „Primaries“ nach amerikanischem Vorbild bei 
der Auswahl von Bundestags- und Landtagskandi­
daten, die Präsentation mehrerer Bewerber durch
die Parteien, schließlich die Einführung eines ro­
tierenden Systems, also eine Begrenzung der Man­
datszeit auf eine maximale Zahl von Wahlperio­
den. Der Wissenschaftler Erwin K. Scheuch hat
jüngst die inzwischen von den GRÜNEN aufgege­
bene Position einer Beschränkung auf acht Jahre
wieder aufgegriffen.

Ich halte alle drei Vorschläge für unpraktikabel
und wenig sinnvoll. Die Einführung von „Prima­
ries“ mag bei besonders herausgehobenen Funk­
tionen einiges für sich haben. Aber jeden Bundes­
und Landtagskandidaten auf diese Weise auszu­
wählen, bedeutete eine enorme Überschätzung des 
Interesses, mit dem die Auswahl der „gewöhnli­
chen“ Abgeordneten normalerweise rechnen
kann. Im übrigen dürfte ein solches System eher
den Amtsinhaber und damit gerade nicht den
Wechsel begünstigen. Auch der Vorschlag, die
Parteien mögen doch mit jeweils zwei Kandidaten
vor die Wähler treten, liefert nicht den Stein der
Weisen. Hier ist vor allem an die enormen politi­
schen Kosten zu denken, die durch ein solches 
Verfahren entstünden. Die jeweiligen Parteiglie­
derungen wären über längere Zeiträume durch den
Wettkampf der betreffenden Kandidaten nahezu
lahmgelegt. Und da der unterlegene Teil aufgrund
des öffentlichen Wettbewerbs einen höheren Preis 
für seine Niederlage zu zahlen hätte, fiele der Kon­
flikt vermutlich sehr viel härter aus.

An dieser Stelle muß dem wohlfeilen Urteil entge­
gengetreten werden, Absprachen und längerfri-

Mal ist die Kritik rechtspopulistisch eingefärbt, mal kommt
sie direktdemokratisch-repräsentationskritisch von links.
Vgl. zum Repräsentationsproblem in der Demokratie
G.Göhler, Politische Repräsentation in der Demokratie, in:
Th. Leif u.a. (Anm. 4), S. 108ff.; D. Herzog, Der moderne
Berufspolitiker. Karrierebedingungen und Funktionen in
westlichen Demokratien, in: Landeszentrale für Politische
Bildung in Baden-Württemberg (Hrsg.), Eliten in der Bun­
desrepublik Deutschland, Stuttgart 1990, S.28ff.



stige personalpolitische Überlegungen seien in der
Politik prinzipiell von Übel. Wer die praktischen 
Erfahrungen der GRÜNEN bedenkt, wo die Ge­
genkandidatur nicht die Ausnahme, sondern die
Regel ist und ansonsten eine ganze Reihe basisde­
mokratischer Experimente über ein Jahrzehnt
praktiziert worden sind, wird kaum so blauäugig
über Strukturreformen von Parteien urteilen kön­
nen. Selbst die Furcht der Parteien vor Konkur­
renzkandidaturen folgt nicht immer „niedrigen“
Beweggründen. Da sich die mit harten Konkur­
renzkämpfen stets verbundenen Verwerfungen in
sozialen Organismen wie Parteien meist nicht be­
grenzen lassen und nach der Entscheidung weiter­
wuchern, ist es eher vernünftig, wenn Organi­
sationen einen Mechanismus entwickeln, der ver­
schiedene Ambitionen möglichst konsensual zu­
sammenbringen will. Sofern auf diese Weise
die unterschiedlichen Ambitionierungen durch 
Kompromißbildung im Vorfeld abgefedert werden 
können - das gelingt allerdings immer weniger -,
ist der so vermißten Handlungsfähigkeit der Politik
am Ende viel mehr gedient. Man kann sich natür­
lich auf den Standpunkt stellen: Diesen Preis wol­
len wir zahlen. Aber dann muß auch klar sein, daß
die flächendeckende Einführung solcher Auswahl­
mechanismen nicht Zusammengehen wird mit den 
gleichzeitig an die Politik gerichteten steigenden 
Handlungsanforderungen.

Erst recht gilt dies für die Rotation. Auf diesem
Gebiet gibt es keine besseren Experten als die
GRÜNEN, die über ein ganzes Jahrzehnt ihre Er­
fahrungen mit Theorie und Praxis des Rotationsge­
dankens in der Politik gemacht haben. Das Fazit
von zehn Jahren läßt sich in wenigen Stichworten 
zusammenfassen: Die Zwangsrotation bringt kei­
neswegs die angestrebte größere Offenheit und
Transparenz. Umgekehrt zahlt die Organisation
einen sehr hohen Preis: mangelnde Effizienz, 
übermäßige Konkurrenz innerhalb der Führungs­
gruppen, vermeidbare Verletzungen durch vorzei­
tige Personalwechsel, Heuchelei und Doppelmo­
ral. Hinzu kommen die Probleme mit den Medien. 
Bekannte Gesichter sind nicht ohne weiteres aus­
tauschbar. Und die öffentliche Wahrnehmung
eines politischen Gedankens ist nun zunächst ein­
mal an die Plazierung der Sprecher im öffentlichen 
Diskurs gebunden.

Die Macht der Parteien in der Gesellschaft ist zu
groß. Eine finanzielle Selbstbeschränkung von
Parteien und ihrer Stiftungen tut not. Die Parteien
sollten sich aus öffentlich-rechtlichen Rundfunkrä­
ten zurückziehen. Aber es sollte niemand daran
übertriebene Erwartungen knüpfen: Die Krise der
Politik heute liegt woanders begründet.

Natürlich muß auch über die Auswahl des politi­
schen Führungspersonals nachgedacht werden.
Die unerwünschten sozialen Selektionsmechanis­
men sind bekannt: Der Bundestag ist vor allem ein
Parlament von Beamten und Rechtsanwälten. Daß
diese Berufe so überrepräsentiert sind, hat einen 
ganz einfachen Grund: Angehörige des öffentli­
chen Dienstes können sich - wie vielleicht einige
Freiberufler unter bestimmten Bedingungen (An­
wälte einer Sozietät) auch - vergleichsweise ge­
fahrlos für eine politische Tätigkeit auf Zeit ent­
scheiden. Jedenfalls ist ihr persönliches und fami­
liäres Risiko begrenzbar, wenn ihr Engagement
nach einiger Zeit beendet sein sollte. Für viele an­
dere Berufsgruppen gilt dies nicht: Für sie steht
der Rechtsanspruch auf den alten Arbeitsplatz
eher auf dem Papier. Was soll denn ein Computer­
spezialist machen, der nach acht Jahren Fulltime- 
Beschäftigung im Bundestag mit Fünfzig ausschei-
den muß? Er hat beruflich längst den Anschluß 
verloren.

Dies mag zeigen, wie blauäugig und weltfremd es
ist, wenn etwa Erwin K. Scheuch zwei Dinge auf
einmal verlangt: Einmal soll der Politiker in seiner
Mandatszeit nichts anderes tun. Demnach dürfte
er seine berufliche Tätigkeit nicht weiter ausüben,
auch nicht eingeschränkt. Gleichzeitig aber fordert
Scheuch die Rotation der Abgeordneten. Daß nun
das gerade nicht zusammenpaßt, liegt auf der
Hand.

Wer die sozialen Selektionsmechanismen wenig­
stens begrenzen will, hat im Prinzip drei Möglich­
keiten: Entweder den Politikern werden relativ 
großzügige Einkommens- und Übergangsregelun­
gen angeboren, die das Risiko eines politischen
Engagements auf Zeit abmildern. Dieser Weg ist
in Deutschland gewählt worden, hat freilich eine
Reihe von Mißbräuchen und Übertreibungen her­
vorgebracht, die den Politikern zu Recht vorzuhal­
ten sind. Eine zweite Möglichkeit der Politikerfi­
nanzierung liefe auf den amerikanischen Weg hin­
aus. Dort haben wir - vereinfacht gesprochen - die
Dauerrotation der Politiker in die Wirtschaft und
umgekehrt. Dies führt zu einem politischen Sy­
stem, in dem die Politik von der Wirtschaft im
Grunde ausgehalten wird.

Ein dritter Weg würde sich um die sozialen Selek­
tionsmechanismen durch materielle Gratifikatio­
nen gar nicht weiter kümmern. Danach wäre Poli­
tik im Grunde kein Beruf, sondern Berufung und 
demnach kein Ort für den Erwerb von Rentenan­
sprüchen. In dieser Definition des Politikers wird
über Geld nicht geredet, weil schon dies das ideali­
stische Motiv verdunkelte. Dieser Weg führte ge­



radewegs in eine Mischform aus Honoratiorenpar­
lament, Parteiangestellten und Abenteurernatu­
ren, die durch keinerlei familiäre Rücksichten ge­
hindert sind, das Wagnis auf sich zu nehmen, das 
mit einer politischen Karriere auf Zeit unter sol­
chen Bedingungen verbunden sein muß.

Wer dies alles abwägt, kann am Ende das derzei­
tige System im Grundsatz so schlecht nicht finden.
Würde es transparenter gemacht, Übertreibungen
korrigiert, Renten- und Pensionsansprüche mit
Aktiveinkünften verrechnet und die Finanzansprü­
che der Parteien und Fraktionen zurechtgestutzt -
wir hätten nicht den Stein der Weisen, aber eine
vertretbare Regelung der Politikfinanzierung.

VI. Die Politiker als
Projektionsfläche einer
gesellschaftlichen Krise

Die Debatte um die Politikfinanzierung ist richtig
und notwendig, aber es ist im Grunde die richtige
Diskussion zur falschen Zeit. Denn so, wie sie der­
zeit geführt wird, verdunkelt sie eher die eigent­
lichen Probleme der Politik in dieser Umbruch­
phase.

Daß die Politik so sehr ins Gerede gekommen ist,
daß sich kaum jemand noch mit den Politikern
identifizieren mag, liegt in erster Linie daran, daß
die Wähler bemerken: Die Politik leistet nicht das,
was sie leisten soll. Wer das ändern will, muß sich
in erster Linie auf die Frage konzentrieren:
Warum leistet die Politik das nicht? Soweit sich die
öffentliche Auseinandersetzung statt dessen auf
die Mechanismen der Politikfinanzierung konzen­
triert, haben wir es hier eher mit einem Neben­
kriegsschauplatz zu tun, auf dem Folgeprobleme
abgearbeitet werden.

Die westlichen Parteiendemokratien sind auf die 
Anforderungen schlecht vorbereitet, die der welt­
geschichtliche Umbruchprozeß an sie stellt. Wäh­
rend der Parteienstaat einerseits immer tiefer in
das gesellschaftliche System eingedrungen ist, hat
die reale Gestaltungskraft der Politik auf eine an­
gesichts der aktuellen Problemkonzentration ge­
fährliche Weise abgenommen.

Politik und Gesellschaft haben sich hierzulande all­
zulange hartnäckig geweigert, zur Kenntnis zu
nehmen, was seit 1989 geschehen ist. Während im
Westen hedonistisch und zukunftsoptimistisch die
neuen Chancen nach dem Ende der bipolaren Welt­

ordnung beschworen wurden, wurden die düsteren
Mächte ethnonationalistischer Atavismen, die aus 
den Trümmern des Ostblocksozialismus aufstei­
gen, lange Zeit geflissentlich übersehen. In der
Gesellschaft aber haben sich allmählich Ängste
aufgestaut, denen gegenüber die Politik sich nicht 
zu helfen weiß. Ob es um soziale oder kulturelle
Verlustängste von Westdeutschen geht oder um 
die souveräne Ignoranz der Bonner Politik gegen­
über den massenhaft in die Arbeitslosigkeit entlas­
senen Ostdeutschen: Die Politik erweckt derzeit
den Eindruck, weit entfernt von den Problemen
der Menschen zu sein.

„Erstens hat die ökonomisch unbewältigte Wieder­
vereinigung ein gewaltiges Potential an depravier-
ten Menschen produziert: 30 Prozent De-facto-
Arbeitslose in einigen neuen Bundesländern, dazu 
die notwendigerweise oft haßerfüllten Opfer der
Stasi-Manie und die oft unnötigerweise ressenti­
mentgeladenen Solidaritätszuschlagszahler im

ten.“1818 Und dazu kommen die keineswegs nur
irrationalen Ängste vor jener Völkerwanderung,
an deren Beginn wir erst stehen.

„Zweitens bewegt sich die Regierung in einer
schwierigen Situation würdelos und täppisch. Man 
wählt einen Mann zum Vizekanzler, der allgemein
als unseriös gilt... eine Staatsschauspielerin nennt
einen Staatsschauspieler öffentlich ,Du intrigantes

chwein1 und das klassische Justizressort wird von 
einer jungen Frau besetzt, deren komplizierten
Doppelnamen selbst in der politischen Klasse
kaum jemand kennt... Es kommt ein Drittes
hinzu: Die Opposition ist unvorbereitet und lebte
allzu lange, allzu unbekümmert im rseits-
Andererseits.“19
19

Diese Diagnose enthält eher eine Unter- als eine
Übertreibung. Statt eines Triumphzuges der west­
lich-demokratischen Ideenwelt, des Sieges des 
Liberalismus als „Ende der Geschichte“
(Fukuyama), erleben wir allgemeine Orientie­
rungslosigkeit und wachsendes Chaos. Das ist der
Hintergrund der derzeitigen Krise der Politik,
nicht die Einkommen des saarländischen Minister­
präsidenten.

Die Unappetitlichkeiten in der Politikerversorung
erhalten erst vor dem Hintergrund von Verunsi­
cherung, Überforderung und des verbreiteten Ein­
drucks, der Politik fiele dazu nichts ein, jene Be­
deutung, die seit einigen Wochen zu erleben ist. So
werden die Politiker zur Zeit vor allem zur Projek­
tionsfläche für eine viel tiefergehende gesellschaft­

18 P. Glotz (Anm. 2), S. 511.
19 Ebd.



liehe Krise - ein Umstand, an dem sie freilich kei­
neswegs unschuldig sind.
Antje Vollmer hat unlängst mit tiefem Zukunfts­
pessimismus die „Wachstumskrise der europäi­
schen Hochkultur“ als „Hintergrund der europa­
weiten Parteienkrise“ bezeichnet. Da die Grenzen
des europäischen Wachstums aus ökonomischen,
sozialen und ökologischen Gründen erreicht seien, 
bliebe den Führungsgruppen in diesen Gesellschaf­
ten allein noch die Chance, „kompromißlos zu re­
gieren“. Diese Zeit ließe nur noch „böse oder
schwache Herrscher“ zu .

2

20

0 A. Vollmer (Anm. 3).

Dieser linkskonservative Zukunftspessimismus ir­
ritiert durch seine vage Terminologie. Aber eines
ist daran gewiß richtig: Der größte Fehler, den die
Politik derzeit begehen könnte, bestünde darin,
sich bloß libertär an Petitessen zu delektieren,
während um uns herum aus der neuen Weltunord­
nung das Chaos zu werden droht. Die Politik hier­
zulande braucht vor allem eines: einen Rückge-
wiiin an Legitimation und konsensbildender
Kraft. Das schafft nicht, wer immer nur den
Leuten nach dem Munde reden will. Gewinnt sie
diese Kraft nicht zurück, steht auf mittlere Sicht
ganz real das Problem autoritärer Lösungen vor 
der Tür.



Karl-Heinz Dittrich

Das Bild der Parteien im vereinten Deutschland
Für welche Bevölkerungsgruppen setzen sie sich ein?

I. Schrumpfende Wählerbasis
der Volksparteien

Rückläufige Mitgliederzahlen und schrumpfende
Wähleranteile belegen die - aus unterschiedlichen
Motiven stammende - wachsende Abneigung vie­
ler Bürger, längerfristige politische Bindungen und
Verpflichtungen einzugehen:

„Daß die Volksparteien in der Krise seien, ist
schon oft behauptet worden. Nun sind die Krisen­
symptome nicht mehr zu übersehen.“1

„Nach der jüngsten Zwischenbilanz hat die CDU
bundesweit noch knapp 750000 Mitglieder, die 
SPD etwa 920000, die FDP 150000, Die Grünen
schwanken um die 40 000, doch am meisten mußte
im vergangenen Jahr erneut die SED-Nachfolge-
partei PDS bluten: Mitte 1991 schmolz der Mitglie­
derbestand erneut beträchtlich von 250000 auf
etwa 180 000.“

I
2

m zweiten Jahr nach der deutschen Wiederver­
einigung stellt sich die Frage, wie es zu dieser Ent­
wicklung gekommen ist und in welchem Maße das 
Verhältnis der Wähler zu den Parteien eine neue
Qualität erhält: Welche Vorstellungsbilder haben
die Wähler von den Parteien, und wie gut fühlen
sie sich von ihnen vertreten? Sehen sie ihre Inter­
essen von den Parteien in ausreichendem Maße be­
rücksichtigt, und welche politischen Konsequen­
zen ziehen sie daraus?3

1 Wulf Schönbohm, Am Scheideweg - Nur völlig neue
Wege sichern den Volksparteien das Überleben, in: taz vom
25. Mai 1992.
2 Rheinische Post vom 15. Mai 1992.
3 Empirische Grundlage für die folgende Analyse ist im we­
sentlichen eine Umfrage, die das Meinungsforschungsinstitut
MARPLAN, Offenbach, vom 14. September bis zum 13. Ok­
tober 1991 im Auftrag des Forschungsinstituts der Konrad-
Adenauer-Stiftung durchgeführt hat. Befragt wurden insge

Die Wahlstatistik zeigt deutlich, daß vor allem die
großen Volksparteien in den letzten zehn Jahren
zunehmend Schwierigkeiten haben, Wähler an sich
zu binden. Seit den ersten Bundestagswahlen galt 
als gewissermaßen unumstößliche Erfahrungsre­
gel, daß vorwiegend die kirchentreuen Katholiken
aus den dünnbesiedelten ländlichen Regionen zu
den beständigsten Wählern der Unionsparteien
zählen. Umgekehrt konnten sich die Sozialdemo­
kraten immer schon auf die uneingeschränkte
Unterstützung der gewerkschaftlich organisierten
Arbeiterschaft verlassen, hier vor allem aus den in­
dustriellen Ballungszonen wie z.B. dem Ruhrge­
biet und den Stadtstaaten.

Mit der quantitativen Einschmelzung der traditio­
nellen Sozialmilieus4 nahm der politische Stellen­
wert dieser Gruppen für die Volksparteien ab.
Gleichzeitig sank die Bereitschaft zur Unterstüt­
zung der beiden großen Parteien: Konnten noch in
den siebziger Jahren CDU/CSU und SPD über 90
Prozent der Wähler auf sich ziehen, so ist dieser
Anteil seit 1980 rückläufig. 1990 fiel er erstmals
seit 1953 wieder unter die 80-Prozent-Marke.
Parallel zu dieser Entwicklung verstärkte sich in
den achtziger Jahren das längerfristige Abschmel­
zen der Parteihochburgen - in ländlichen Regio­
nen zu Lasten der Union, in Großstädten zu La­
sten der SPD.

Die erste gesamtdeutsche Bundestagswahl mar­
kiert den vorläufigen Endpunkt einer Entwick­
lung, die im Wahlgebiet der alten Bundesländer
schon seit längerem sichtbar war (vgl. Abbil­
dung 1).

samt 4350 wahlberechtigte Personen (Westdeutschland:
2721; Ostdeutschland: 1629). Alle Zahlen wurden politisch
gewichtet (Rückerinnerungsfrage). Die berichteten Zahlen
für Gesamtdeutschland enthalten zusätzlich einen Proportio­
nalitätsfaktor zur Angleichung der ostdeutschen Teilstich­
probe (0,4261).
4 Vgl. Hans-Joachim Veen, Bewährung als Volkspartei -
Konfession und Wahlverhalten der Generationen, in: Die
Politische Meinung, 238 (1988).



Abbildung 1: Die Bindungskraft der Volksparteien
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1 Bezogen auf die gültigen Stimmen.
2 Bezogen auf die Wahlberechtigten.

Quelle: Forschungsinstitut der Konrad-Adenauer-Stiftung.

II. Der Einfluß sozialer Konflikte
auf parteipolitische Orientierungen

Untersucht man die allmähliche Ablösung der tra­
ditionsorientierten Wählerschaft von den beiden
Volksparteien vor dem Hintergrund der in den
achtziger Jahren erfolgten soziokulturellen Ver­
schiebungen, fällt auf, daß sich mit der Lockerung
der Parteibindungen auch die charakteristischen
Erscheinungsbilder von Union und SPD in vielfa­
cher Hinsicht gewandelt haben.

Eine der zentralen Komponenten der Parteien­
wahrnehmung dürfte die stark gestiegene politi­
sche Unzufriedenheit sein. Vorher ist jedoch zu
klären, aufgrund welcher sozialstrukturellen Vor­
aussetzungen sich das Ansehen der Parteien in der
Wahrnehmung des Bürgers eigentlich verändert
hat. Hängt der Ansehensverlust der Parteien nur
von ihren eigenen Leistungen ab? Dies ist kaum
anzunehmen. Negativklischees über Großorgani­
sationen wie Kirchen, Unternehmen und Gewerk­
schaften sind weit verbreitet. Die politischen Par­
teien bilden keine Ausnahme. Sie stehen jedoch
mitnichten im Zentrum allgemeiner Verketzerun­

gen, zu denen die Medien, ihrem eigenen Rollen­
verständnis verpflichtet, einen nicht eben rühmli­
chen Beitrag leisten.

Wichtig erscheint im Zusammenhang mit dieser
Fragestellung vor allem die Hervorhebung eines
langfristigen Entwicklungstrends, der heute als
eine der Hauptströmungen gesellschaftlichen 
Wandels gesehen werden muß: „Die zunehmende
Individualisierung und Pluralisierung unserer Ge­
sellschaft führt zu einer immer stärkeren Ausdiffe­
renzierung gegensätzlicher Interessen, Meinun­
gen, moralischer Imperative und Lebensstile. Eine
schichtenübergreifende, alle Wähler umfassende 
und integrierende Volkspartei wirkt da beinahe

chronistisch.“5

O

5

bwohl sich die Direktiven Lebensbedingungen
der Menschen seit den fünfziger Jahren - vor allem
durch die Anhebung der Einkommens- und Bil­
dungsniveaus - deutlich verbessert haben, „weist
die Struktur sozialer Ungleichheit in den entwik- 
kelten Ländern alle Attribute einer historisch-poli­
tisch genau betrachtet eigentlich überraschenden

5 W. Schönbohm (Anm. 1); s. a. Wolfgang Zapf u. a., Indi­
vidualisierung und Sicherheit. Untersuchungen zur Lebens­
qualität in der Bundesrepublik Deutschland, München 1987.



Tabelle 1: Subjektive Schichteinstufung im Zeitvergleich (in Prozent)

1957 1972 1980 1983 1987
West
1991

Ost
1991

Gesamt
1991

Oberschicht 1,9 0,5 2,3 2,1 3,5 4,3 0,2 3,4
Mittelschicht 43,2 59,2 58,9 57,9 59 59,5 37,6 54,6
Arbeiterschicht 48,5 38,1 38,2 39,1 37,5 36,1 62,2 41,9
Unterschicht 5,3 - - — - — - -

Keine Angabe U 2,1 0,6 0,9 - - - -
N = (3 385) (3 335) (6 206) (2 004) (2 026) (2 703) (1 624) (3 396)

Quelle für 1957: Morris Janowitz, Soziale Schichtung und Mobilität in Westdeutschland, in: Kölner Zeitschrift für Soziologie
und Sozialpsychologie, (1958), S. 28.
Quelle für 1972: F. U. Pappi, Parteiensystem (Anm. 7);
Quelle für 1980,1983,1987,1991: Forschungsinstitut der Konrad-Adenauer-Stiftung, Archiv-Nr.: 8012,8307,8702,9105.

Stabilität auf... Etwas pauschal kann man dies da­
hin gehend zusammenfassen, daß die Kinder der
Eltern, die sich vor 30 Jahren in dem unteren Drit­
tel der Einkommens-, Macht-, Bildungs- und Pre­
stigehierarchie befanden, sich auch heute noch in
der überwiegenden Mehrzahl der Fälle in dem un­
teren Drittel der Einkommens-, Macht-, Bildungs­
und Prestigehierarchie befinden.“6

Es ist deshalb nicht verwunderlich, wenn Pappi
noch 1973 unwidersprochen feststellen konnte,
daß der Einfluß der sozialen Schicht neben dem
Faktor Religion das politische Konfliktpotential
der Bundesrepublik in dauerhafter Weise bestimmt
hat .7

Hierbei erhebt sich jedoch die Frage, wie dieser
Einfluß dauerhaft wirksam bleiben konnte ange­
sichts eines offenbar brüchiger gewordenen Gefü­
ges objektiver Schichtindikatoren. Wie u. a. Brink­
mann am Beispiel der Entkoppelung von Berufs­
position und Bildungsabschlüssen aufgezeigt hat,
ist die Brauchbarkeit der „klassischen Schichtmo­
delle“, die sich in der Regel auf eine operationale
Verknüpfung der drei objektiven Statusdimensio-

6 Ulrich Beck, Jenseits von Stand und Klasse? Soziale Un­
gleichheiten, gesellschaftliche Individualisierungsprozesse
und die Entstehung neuer sozialer Formationen und Identitä­
ten, in: Reinhard Kreckel (Hrsg.), Soziale Ungleichheiten,
Göttingen 1983, S.35.
7 Vgl. Franz Urban Pappi, Parteiensystem und Sozialstruk­
tur in der Bundesrepublik, in: Politische Vierteljahresschrift,
14 (1973) 2; ders., Die konfessionell-religiöse Konfliktlinie in
der deutschen Wählerschaft: Entstehung, Stabilität und
Wandel, in: Dieter Obemdörfer/Hans Rattinger/Karl
Schmitt (Hrsg.), Wirtschaftlicher Wandel, Religiöser Wan­
del und Wertewandel. Folgen für das politische Verhalten in
der Bundesrepublik Deutschland, Berlin 1985, S. 263-290;
ders., Das Wahlverhalten sozialer Gruppen bei Bundestags­
wahlen im Zeitvergleich, in: Hans-Dieter Klingemann/Max
Kaase (Hrsg.), Wahlen und politischer Prozeß. Analysen aus
Anlaß der Bundestagswahl 1983, Opladen 1986, S. 269-384.

nen Einkommen, Beruf und Ausbildung beschrän­
ken, nicht zuletzt wegen der problematischen Fol­
gen der Bildungsexpansion stark in Zweifel zu zie­
hen. „Bei allen Angestellten und Beamten stellt 
die subjektive Schichtzuordnung ein wichtiges 
Merkmal ihres schichtenspezifischen Selbstver­
ständnisses dar. Das Bewußtsein, nach ,oben‘ und
,unten4 abgegrenzt zu sein und einen ,Block in der
Mitte4 zu bilden, ist stark ausgeprägt. Diese Selbst­
perzeption stellt vor allem für die neue Mittel­
schicht die einigende Klammer dieser hinsichtlich 
Abstammung und Berufsposition heterogenen
Gruppierung dar.“8

Während der „objektive Einfluß“ der sozialen 
Schicht auf politische Einstellungen stark rückläu­
fig ist, zumindest jedoch relativiert worden ist, zeigt 
die Entwicklung der „subjektiven“ Schichtzugehö­
rigkeit nur zwischen den späten fünfziger und den
frühen siebziger Jahren die Zunahme des Mittel­
schichtbewußtseins und eine damit korrespondie­
rende Abnahme des Arbeiterschichtbewußtseins.
Seit Beginn der siebziger Jahre haben sich dagegen
die Relationen zwischen den Mentalitätsgruppen
im Westen Deutschlands nicht mehr verändert.
Fast 60 Prozent der wahlberechtigten Bürger zählen
sich zum Mittelschichtbereich, über ein Drittel zur 
Arbeiterschicht. Nur die Zahl der Bürger, die sich
zur Oberschicht rechnen, hat sich seit 1983 um
knapp 2 Prozent auf 4,3 Prozent fast verdoppelt.
Die kognitive Rezeption des vertikalen Schichtge­
füges scheint demzufolge - wegen der Attraktivität
und Persistenz des Mittelschichtgedankens in den
alten Bundesländern - von dem rasanten Wandel
der Berufsstruktur nur teilweise berührt worden zu
sein (vgl. Tabelle 1).

8 Heinz Ulrich Brinkmann, Wahlverhalten der „neuen Mit­
telschicht“ in der Bundesrepublik Deutschland, in: Aus Poli- '
tik und Zeitgeschichte, B 30-31/88, S. 19.



Tabelle 2: Beruf, Schichtbewußtsein und Wahlverhalten

Wähler der.. . (in Prozent)

CDU/CSU SPD FDP Grünen

Facharbeiter
Arbeiterschicht 33 53 4 7
Mittelschicht 52 34 7 7

Angestellte
Arbeiterschicht 25 44 15 17
Mittelschicht 48 37 8 8

Schüler (Studenten)
Wehrpflichtige/
Zivildienstleistende

Arbeiterschicht 9 36 0 55
Mittelschicht 31 20 19 30

Arbeitslose
Arbeiterschicht 20 62 10 9
Mittelschicht 28 46 0 26

Arbeiter-Hausfrauen
Arbeiterschicht 47 45 3 3
Mittelschicht 54 37 10 0

Quelle: Karl-Heinz Dittrich, Sozialstrukturelle Bestimmungsgründe der Wahlentscheidung, in: Hans-Joachim Veen/
Elisabeth Noelle-Neumann (Hrsg.), Wählerverhalten im Wandel. Bestimmungsgründe und politisch-kulturelle Trends am
Beispiel der Bundestagswahl 1987, Paderborn 1991, S. 152.

Vergleicht man dies mit den entsprechenden
Anteilen des Schichtbewußtseins in den neuen
Bundesländern, zeigt sich eine spiegelbildliche
Umkehrung in der Relation von Arbeiterschicht­
bewußtsein (62 Prozent) zu Mittel- bzw. Ober­
schichtbewußtsein (knapp 38 Prozent). Wenn die
Vermutung zutrifft, daß die parteipolitischen
Orientierungen der Bürger wesentlich durch die
subjektive Schichtzugehörigkeit von sozialen 
Gruppen beeinflußt wird, so wäre eine erfolg­
reiche Angleichung der sozialen und politischen
Befindlichkeit der Bürger in den neuen Bundes­
ländern ohne eine entsprechende drastische Ver­
änderung dieser Relation wenig wahrscheinlich.

Wie wirksam der Einfluß des Schichtbewußtseins 
für die Wahl der beiden großen Parteien ist,
konnte bereits in einer früheren Untersuchung
von 1987 - vor allem am Beispiel der Facharbei­
ter und Angestellten - aufgezeigt werden. Bei
diesen Gruppierungen verdoppelte sich fast der
CDU/CSU-Anteil, wenn das „Mittelschicht­
bewußtsein“ überwog. Umgekehrt erreichte die
SPD ihre höchsten Stimmenanteile bei den 
Berufsgruppen, die sich der Arbeiterschicht zu­
rechneten (vgl. Tabelle 2).

III. Die Wahrnehmung
von Wähler-Parteien-Koalitionen

Im Beispiel der Facharbeiter und Angestellten
ging es um Angehörige von Berufen, die sich im
Hinblick auf ihr gruppenspezifisches Selbstver­
ständnis nach dem Merkmal ihrer „subjektiven 
Verbundenheit mit einer bestimmten Schicht“ un­
terscheiden und dementsprechend, auf der Grund­
lage des bei ihnen vorherrschenden „Wir“-Ge- 
fühls, auch diesen Sozialkategorien „Arbeiter­
schicht-“ oder „Mittelschichtbewußtsein“ zuge­
rechnet werden können.

Gleiches gilt für andere soziale oder personale
Merkmale subjektiver Gruppenzugehörigkeit.
Noetzel und Rabeneick definieren soziale Grup­
pen in diesem Sinne nach ihrem jeweiligen Zuge­
hörigkeitsgefühl zu einer sozialen Bezugsgruppe in
Anlehnung an die von Scheuch verwendete Termi­
nologie als „Aggregate von Personen, die durch 
ein gemeinsames Merkmal oder eine Kombination
sozialer Merkmale ausgezeichnet sind und nicht in
direkter oder indirekter Interaktion stehen. Diese
gemeinsamen Merkmale können schichtenspezifi­



scher, beruflicher, regionaler, konfessioneller oder
z.B. auch ethnischer Natur sein. »Arbeiter6 oder
.Katholiken* stellen z.B. solche Kategorialgrup-
pen dar, die auf unterschiedliche Weise und Um­
fang durch eigene oder fremde Organisation reprä­
sentiert werden oder unorganisiert bleiben. Die
These der Vertretung von Gruppeninteressen
durch die Parteien läßt sich nach diesen Begriffser­
läuterungen folgendermaßen formulieren: Katego-
riale Gruppen perzipieren bestimmte Parteien als
Interessenvertreter ihrer fundamentalen Werte
und wählen sie auch.“9

Zur Unterscheidung von dem im politischen Raum
zumeist mit der Bedeutung der „Organisations-“
und „Konfliktfähigkeit“ besetzten Interessenbe­
griff betonen sie die Notwendigkeit, die Interessen
von sozialen Gruppen in dieser inhaltlichen Be­
deutung auf den Wertaspekt einzuschränken: „,In­
teresse* soll instrumentale Werte bedeuten. Inwie­
weit dient also eine Partei dem Zweck, bestimmte
Werte zu verwirklichen? In diesem Sinne sind die 
verschiedenen Politiken und das Verhalten der
Parteien instrumenteil für die fundamentalen
Werte von Gruppen oder Individuen. Das Han­
deln und die Programme der Parteien hindern oder
fördern solche Endzustände wie .Freiheit*, 
,Gleichheit*, »Wohlstan oder .Sicherheit* in der
Gesellschaft.“10 Diese definitorischen Verklärun­
gen sind wichtig, um eine mißverständliche Inter­
pretation des nachfolgenden Textes in Verbindung
mit organisierten Interessen bzw. Interessenver­
bänden auszuschließen. Die unten berichteten Be­
funde über soziale „Gruppen“ und deren „Interes­
sen“ werden deshalb vor dem Hintergrund der hier
dargestellten eingeschränkten Bedeutung der ver­
wendeten Begriffe interpretiert.
Nun gibt es verschiedene Quellen, aus denen sich
das Gefühl der Gemeinsamkeit oder das Bewußt­
sein, einer Gruppe mit ähnlicher Lebens- oder In­
teressenlage anzugehören, speisen kann. Neben
den historisch gewachsenen sozialen Konflikt­
strukturen, die in Deutschland in erster Linie
durch die Interessengegensätze von Arbeiterschaft
und Unternehmern einerseits und von Katholiken
und Protestanten andererseits verkörpert werden,
sind vor allem die neuen, bislang als wenig Organi­
sation- und durchsetzungsfähig eingestuften, eher

9 Dieter Noetzel/Manfred Rabeneick, Parteien als Vertre­
ter von Interessen, in: Die politische Meinung, Sonderheft
April 1974, S. 82; s.a. die, Erläuterungen in Erwin K.
Scheuch, Die Sichtbarkeit politischer Einstellungen im all­
täglichen Verhalten, in: ders./Rudolf Wildenmann (Hrsg.),
Zur Soziologie der Wahl (Kölner Zeitschrift für Soziologie
und Sozialpsychologie, Sonderheft 9), Köln-Opladen 1965,
S. 173 ff.
10 D. Noetzel/M. Rabeneick (Anm. 9), S. 82.

latenten Interessenpotentiale von jungen und alten
Menschen, Männern und Frauen, Alleinstehenden
und Familien mit Kindern hervorzuheben.

„Da in modernen Wohlfahrtsstaaten die Funktion
des Parlaments und damit auch der sie tragenden
Parteien zunehmend über die Rolle als .Richter
über Sozialinteressen* definiert ist und die Berück­
sichtigung dieser Sozialinteressen über das Gesetz­
gebungsverfahren geregelt wird, müssen sich diese
Gruppen an die Parteien wenden, die im parla­
mentarischen Gesetzgebungsverfahren ausschließ­
lich entscheiden können. Sie vertreten die ver­
schiedenen Interessenpositionen und können dafür
mit der elektoralen Unterstützung aus den unter­
schiedlichen gesellschaftlichen Sektoren rech­
nen.“11 Voraussetzung ist allerdings zunächst, daß
die überlieferten Wähler-Parteien-Koalitionen im
vermuteten Umfang existieren und daß neue Ver­
bindungen dieser Art in der Bevölkerung ausrei­
chend bekannt sind, bevor sie Wählerverhalten in
der beschriebenen Richtung wirksam beeinflussen
können.

Um festzustellen, welche Einflüsse die Herausbil­
dung neuer Interessen- bzw. Mentalitätsgruppen -
verstärkt im Zuge der deutschen Vereinigung - auf
die Prozesse der Neu- und Umorientierung von 
Wähler-Parteien-Koalitionen in der deutschen
Wählergesellschaft ausüben, hat die Konrad-
Adenauer-Stiftung in der Umfrage vom Herbst
vorigen Jahres die Frage gestellt: „Es wird oft be­
hauptet, daß sich die Parteien für einige Gruppen
mehr, für andere Gruppen weniger einsetzen. Hier
habe ich eine Liste mit Parteien. Bitte sagen Sie
mir zu jeder Gruppe, die ich Ihnen jetzt vorlese,
welche Partei sich Ihrer Ansicht nach am ehesten
dafür einsetzt.“ Zu dieser Fragestellung liegen in­
zwischen eine Reihe von Umfragedaten vor, die 
einen Rückblick auf die Entwicklung der Wähler-
Parteien-Koalitionen (Cleavages) in Westdeutsch­
land während der letzten 20 Jahre gestatten112.12

Ein Vergleich der entsprechenden Antworthäufig­
keiten zu den einzelnen Erhebungsjahren seit
197113 zeigt, daß sich an der generellen Rangfolge
der Zuordnung von Parteien auf die jeweiligen In­
teressengruppen im Verlauf der Jahre kaum etwas
geändert hat. Die Rangfolge in den Häufigkeiten,

11 Wilhelm P. Bürklin, Wählerverhalten und Wertewan­
del, Opladen 1988, S. 70.
12 Vgl. D. Noetzel/M. Rabeneick (Anm. 9), S.90; W. P.
Bürklin (Anm. 11), S. 72.
13 Vgl. Karl-Heinz Dittrich/Carsten Zelle, Politische Be­
findlichkeiten sozialer Gruppen in West- und Ostdeutsch­
land. Kompetenz der Parteien für soziale Interessengruppen,
Interne Studien 37, Konrad-Adenauer-Stiftung, Sankt Augu­
stin 1992.



wie sie von Noetzel und Rabeneick für 1971 be­
richtet wird, gilt, soweit die in die Frage aufge­
nommenen Gruppenkategorien identisch sind ,14

auch für Anfang der neunziger Jahre. Die ausge­
prägtesten Bewertungsdifferenzen sind dabei an
schichtspezifischen Merkmalen festzumachen. 
Das bedeutet, die CDU/CSU vertritt aus der
Sicht der Bevölkerung an erster Stelle die Inter­
essen der Unternehmer (1971: 1. Katholiken,
2. Unternehmer), dann folgen die der Landwirte 
und Beamten. Die SPD wird hingegen vor allem
als die Partei der Arbeiter angesehen; erst an
zweiter und dritter Stelle wird ihr Einsatz für die
Rentner und jungen Menschen hervorgehoben.
Die FDP gilt, nach der CDU/CSU, weiterhin als
die Partei des selbständigen Mittelstands. Den
GRÜNEN wird seit 1983 Kompetenz im Hin­
blick auf junge Menschen zugeschrieben. Die
Rangfolgen dieser Parteien-Gruppen-Zuordnun-
gen bleiben demnach erwartungsgemäß stabil
und bestätigen den oben für die subjektive 
Schichteinstufung beschriebenen Trend subjektiv
stabiler Ungleichheitsrelationen.

IV. Das Bild von den Parteien und
ihrem Einsatz für soziale Gruppen

Das Erscheinungsbild der Volksparteien - wie es
in Umfragen regelmäßig ermittelt wird15 - setzt 
sich aus einer Vielzahl unterschiedlichster Image­
komponenten zusammen, die neben der Kate­
gorie der „Politiker“ u.a. unpolitische und unspe­
zifische Aspekte beinhalten. Hier sollen nur die­
jenigen berichtet werden, die im unmittelbaren
Zusammenhang mit Interessenvertretungskompe­
tenzen der Parteien geeignet erscheinen, zusätz­
liche Aufschlüsse über die besonderen Wahrneh­
mungsmuster von Wähler-Parteien-Koalitionen zu
gewähren.

In dem Bild, das sich der Bürger gemeinhin von
der CDU/CSU macht, spielen Gruppenbezüge

14 Vgl. ebd.; das Befragungsinstrument von 1991 wurde ge­
genüber der Umfrage 1971 hinsichtlich der Dimensionen
Konfession, Geschlecht und Familienstand geändert: Die
konfessionellen Gruppen wurden nicht erhoben. Die Zuge­
hörigkeit nach Geschlecht und Familienstand wurde hinge­
gen neu aufgenommen.
15 Vgl. Hans-Dieter Klingemann, Die Einstellungen zur
SPD und CDU/CSU 1969-1980. Erste Explorationen in ein
unbekanntes Land, in: Max Kaase/Hans-Dieter Klingemann
(Hrsg.), Wahlen und politisches System. Analysen aus Anlaß
der Bundestagswahl 1980, Opladen 1983.

-.im Gegensatz zum Erscheinungsbild der SPD -
eine relativ untergeordnete Rolle. „Während
mehr als 70 Prozent der Befragten, die ein grup­
penbezogenes Argument in Zusammenhang mit
der SPD wählten, zu einer positiven Bewertung
der Partei kamen, lag dieser Anteil im Falle der
CDU/CSU nur bei etwas über 30 Prozent. Der
Einsatz für die Interessen der ökonomisch und ge­
sellschaftlich Schwächeren, insbesondere aber für
die Arbeiterschaft, wird als positiv, die Vertre­
tung der Interessen der ökonomisch und gesell­
schaftlich Stärkeren als überwiegend negativ emp­
funden. Darin hat sich im Beobachtungszeitraum
kaum etwas geändert. Diese historisch gewachse­
nen Überzeugungen gehören zu den stabilen Ele­
menten in den Bildern, die sich die Bevölkerung
von den beiden politischen Parteien gebildet
hat.“
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iese Befunde Klingemanns konnten in einer
Wiederholungsumfrage Mitte letzten Jahres weit­
gehend bestätigt werden .17 Anders als die SPD
profitiert die CDU/CSU nach den Ergebnissen
dieser Umfrage von dem Image einer „leistungsfä­
higen Regierungs- und Parteiarbeit“. Drei Viertel
der von den Befragten angeführten Argumente,
die sich in diesem Zusammenhang auf die „Lei­
stungsfähigkeit“ der CDU/CSU bezogen, sind
positive Einschätzungen. Mehr als zwei Drittel al­
ler Argumente, die zur „Leistungs- und Opposi­
tionsfähigkeit“ der SPD genannt wurden, impli­
zieren dagegen eine negative Bewertung, z. B.
den Gesichtspunkt der „innerparteilichen Zerstrit-
tenheit“.

Es liegt auf der Hand, daß die unterschiedliche
Gewichtung dieser beiden Imagekomponenten -
Gruppenbezüge und Leistungsfähigkeit - von ent­
sprechend unterschiedlichen Erwartungen der
Bürger an die Parteien begleitet wird: Die CDU/
CSU wird als gegenwärtige Regierungspartei we­
niger als Interessenvertretungspartei, sondern
vorrangig danach beurteilt, wie gut sie ihre Regie­
rungsgeschäfte in Bonn erledigt. Auf diesen Be­
reich richteten bereits die CDU/CSU-Wähler bei
der Bundestagswahl von 1987 ihr Hauptaugen­

16 Ebd., S. 495.
17 Vgl. Peter Gluchowski/Wolfgang Staudt/Ulrich von
Wilamowitz-Moellendorff, Die Parteien und ihre Wähler
im Jahr nach der ersten gesamtdeutschen Wahl, Interne
Studien 31, Konrad-Adenauer-Stiftung, Sankt Augustin
1992; die nachfolgende Beschreibung der einzelnen Parteien­
bilder zur Imagekomponente „Leistungsfähigkeit“ stützt sich
im wesentlichen auf die entsprechenden Ergebnisse dieser
Studie.



merk .18 Zugunsten einer sozialdemokratischen
Politik sprach dagegen nach Ansicht der SPD-
Wähler von 1987 vorrangig die „Interessenvertre­
tung der Arbeiter“ .
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ei den kleinen Parteien stellt sich ein Imagepro­
blem ganz anderer Art. Ihnen wird Kompetenz zur
Interessenvertretung nur im Hinblick auf eine sehr
begrenzte Zahl von sozialen Gruppen zuerkannt.
Interessenvertretung spielt als Imagekomponente
für das Bild der kleinen Parteien eine entspre­
chend geringere Rolle, als dies bei den großen Par­
teien der Fall ist. Das Profil der zugeordneten so­
zialen Gruppen ist dadurch bei den kleinen Par­
teien im Vergleich zu den Volksparteien nur sehr
schwach ausgeprägt, teilweise mit ihnen überlap­
pend und bestimmt in weitaus geringerem Maße
die Wahlmotive ihrer Anhänger .
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ie FDP erhält die meisten Kompetenzzuweisun­
gen im Hinblick auf die Interessenvertretung der
Freien Berufe und des Mittelstands. Das Eintreten
für die Mittelschicht gehört - insbesondere in Ost­
deutschland - zu den positiven Vorstellungsbildern
von der Partei. An der FDP mißfällt vor allem - in
West- wie in Ostdeutschland gleichermaßen - die 
„Nähe zur Oberschicht“ bzw. das „wirtschafts­
freundliche“ Verhalten der Partei.

Die GRÜNEN!Bündnis 90 werden demgegenüber
aus der Sicht aller Bürger als die Partei der Jungen,
der Frauen und überdurchschnittlich häufig auch 
der Alleinstehenden angesehen. In Ostdeutsch­
land bildet daneben das „Eintreten für das Volk
und die kleinen Leute“ einen überwiegend positiv 
bewerteten Teil ihres Images.

Die PDS wird als kompetent in der Vertretung von
Gruppeninteressen in nennenswertem Umfang nur
von Wählern in Ostdeutschland geschätzt. Neben
hohen Kompetenzzuweisungen im Hinblick auf
Arbeiter und Arbeitslose wird der PDS vor allem
für die Interessen der Frauen, der Eltern, jungen
Menschen, Rentner, Alleinstehenden und der al­
ten Menschen in Ostdeutschland ein überdurch­
schnittlich hohes Engagement bescheinigt. Die
Eigenschaften der PDS werden von einer größeren
Anzahl der Befragten nur sehr unspezifisch be­
schrieben. Vielen mißfällt das Programm, der Um­
gang mit der Macht und der Parteiapparat.

18 Vgl. Karl-Heinz Dittrich, Wertorientierungen und
Wahlverhalten, in: Hans-Joachim Veen/Elisabeth Noelle-
Neumann (Hrsg.), Wählerverhalten im Wandel. Bestim­
mungsgründe und politisch-kulturelle Trends am Beispiel der
Bundestagswahl 1987, Paderborn 1991, S.201f.
19 Ebd., S.202.
20 Vgl. ebd., S. 203f.

Alle Parteien setzen sich nach Ansicht eines großen
Teils der Wahlberechtigten (knapp ein Drittel in
Gesamtdeutschland) vorrangig für die Interessen
der Männer ein. Während die Interessen der
Frauen überdurchschnittlich häufig gut aufgeho­
ben gesehen werden bei SPD, GRÜNE/Bündnis
90 und PDS (für den Osten), werden die Interes­
sen der Männer demnach überwiegend unspezi­
fisch zugeordnet. Daneben zeigen die Kompetenz­
zuweisungen im Hinblick auf Alleinstehende, El­
tern, Junge, Alte, Arbeitslose und Angestellte,
daß die Interessenvertretung durch die Parteien
auch für diese Gruppen nur sehr unscharf gesehen
wird.

Ein bemerkenswert großer Anteil von Bürgern ist
unzufrieden mit allen Parteien. Er hält keine Par­
tei für kompetent in der Vertretung von Interessen
der jeweiligen sozialen Gruppen und zeigt diese
Unzufriedenheit besonders ausgeprägt im Zusam­
menhang mit der Einschätzung der Interessenver­
tretung von Arbeitslosen, Alleinstehenden, alten
Menschen und Landwirten.

Über die Verteilung der Kompetenzzuweisungen
an die jeweiligen Parteien sowie die entsprechen­
den Anteile der Nennungen zu „Alle Parteien set­
zen sich ein“ und „Keine Partei setzt sich ein“ gibt 
Abbildung 2 Auskunft).

V. Ostdeutschland als Schwerpunkt
politischer Unzufriedenheit

Das Ausmaß der Unzufriedenheit mit der Art und
Weise, in der Parteien die Interessen von Bevölke­
rungsgruppen berücksichtigen, läßt sich u.a. an
der individuellen Zahl der Nennungen, die auf die 
Antwortkategorie „Keine Partei setzt sich für die 
Gruppe ... ein“ entfallen, bemessen .21 Die Vertei­
lung dieser Nennungen findet sich in Tabelle 3.

Daraus ist abzulesen, daß eine klare Mehrheit der
wahlberechtigten Bevölkerung in Gesamtdeutsch­
land den Einsatz der Parteien durchaus anerkennt.

59 Prozent aller Bürger in Gesamtdeutschland ge­
hen davon aus, daß sich für jede einzelne aus einer

21 Die Verteilung der entsprechenden Nennungen für alle
Befragten entspricht dem obersten Segment in Abbildung 2.
Bezogen auf den einzelnen Befragten reicht die Skala der
Antwortmöglichkeiten zu dieser Kategorie von 0 (= keine
Nennung) bis 15 (= 15 Nennungen), die zur besseren An­
schaulichkeit auf nur zwei Ausprägungen, 0 (= keine Nen­
nung und 1 (= 1-15 Nennungen) zusammengefaßt wurden
Jvgl. Tabelle 3).



Abbildung 2: Einschätzungen zur Interessenvertretung durch die Parteien im vereinten Deutschland:
Verteilung der Komptenzzuweisungen in der Bevölkerung (September/Oktober 1991)

Keine Partei

Alle Parteien

Grüne/
Bündnis ’90

CDU/CSU

SPD

Gruppen

1 Arbeiter
2 Arbeitslose
3 Eltern mit Kindern
4 Junge Menschen
5 Frauen
6 Rentner
7 Alleinstehende
8 Männer
9 Alte Menschen

10 Angestellte
11 Mittelstand
12 Freie Berufe
13 Landwirte
14 Beamte
15 Unternehmer

Quelle: Forschungsinstitut der Konrad-Adenauer-Stiftung, Archiv-Nr. 9105.

Tabelle 3: Unzufriedenheit mit der Interessenvertretung durch die Parteien im Herbst 1991
(Spaltenprozente)

Für die soziale(n) Gruppe(n)... Gesamtdeutschland alte Länder neue Länder

... setzen sich Parteien ein 59 64 36

Keine Partei setzt sich ein 41 36 64

Quelle: vgl. Abbildung 2.

Liste von 15 sozialen Gruppen entweder eine ganz
bestimmte oder alle Parteien gleichermaßen ein­
setzen. Der Vergleich zwischen West und Ost
macht aber ein drastisches Gefälle sichtbar: 64
Prozent der Deutschen West stehen nur 36 Prozent
der ostdeutschen Bürger gegenüber, die davon 
überzeugt sind, daß die Interessen jeder Bevölke­
rungsgruppe durch mindestens eine der politischen
Parteien vertreten werden. Umgekehrt zeigt die
Summe der kritischen Äußerungen gegenüber dem 
Parteieneinsatz je Befragten fast doppelt so viele
Unzufriedene in Ost- wie in Westdeutschland.

Was bedeuten nun 'diese Äußerungen der Unzu­
friedenheit im Zusammenhang mit der Entwick­
lung politischer Einstellungen? Sie signalisieren 
zunächst einmal, daß die mentale Integration zwi­
schen größeren Gruppen der ostdeutschen Bevöl­
kerung und den politischen Parteien noch nicht ab­
geschlossen, jedenfalls im politischen Denken der
mit dem Parteiensystem Unzufriedenen noch nicht
präsent ist. Der Dialog zwischen Parteien und Bür­
gern über Ausmaß und Inhalt der berücksichti­
gungsfähigen und integrationsbedürftigen Interes­
sen der verschiedenen sozialen Gruppen muß



Tabelle 4: Gefühl der sozialen Benachteiligung oder Bevorzugung (Spaltenprozente)

Gesamtdeutschland alte Länder neue Länder

Bezugsgruppe ist benachteiligt 23,6 19,8 37,6

weder benachteiligt
noch bevorzugt

66,0 68,2 58,1

bevorzugt 10,3 11,9 4,3

100,0 100,0 100,0

Quelle: vgl. Abbildung 2.

offenbar verstärkt und vielfach erst noch in Gang
gesetzt werden.

Während die Westdeutschen nach der Vereinigung
auf die Kontinuität ihrer über 40jährigen Entwick­
lung vertrauen konnten, bedeutete der Beitritt der
ehemaligen DDR für die Ostdeutschen vor allem
die Hoffnung auf die langersehnte Anhebung des 
Lebensstandards sowie eine entsprechende Ver­
besserung der Wirtschaftsentwicklung und des 
Arbeitsmarktes. Diese Erwartungen standen vor
dem 3. Oktober 1990 an der Spitze der Wunschliste
der Ostdeutschen und verbanden sich mit sehr
kurzfristigen Realisierungsperspektiven und der
Hoffnung, Elemente ihres ehemaligen Sozialsy­
stems in das vereinte Deutschland integrieren zu
können .

D
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ie mit der Vereinigung erfolgte radikale Verän­
derung des politischen Alltags hat bei vielen Ost­
deutschen nicht die Vorstellung verdrängen kön­
nen, „Bürger zweiter Klasse“ zu sein .23 Auf die
Frage: „Was meinen Sie, gehören Sie selbst zu den 
Menschen oder einer Bevölkerungsgruppe, die in
unserer Gesellschaft eher benachteiligt wird, die
eher bevorzugt wird oder die weder benachteiligt
noch bevorzugt wird?“ stuften sich im Herbst 1991
fast doppelt so viele Ostdeutsche (38 Prozent) als
„benachteiligte Menschen“ ein als Westdeutsche
(20 Prozent). Dies läßt sich nur damit erklären,
daß die Selbsteinstufung im Hinblick auf die mit
der Vereinigung übernommenen westlichen Stan­
dards für ökonomische und soziale Entwicklung 
erfolgte. Vergleicht man nämlich die demographi­
schen Merkmale der Westdeutschen und der Ost­
deutschen, z. B. im Hinblick auf vorhandene Ein­
kommensunterschiede, lassen sich keine signifi­
kanten Zusammenhänge mit dieser Selbsteinstu­

22 Vgl. Peter Gluchowski/Carsten Zelle, Demokratisie­
rung in Ostdeutschland, in: Peter Gehrlich/Fritz Plasser/
Peter A. Ulram (Hrsg.), Regimewechsel, Demokratisierung
und politische Kultur in Osteuropa (i.E.).
23 Vgl. Das Profil der Deutschen. Was sie vereint, was sie
trennt, in: Spiegel Spezial, (1991) 1, S. 16.

fung nachweisen. Umgekehrt rechnen sich dreimal
so viele Westdeutsche zu den „bevorzugten Bevöl­
kerungsgruppen“ (zwölf Prozent im Westen gegen­
über vier Prozent im Osten; vgl. Tabelle 4).

Ein Blick auf die Ausprägungen der parteienbezo­
genen Unzufriedenheit nach der unterschiedlichen
Selbsteinstufung zeigt, daß die Mißbilligung der
Parteien mit dem Gefühl der Benachteiligung
steigt, was für West- wie Ostdeutschland - auf der
Basis des jeweils unterschiedlichen Ausgangs­
niveaus - gleichermaßen gilt.

Die Unzufriedenheit über den fehlenden Einsatz
der Parteien konzentriert sich bei den Ostdeut­
schen, bei denen das Gefühl der Benachteiligung
am stärksten ausgeprägt ist: 40 Prozent der mit den
Parteien Unzufriedenen in den neuen Ländern
rechnen sich einer „benachteiligten Bevölkerungs­
gruppe“ zu. Eine spiegelbildliche Häufung der Zu­
friedenheitsäußerungen zeigt sich bei den west­
deutschen Bürgern: 13 Prozent der mit den Par­
teien Zufriedenen in den alten Ländern rechnen
sich zu den „bevorzugten Bevölkerungsgruppen“
(Tabelle 5).

Die extrem hohe Rate der Mißfallensäußerungen
gegenüber den Parteien im Osten scheint sich aber
nur in geringerem Umfang an die Adresse einzel­
ner Parteien und ihre ideologischen und program­
matischen Ziele zu wenden. Vielmehr besteht An­
laß zu der Annahme, daß sich der Vorwurf unzu­
reichender Interessenberücksichtigung von seiten
der Ostdeutschen mehrheitlich an die Parteiende­
mokratie westdeutscher Prägung insgesamt richtet.

Die Zufriedenheit mit der Demokratie wurde zwar
auch in Westdeutschland „zu keinem Zeitpunkt
seit Beginn der achtziger Jahre so niedrig gemes­
sen ... wie im Herbst 1991“ .24 Jedoch äußerten

24 Vgl. P. Gluchowski/C. Zelle (Anm. 22); s. a. Viola Neu/
Carsten Zelle, Der Protest von Rechts. Kurzanalyse zu den
Wahlerfolgen der extremen Rechten, Interne Studien 34,
Konrad-Adenauer-Stiftung, St. Augustin 1992, S.5ff.



Tabelle 5: Einschätzung des Parteieneinsatzes nach dem Gefühl sozialer Benachteiligung oder
Bevorzugung (Spaltenprozente)

Einsatz der Parteien für soziale Gruppe(n)...

alte Länder neue Länder

ist
vorhanden

fehlt ist
vorhanden

fehlt

Bezugsgruppe ist benachteiligt 17,5 24,3 31,9 39,9

weder benachteiligt
noch bevorzugt

69,6 65,8 63,0 56,1

bevorzugt 12,9 10,0 5,1 4,0

100,0 100,0 100,0 100,0

Quelle: vgl. Abbildung 2.

sich im vorigen Jahr im Westen immerhin 81 Pro­
zent positiv zur Demokratie in der Bundesrepu­
blik, während es im Osten mit 72 Prozent deutlich
weniger waren. Inwieweit hier strukturelle oder
akute Problemlagen angesprochen sind, läßt sich
auf der Grundlage dieser Daten allerdings nicht
unterscheiden.

In die gleiche Richtung zielt die Feststellung von
Jung, der die ausgeprägten Unterschiede im „all­
gemeinen Wohlbefinden in der Bundesrepublik“
bei West- und Ostdeutschen auf Identifikations­
probleme der Ostdeutschen mit dem politischen
System zurückführt: „Während Ende 1991 in den
alten Bundesländern ca. 85 Prozent aller Befragten 
angaben, sich in der Bundesrepublik ausgespro­
chen oder ziemlich wohl zu fühlen, machte diese
Gruppe in den neuen Bundesländern nur etwa die
Hälfte aller Befragten aus. Offensichtlich gibt es
trotz der überwältigenden Befürwortung der
Wiedervereinigung in den neuen Bundesländern
weiterhin nicht unbeträchtliche Identifikationspro­
bleme mit der Bundesrepublik sowie mit ihrem
politischen und wirtschaftlichen System.“ '25

„Die geringe Demokratiezufriedenheit in Ost­
deutschland korrespondiert mit dem niedrigeren
Vertrauen in die verschiedenen politischen Institu­
tionen ... Nicht eine einzige aus einer Liste von
neun Institutionen kann sich hier auf das Ver­
trauen einer Mehrheit der Bevölkerung stützen.“26

Bei fehlendem Systemvertrauen darf es aber nicht

25 Helmut Jung, Neue Märkte im Osten. Sozialer und poli­
tischer Wandel und neue Konsumgewohnheiten in den neuen
Bundesländern, interne Studie, BASISRESEARCH, Frank­
furt/M.-Dresden 1992.
26 Vgl. P. Gluchowski/C. Zelle (Anm. 22); s.a. Ursula

verwundern, wenn auch das Ansehen der Parteien
in Mitleidenschaft gezogen wird. Hierbei ist von
einer wechselseitigen Verstärkung negativer Ein­
schätzungen auszugehen. „Allem Anschein nach
wird man die mit der Vereinigung im ganzen
Deutschland wirksam werdenden Veränderungs­
schübe sozialen, kulturellen und politischen Wan­
dels höher veranschlagen müssen, als in West­
deutschland zunächst wahrgenommen wurde.“

U
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nter den erschwerten Bedingungen der neunzi­
ger Jahre steht den Volksparteien ihre härteste Be­
währungsprobe erst noch bevor: „Keiner Organi­
sation gelingt es ... gegenwärtig, massenhaft 
dauerhafte Mitgliedschaften zu bilden: ... Die
klassischen Milieus, aus denen die Parteien ihre
Mitglieder rekrutieren, laufen auseinander... Als
weiterer Unsicherheitsfaktor kommt das Verhal­
ten der Ostdeutschen hinzu, die sich an die westli­
che Parteiendemokratie erst noch gewöhnen müs­
sen .. ,“28 Will man Radunski Glauben schenken, 
wird in den Bundeszentralen der großen Parteien
bereits fieberhaft an der Neuorganisation der 
„Volkspartei der neunziger Jahre“ gearbeitet.
Unserer Parteiendemokratie wäre zu wünschen, 
daß diese Bemühungen nicht nur organisations-
und programmpolitisch, sondern vor allem auch 
integrationspolitisch von Erfolg gekrönt sein wer­
den.

Feist, Zur politischen Akkulturation der vereinten Deut­
schen, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 11-12/91.
27 Hans-Joachim Veen, Radikaler Veränderungsschub -
Wählergesellschaft und Parteiensystem nach der Vereini­
gung, in: Civitas (i.E.).
28 Peter Radunski, Fit für die Zukunft? Die Volksparteien
vor dem Superwahljahr 1994, in: Sonde, (1991) 4, S.3.



Erwin K. Scheuch/Ute Scheuch

Inner- und zwischenparteiliche
Interessenverflechtungen

I. Veränderungen der politischen
Rahmenbedingungen

1. Wandel des Parteiensystems

Die beiden großen Parteien in Deutschland gingen
aus speziellen Milieus hervor. Die liberalen Par­
teien entstanden im Netz der Vereinigungen des 
Bürgertums. Die Sozialdemokratische Partei ent­
wickelte sich aus den Gewerkschaften. Parallel
hierzu formierte sich das Zentrum in den vielfältig
verflochtenen Institutionen des katholischen Mi­
lieus. Es dauerte bis in das 20. Jahrhundert hinein,
bis Sozialdemokraten und Zentrum sich gegenüber
ihren Milieus als eigene Institutionen mit eigener
Willensbildung emanzipieren konnten; die Libera­
len hatten sich bereits früher verselbständigt.
Dennoch blieb es für die Funktionäre der Parteien
üblich, daß sie zugleich Mitglieder in vielfältigen 
Vereinigungen waren. Damit wurden sie zu
Schnittpunkten eines Netzes gegenseitiger Einfluß­
nahmen.

Aus den Milieuparteien, von Lepsius und anderen
als politisch-moralische Milieus bezeichnet, wur­
den in der deutschen Nachkriegszeit die Volkspar­
teien. Nach Kirchheimer ist für diese eine Ent­
wicklung zum Berufspolitiker kennzeichnend, des­
sen wichtigste Anliegen die Erneuerung seiner
Kandidatur und die sich anschließende Wahl sind1

In diesen Volksparteien ist eine Spannung zwi­
schen Berufspolitikern und der großen Mitglied­
schaft unvermeidlich. Durch die Mitglieder wer­
den die Berufspolitiker immer wieder gezwungen, 
die Prioritäten eines sehr großen Personenkreises
neben ihren eigenen Vorstellungen möglichst
gleichgewichtig zu berücksichtigen.

1 Zur Konzeption der Milieuparteien als „mehrdimensional
abgrenzbare politische Gesinnungsgemeinschaften“ vgl. M.
Rainer Lepsius, Parteiensystem und Sozialstruktur: Zum
Problem der Demokratisierung der deutschen Gesellschaft,
in: Wilhelm Abel u.a. (Hrsg.), Wirtschaft, Geschichte und
Wirtschaftsgeschichte, Stuttgart 1966, S. 331-393; für die
Konzeption der Volkspartei gilt als Klassiker Otto Kirchhei­
mer, Der Wandel des westeuropäischen Parteiensystems, in:
Politische Vierteljahresschrift, 6 (1965) 1, S. 20-41.

Inzwischen ist ein Riß zwischen Amateuren und 
Profis der Politik erkennbar, der sich zugunsten
der Berufspolitiker auswirkt. Noch steht der Berli­
ner Senator Peter Radunski, der frühere Bundes­
geschäftsführer der CDU, in der Öffentlichkeit al­
lein mit seiner Forderung, statt Mitgliederwerbung
müsse die Spendenwerbung Priorität haben. Nach 
ihm müssen sich die Parteien zu Kaderparteien
entwickeln, deren Kern die Fraktion der Mandats­
träger ist .2 Der für die Nachkriegszeit so kenn­
zeichnende Dualismus von Mitgliederpartei und
Fraktion, der eine wesentliche Begrenzung der
Macht der Parlamente bedeutete, wäre damit
bloße Vergangenheit .3

Die systematischen empirischen Untersuchungen
sind nur begrenzt hilfreich, um diese Entwicklung
und den Zustand der Verflechtung der Parteien
mit ihrer Umwelt besser zu verstehen. Von solch
systematischen empirischen Erhebungen sind die
über Lokalparteien die inhaltlich ergiebigsten; die
über Parteien auf der Bundesebene sind durchweg
bloße Statistiken der Merkmale von Positionsinha­
bern; Untersuchungen über Landesparteien fehlen
weitgehend. Damit spiegelt die Reihenfolge des 
verfügbaren Materials auch das Empfinden von 
Bedeutsamkeit der Probleme der verschiedenen
Ebenen bei den Berufspolitikern wider .4

2. Prägend für das deutsche Parteiensystem:
Lokal- und Kreispolitik

In allen Ländern mit einer langen demokratischen
Tradition leben Parteien als Vereinigungen und 
Netzwerke vorrangig lokal .5 Das hat sich auch in
der Bundesrepublik so entwickelt, wobei eine ent­
scheidende Akzentverlagerung der Willensbildung
hin zur lokalen bzw. Kreisebene in den siebziger

2 Vgl. Peter Radunski, Fit für die Zukunft? Die Volkspar­
teien vor dem Superwahljahr 1994, in: Sonde, (1991) 4,
S. 3-8.
3 Vgl. Rudolf Wildenmann, Partei und Fraktion. Ein Bei­
trag zur Analyse der politischen Willensbildung und des Par­
teiensystems in der Bundesrepublik, Meisenheim 1954.
4 Nähere Literaturangaben finden sich bei Erwin K. und
Ute Scheuch, Cliquen, Klüngel und Karrieren, Reinbek
1992.
5 Vgl. Andreas Engel, Basisbezugjn der Kommunalpolitik,
in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 25/90.



Jahren erfolgte. Damals wurde es üblich, daß die
Nominierung für ein Wahlamt die Kandidatur in
einem Wahlkreis zur Voraussetzung hatte. Inzwi­
schen wurden die Interessen und Maßstäbe, die für
die Lokal- und Kreispolitik bestimmend sind, 
ebenfalls maßgeblich für die Personalauswahl für
Mandate auf allen Ebenen des politischen 
Systems.'

Die lokalen Abgeordneten sind nicht so sehr als
„Parteisoldaten“, die nebeneinander kämpfen, zu
verstehen, sondern als Schnittpunkte von Netz­
werken. Die persönlichen Netzwerke innerhalb
der Politik scheinen dabei wichtiger zu sein als die
außerpolitischen Netzwerke .6 Innerparteilich sind
die persönlichen Freundeszirkel die wichtigste
Orientierung - vor den Beziehungen zum Apparat
der überregionalen und der lokalen Partei. Für
außerparteiliche Rückbindungen sind politisierte
Verbände bedeutsamer als lokale gesellige Ver­
eine und diese wiederum etwas wichtiger als Bei­
räte mit Lokalbezug (wie etwa schulische Ämter).
Dennoch kann als Summe der vielen Auswertun­
gen bei Engel gesagt werden, daß die Vereinsmit­
gliedschaften von entscheidender Bedeutung für
die Lokalpolitiker werden, weil dadurch die Chan­
cen der Nominierung erhöht werden. Felix Ku-
balla ermittelte 1989 bei den 26 Mitgliedern des 
Rates der 10000 Einwohner-Gemeinde Kall in der
Eifel 167 Vereinsmitgliedschaften. Kirchenchor,
freiwillige Feuerwehr, Fußball- und Schützenver­
ein hatten alle Politiker als Vorsitzende. Die Partei
erwartet dabei vom Mandatsträger, daß er für die
Partei als Ombudsmann in die Vereine hinein 
wirkt .7

Die Richtung der Einflußnahme kehrte sich inzwi­
schen gegenüber dem Beginn des Parteiensystems
um: Parteien entstanden als politisierte Teile von
Milieus, als deren Agenten; als Volksparteien
überspannen sie mehrere Milieus und verselbstän­
digen sich diesen gegenüber; im heutigen Stadium 
parteipolitisieren sie vordem politikfernere Institu­
tionen.

Entscheidend für die Einwirkung der Parteien auf
die Milieus und Organisationen sind die „Mehr­
funktionsträger“: Von den Politikern auf Kreise­
bene haben fast alle auch lokale Ämter - mit Aus­
nahme der Politiker der FDP; dort ist die Ämter­
häufung innerhalb der Politik erstaunlicherweise
geringer .8 Umgekehrt hat etwas mehr als die

6 Vgl. ders., Wahlen und Parteien im lokalen Kontext,
Frankfurt/M. 1988.
7 Vgl. Felix Kuballa, Den Staat zur Beute machen?, WDR-
Sendung vom 20. Juli 1989 (hektographiert).
8 Vgl. A. Engel (Anm. 6), S. 56ff.

Hälfte der Lokalpolitiker keine Ämter auf Kreis­
ebene. Die Kreisebene bedeutet also für die Politi­
ker eine Bündelung von Einfluß, meist aber nicht 
gleichzeitig einen Zwischenschritt auf dem Weg zu
einer Bundeskarriere. Hier sind die Verbindungen
heute eher gering .9 Die Lokalebene ist neben der
Verflechtung von Kreis- und Lokalfunktionen für
Mehrfunktionsträger der wichtigste Aktionsraum.

Von 1663 befragten Mandatsträgern können nach 
der Untersuchung von Engel in Nordhessen bei 
der SPD 52,6 Prozent und bei der CDU 53,6 Pro­
zent als Mehrbereichsfunktionäre eingestuft wer­
den. Diese politischen Mehrfachfunktionäre sind
zugleich bevorzugt Funktionäre lokaler Vereini­
gungen und Mitglieder weiterer lokaler Gremien.
Das ist der entscheidende Schritt zum De-facto-
Berufspolitiker. Selbst bei kleinen Gemeinden läßt 
sich eine solche Tendenz zum Berufspolitiker fest­
stellen.

Von den Mandatsträgern auf lokaler Ebene kann
man im Hinblick auf ihren Einfluß auf die Parteien
und das politische Vorfeld 41 Prozent als Lokal­
größen zweiten Ranges bezeichnen 110 1. Aufgrund
der nordhessischen Untersuchung kann der Anteil
der „zentralen Verknüpfer“ auf 17 Prozent der
Kreistagsabgeordneten geschätzt werden. Darüber
hinaus kann aufgrund dieser Erhebung, bei der
vornehmlich die Parteistruktur und Ratszusam­
mensetzung kleinerer Gemeinden untersucht
wurde, bei etwa vier Prozent der über 1600 befrag­
ten Personen von zentralen Machtfiguren gespro­
chen werden. Diese zentralen Machtfiguren sind
bei der SPD etwas häufiger vertreten als bei der
CDU. In der nordhessischen Untersuchung lassen 
sich zwei Arten von Multifunktionären identifizie­
ren: Volkstribune, die sich als Matadore der Be­
völkerung verstehen, und Lokalgroßen, die sich als
Führer ihrer Partei und als Artisten sehen, denen
die Verknüpfung von Einzelinteressen zu einer
Politik der Partei gelingt I11 n beiden Fällen ver­
läuft der Einfluß eindeutig von den Multifunktio­
nären zur Partei und nicht umgekehrt. Fachleute
kommen auf der lokalen Ebene kaum zum Zuge.
Einflußnahmen scheinen denn auch nur punktuell
möglich; sie bestimmen nicht die Linien der Par­
teien .

I
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n der Diagnose von Engel wird die geringe Be­
deutung der Partei als überlokaler Apparat richtig 
eingeschätzt, die Wichtigkeit von Cliquen aber un­
terschätzt. Letztere sind die real existierenden

9 Vgl. ebd.
10 Vgl. ebd., S. 175ff.
11 Vgl. ebd., S. 322.
12 Vgl. ebd., S. 183.



Politiker, für welche die Partei nur eine Bezugs­
größe neben anderen ist.

II. Lokale Interessenverflechtungen

1. Politik als Verschränkung von Lebensbereichen

Selbstverständlich sind die politischen Verhältnisse
in den einzelnen Kommunen nicht identisch. Wie
eine Untersuchung von Oscar W. Gabriel in 49
größeren Gemeinden des Landes Rheinland-Pfalz
zeigt, sind diese Unterschiede sogar systematischer
Art .13 Wo Länderverfassungen die Abwahl eines
Mitgliedes der Verwaltungsspitze erschweren und
deren Amtszeit länger als die der Räte ist, gibt es
eine Tendenz zu „übergroßen Koalitionen“ (d.h.
zu mehr als der minimalen Zahl der Sitze, die für
eine Mehrheit benötigt werden). Dagegen erlaubt
die hessische Gemeindeordnung die Abwahl der
hauptamtlichen Magistratsmitglieder nach einer
Kommunalwahl. Diese Regel scheint eine Parla­
mentarisierung der Gemeindepolitik mit der Herr­
schaft einer Mehrheitsfraktion zu begünstigen. Für
Deutschland ist das allerdings ein Bruch mit der
Tradition und auch heute noch nicht typisch
Ga
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briel findet eine seit Anfang der siebziger Jahre
zunehmende Tendenz der politischen Parteien, die
Kontrolle über kommunale Personal- und Sachent­
scheidungen zu übernehmen. Hier hat sich inzwi­
schen als Systemeigenschaft ein Mischsystem 
durchgesetzt: eine Mischung zwischen Konkor­
danzdemokratie (wie es in Deutschland üblich 
war) und konkurrenzdemokratischen Zügen, bei 
einem Vorherrschen von Proporzarrangements
Di
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e Literatur geht auch heute noch davon aus, daß
die Leitung einer Kommunalverwaltung eine rein
fachbezogene Aufgabe sei, die deshalb von partei­
politischen Gesichtspunkten ziemlich frei bleibt .16

Bei der Auswahl sollen fachliche Fähigkeiten der
bei weitem wichtigste Gesichtspunkt sein. Nach 
den Analysen in Oberreuter u. a. dürfte dies aber
vornehmlich nur noch in Baden-Württemberg häu­
fig der Fall sein

13

17

Vgl. Oscar W. Gabriel, Das lokale Parteiensystem zwi­
schen Wettbewerbs- und Konsensdemokratie: Eine empiri­
sche Analyse am Beispiel von 49 Städten in Rheinland-Pfalz,
in: Dieter Obemdörfer/Karl Schmitt (Hrsg.), Parteien und
regionale politische Traditionen in der Bundesrepublik
Deutschland, Berlin 1991, S. 385 ff.
14 Vgl. ebd.,S.386.
15 Vgl. ebd., S.383.
16 Vgl. Franz-Ludwig Knemeyer/Katrin Jahndel, Parteien
in der kommunalen Selbstverwaltung, Stuttgart 1991, S. 18.
17 Vgl. Heinrich Oberreuter, Politische Parteien: Stellung
und Funktion im Verfassungssystem der Bundesrepublik, in:

Lokalpolitiker haben den Eindruck, der Verwal­
tung ausgeliefert zu sein. „Im Zentrum kommuna­
ler Entscheidungsprozesse die18 Verwaltung“
schließt Dietrich Fürst in seiner Habilitations­
schrift über kommunale Entscheidungsprozesse18.
Es gebe zwar fortwährend als Tauschprozesse kon­
zipierte Versuche wechselseitiger Einflußnahme,
aber insgesamt herrsche der Einfluß der Verwal­
tung vor, weil diese wegen des Eigenlebens der
Ressorts und Abteilungen überhaupt nicht zentral
zu steuern sei .19 Daß Kommunalverwaltungen in
größeren Städten in weitgehend selbständige
Kleinbürokratien mit Eigenleben zerfallen, ist
nicht zweifelhaft, aber daraus folgt keineswegs 
schon eine Ohnmacht der Politiker. Der Zerlegung
einer Verwaltung in partikuläre Einzelbürokratien
entspricht eine Partikularisierung der lokalen Par­
teien, die ebenfalls zur Klammer für Fachbereichs-
Monaden werden, in denen sich Ausschußpoliti­
ker, Amtsleiter und Betroffene zusammenfinden.
Die politische Vertretung und die Verwaltung
durchdringen einander - insbesondere in den
Großstädten. Die eigentlichen Entscheidungs­
zentren sind heute die Fraktionen. Entsprechend
wird geurteilt: Die Beratungen im Rat und in den
Ausschüssen sind nur noch Formsache, weil die 
Fraktionen die Vorentscheidungen treffen .

D
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ie Sachbezogenheit der Kommunalpolitik wird
durch die Systeme der Vorteilsnahme beeinflußt.
Vorteilsnahme ist risikobehaftet, wenn der politi­
sche Gegner daran nicht teilnimmt. So fördert
ungeachtet aller Versuche der bundesweiten
Steuerung lokaler Parteigliederungen diese Vor­
teilsnahme durch Politiker die Stabilität von 
Mischsystemen auf der Ebene der Kommune.
Vorteilsnahmen sind die politische Voraussetzung
auch für das Berufspolitikertum auf Kommunal­
ebene; denn nur durch Vorteilsnahme wird die
Existenz als Berufspolitiker finanziell möglich und
darüber hinaus attraktiv.

So, wie das real existierende politische System auf
der Ebene der Gemeinden und Kreise sich entwik- 
kelte, muß es mit einer Lebenslüge leben: daß
Politik ein Ehrenamt sei, bei dem die Amtsinhaber
als Vertreter der Bevölkerung der Verwaltung Auf-

Alf Mintzel/Heinrich Oberreuter (Hrsg.), Parteien in der
Bundesrepublik Deutschland, München 1990.
18 Dietrich Fürst, Kommunale Entscheidungsprozesse: Ein
Beitrag zur Selektivität politisch-administrativer Prozesse,
Baden-Baden 1975, S. 25.
19 Vgl. ebd., S.281.
20 Zur Spannung zwischen staatlichen Aufgaben und Par­
teipolitik vgl. Eberhard Holtmann, Kommunalpolitik im
politischen System der Bundesrepublik, in: Aus Politik und
Zeitgeschichte, B 25/90, S.63f.



träge erteilen und deren Ausführung kontrollieren.
Wird darüber hinaus berücksichtigt, daß im Zusam­
menhang mit der Vorteilsnahme Berufspolitikern
das Hineinregieren in die Ämter zur Gewohnheit
wurde, dann ist das Mandat ein Vollberuf. Die da­
für offiziell gezahlten Gelder lassen das Amt höch­
stens für einen Angehörigen des öffentlichen Dien­
stes attraktiv werden, weil er die Rücksichtnahme
seines Arbeitgebers für seine politische Betätigung 
erwarten kann.

Die politischen Machtverhältnisse unterscheiden
sich selbstverständlich nach Gemeindegrößen. Die 
Parteipolitisierung wird erst ab einer Gemeinde­
größe von etwa 10 000 häufig .21 Hinzu kommen Un­
terschiede nach Ländern. Im Land Rheinland-
Pfalz, das Gabriel untersuchte, kann nur in etwa 30
Prozent der Fälle von einer kommunalen Führungs­
rolle einer der Parteien gesprochen werden; in
Nordrhein-Westfalen werden dagegen 90 Prozent
aller Mandate von den Parteien kontrolliert. An der
Auswahl des kommunalen Führungspersonals
nimmt höchstens ein Prozent der wahlberechtigten 
Bevölkerung teil.

Deutsche Parteien sind nach ihren Organisations­
statuten kein lockeres Bündnis lokaler Parteien,
diese sind vielmehr Untergliederungen von födera­
listisch aufgebauten Bundesparteien. Im Zeitver­
lauf haben sich jedoch die drei Ebenen der parla- 
mentarisierten Politik weitgehend verselbständigt. 
Die Bezirke der SPD und die Landesverbände der
CDU kooperieren mit den Bundeszentralen als
Partner und nicht als Befehlsempfänger. Die
Kommunalpolitik ist ihrerseits gegenüber den Be­
zirken bzw. Landesverbänden ziemlich autonom,
wobei die eigentliche Machtebene die Kreisver­
bände sind. Hier kann von außen schon deshalb nur
wenig hineinregiert werden, weil Politik als Beruf
kommunal finanziert wird.

2. Vorteilsnahme als Systemeigenschaft

Da offiziell nicht nur die Räte kleinerer Gemein­
den, sondern auch die Kreistagsabgeordneten und 
die Stadtverordneten der größeren Städte Ama­
teure sein sollen, tatsächlich aber in den Städten ihr 
Mandat als Beruf ausüben, muß dies durch Vor­
teilsnahme finanziert werden. Diese ist in Deutsch­
land leichter als in manchen anderen Ländern zu
sichern, weil hier die Vorstellungen von Interessen­
konflikten wenig praktische Bedeutung haben.

21 Vgl. Jörg Ueltzhöffer, Die kommunale Machtelite und
der politische Willensbildungsprozeß in der Gemeinde, in:
Hans-Georg Wehling (Hrsg.), Kommunalpolitik, Berlin
1975.

Beispielsweise übernehmen die Rechtsvertretung
der Stadt Köln vor Gericht im Wechsel Kanzleien,
die der CDU zugeordnet werden (z.B. die der
Stadtverordneten Esser, Artzinger-Bolten und
Bietmann) oder der SPD (z.B. die frühere Kanzlei
Siep und Burger). Eingeführt worden war diese
parteiübergreifende Art von lukrativer Aufgaben­
teilung mit der Begründung, Ratsherren dürften
schließlich keine Prozesse gegen die Stadt Köln füh­
ren. Als finanzieller Ausgleich für diesen - bloß
hypothetischen - Verlust soll dann die Übertragung
der Rechtsvertretung der Stadt dienen.

Aus Architektenkreisen wird erzählt, ihnen wür­
den, wenn sie sich um die Genehmigung von Pro­
jekten durch die Stadt Köln bemühten, wärmstens
Firmen empfohlen, mit denen sie Zusammenarbei­
ten sollten: Firma X würde die CDU, Firma Y die
SPD und die Firma Z die FDP geneigt stimmen, für
das gewünschte Projekt zu votieren.

Das wichtigste Instrument der Vorteilsnahme sind
jedoch die in einer Holding zusammengefaßten
Ausgründungen städtischer Dienstleistungen als
nun privatrechtlich verfaßte Betriebe. Die Auf­
sichtsratspositionen und gelegentlich auch Ge­
schäftsführerposten werden während der Amtszeit
der Stadtverordneten zur Ergänzung ihres Einkom­
mens benutzt. Ein Beispiel sind die 95 000 DM, die
der CDU-Stadtverordnete Rechtsanwalt Meyer
jährlich als Geschäftsführer der Gesellschaft er­
hielt, die für die Stadtsparkasse die Vermietungen
ihres Hausbesitzes betreut. Noch wichtiger sind die
ausgegründeten Betriebe als Instrument der Ver­
sorgung nach Aufgabe des politischen Amtes.

Politik in Köln ist nun einmal der großflächige
Klüngel mit Posten. Damit ist so viel zu gewinnen, 
daß die Personalauswahl in Politik und Verwaltung
verdorben ist. Viele möchten das ändern, aber die
Verfilzung ist so umfassend, daß Einzelkämpfer
keine Chance haben. Auch Medien können dann
nichts mehr bewirken: Die „Fälle“ werden aus­
gesessen.

Das ist nicht nur in Köln so, und vielleicht in man­
chen anderen Städteh noch schlimmer. Aber auch
in Köln ist der Filz viel mehr als Begünstigung bei 
Posten. Von jedem, der nach oben kommen will,
wird erwartet, daß er Dankesschulden für Vorteile
beim Klüngeln macht. Erst mit bezeichnenderweise
so genannten Leichen als Pfand wird ein Neuer ver­
trauenswürdig für das Establishment.

Der Kölner Stadt-Anzeiger publizierte 1988, also
mit erheblicher zeitlicher Verspätung, ein Geheim­
papier, das nach der Kommunalwahl 1979 zwischen
SPD und FDP beschlossen worden war. Die „ver-



tragschließenden Parteien“ hatten damals unter
der Federführung von Hetterich, SPD, und Wink­
ler, FDP, ein Paket von gleich 14 hohen Posten
bei der Stadtverwaltung und in den städtischen
Unternehmen unter sich aufgeteilt. Bis hinunter
zur Abteilungsleiterebene schoben die geheim ta­
genden Politiker Posten hin und her. Wer nicht in
ihr Konzept paßte, mußte versetzt werden - selbst
wenn dafür rechtlich der Oberstadtdirektor (und
nicht die Parteien) zuständig war.

Klüngel-Absprachen halten auch über einen Frak­
tionswechsel hinweg. 1984 scheiterte die FDP bei 
der Kommunalwahl am Wählerwillen und schied
somit aus dem Bündnis aus; aber noch 1988 sollen 
alle Personen, deren Beförderung nicht zuletzt
dank ihres Parteibuches mit der Vereinbarung
1979 sichergestellt worden war, noch in Amt und
Würden gewesen sein. Die Hälfte der sechs So­
zialdemokraten, die 1979 das 14-Posten-Klüngel-
paket Unterzeichneten, sind heute noch im Rat
der Stadt Köln: Dr. Klaus Heugel, Dr. Wilhelm 
Vollmann, Heinz Lüttgen .
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. Das Innenleben von Parteien

Ein wichtiger Umstand für die politische Entfrem­
dung einer wachsenden Zahl von Wählern ist der
aus dem Personal-Kartell folgende Zustand der
Parteien. Sowohl SPD wie CDU sind in Lager
zerfallen. Bei der CDU hat dies vorwiegend per­
sönliche Gründe, bei der SPD neben persönlichen
auch weltanschauliche Ursachen.

Ab Mitte der achtziger Jahre ließen sich in der
Kölner SPD drei Gruppen unterscheiden. Einmal
gab es den in vielen Kommunen bestimmenden
Konflikt zwischen linken und rechten Flügeln in
der SPD, vorwiegend zwischen gewerkschafts­
nahen Parteifunktionären und solchen mit Beru­
fen der „neuen Mittelschicht“. Dann kam ein 
Konflikt innerhalb des bis dahin eindeutig domi­
nierenden rechten Flügels hinzu, der zwischen
einer Gruppe um den Bundestagsabgeordneten
Günter Herterich einerseits und SPD-Fraktions-
chef Dr. Klaus Heugel sowie Fraktionsgeschäfts­
führer Anton („Toni“) Klefisch andererseits aus­
getragen wurde. Wie in den Stadträten in Nord­
rhein-Westfalen üblich, gründete sich deren Ein­
fluß auf die beiden wichtigsten Machtpositionen,
die es in den Lokalparlamenten gibt: Von ihren
Ämtern als Fraktionsvorsitzender und Fraktions­
geschäftsführer herrscht man, in Abstimmung mit
dem Parteivorsitzenden und den Partnern der an-

22 Vgl. Friedrich K. Kurylo, Kölner Klüngel mit Brief und
Siegel. Wer abgeschoben wurde, konnte sein Gesicht wah­
ren, in: Kölner Stadt-Anzeiger vom 20. Oktober 1988.

deren großen Parteien, über Verwaltung und
Stadt.

Der Konflikt innerhalb der Parteirechten entzün­
dete sich anläßlich der Ankündigung Hetterichs,
er werde wieder in die Kommunalpolitik Kölns 
zurückkehren. Herterich war vor Heugel ab 1975
der starke Mann der SPD gewesen, ja der stärkste
Politiker in Köln überhaupt. Deshalb löste seine
Ankündigung einer Rückkehr die Gegenreaktion
des von ihm selbst inzwischen installierten Füh­
rungsduos aus. Seither wurde von Heugel/Kle-
fisch die Herterich-Gruppe, die zu Beginn der
vorletzten Amtsperiode in der 45köpfigen SPD-
Fraktion noch acht Abgeordnete stellte, bis auf
einen Abgeordneten ausgeschaltet.

Die Ausgrenzung des Herterich-Flügels erreichte
der zuvor lange Zeit in der Partei stark angeschla­
gene Heugel-Clan durch ein Personalpaket, das
den linken Flügel um Parteichef Kurt Uhlenbruch
mit einschloß. Wie in Köln üblich, soll hierüber
ein förmlicher Vertrag - so die Gerüchte -
geschlossen worden sein. Berichtet wird die Wen­
dung: „Die vertragschließenden Parteien, im fol­
genden die Linken und die Rechten genannt“. In
den Topf wurden zur Verteilung gelegt: ein Man­
dat im Europaparlament, ein Bundestagsmandat,
drei Landtagsmandate, die Position des Sozialde­
zernenten und zwei Amtsleiterposten. Die Posi­
tionen wurden zwischen den Heugel-Rechten und
der ParteiLinken aufgeteilt. Bei der Wahl des
Personaldezernenten, was als Schlüsselentschei­
dung für die zukünftige Versorgung mit Posten
galt, konnte Heugel seinen Kandidaten durchset­
zen .
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ei der CDU gibt es seit längerer Zeit zwei Grup­
pierungen, die aber nicht den Parteiflügeln links 
oder rechts zuzuordnen sind. Es handelt sich viel­
mehr um das Weiterleben einer Clique, die seit
langer Zeit die Kölner CDU beherrscht, und eine
Gruppe, die eine Wachablösung versuchte.

In einer Nachtsitzung des CDU-Kreisparteitages
in Ehrenfeld 1987, die in die Kölner Lokalchronik
als „Nacht der langen Messer“ eingegangen ist, 
erhielt die neue Blömer-Gruppe ein leichtes
Übergewicht, das sie allerdings nur zurückhaltend
nutzte. Seitdem gab es pausenlos Verhandlungen,
die schließlich zu zwei Geheimdokumenten führ­

23 Vgl. Heinz Tutt, Kampf um Macht und Karrieren. SPD
vor der Wahl des städtischen Personaldezementen, in: Köl­
ner Stadt-Anzeiger vom 28. November 1987; ders., Land­
tagsmandate als Belohnung geboten?, in: ebd. vom 4. De­
zember 1987; Klaus Zöller, Handel um Posten. SPD-Grup-
penstreit, ebd.; Heinz Tutt, Ein Parteitag voller Harmonie
und Zuversicht, in: ebd. vom 29. Juni 1988.



ten, die für den Stil der Politik in Köln von exem­
plarischer Bedeutung sind.

Diese Geheimdokumente wurden erst mit großer
Verzögerung auf dem Kreisparteitag der CDU am
23. Oktober 1989 bekannt, als die Blömer-Gruppe
sich nicht mehr an die vereinbarte Parität hielt. Für
einen frei werdenden Listenplatz für den Landtag
- der bisher von dem einzigen Neutralen in der
Führungsclique, Ottmar Pohl, besetzt war - wurde
Richard Blömer durchgesetzt, der zuvor gemäß
der Vereinbarung auf dem fünften Platz gestanden
hatte. Aus Rache veröffentlichte Rolf Bietmann 
eines der Geheimdokumente .
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ngesichts solcher Verabredungen sind Parteitage
naturgemäß durchweg eine Farce. Hier ist die Par­
teiführung lediglich bemüht, ein eventuelles Aus­
brechen der Basis abzublocken. Im März 1988
hatten sich die Spitzen der beiden Clans darauf
verständigt, den Delegierten lediglich eine Block­
abstimmung vorzuschlagen mit der genauen Zahl 
von Kandidaten, wie Plätze im Vorstand zu beset­
zen waren. Der Wahlzettel sah nur ein Ja oder ein
Nein zum ausgehandelten Block vor. Ein Aufstand 
der Delegierten erzwang eine Einzelabstimmung. 
Obwohl es keine Gegenkandidaten gab, erhielten
von den vorgeschlagenen 25 Kandidaten des aus-
geklüngelten Vorschlagsbündels nur fünf mehr als
50 Prozent der Stimmen. Ein Fünftel der ausge­
handelten Kandidaten erreichte nicht einmal 40
Prozent25!

III. Parteipolitische Durchdringung

1. Parteipolitisierung von Wirtschafts­
unternehmen

Bei den herrschenden Cliquen in der Kölner Poli­
tik geht es im Alltag um Vorteilsnahme, insbeson­
dere in offiziell politikfreie Institutionen hinein. 
Das kann nur gelingen, wenn sich die miteinander
in Konflikt befindlichen Gruppen - zwischen den 
Parteien und innerhalb der Parteien - vorab auf 
Spielregeln verständigen. Die Hauptpreise in die­
sen Einflußkämpfen sind Positionen in Gremien,
auf die der Rat politisch zugreifen kann.

Wie andere Städte auch hat die Stadt Köln vor 30
Jahren frühere Regiebetriebe als Betriebe mit pri­
vatrechtlicher Form ausgegliedert; sie unterliegen

24 Vgl. Heinz Tutt, Zurück blieb ein Scherbengericht, in:
Kölner Stadt-Anzeiger vom 25. Oktober 1989.
25 Vgl. Erwin K. Scheuch, Generäle mit halben Truppen,
in: ebd. vom 12./13. März 1988.

damit nicht der normalen Kommunalaufsicht. Die 
Kölner Verkehrsbetriebe (KVB) und die Gas-,
Elektrizitäts- und Wasserwerke (GEW) sind davon 
die größten. In Köln sind durch diese Praxis inzwi­
schen gleichsam zwei städtische Verwaltungen ent­
standen: die Stadtverwaltung (regulär) mit 24000
Bediensteten und der Stadtwerkekonzern mit 7 000
Mitarbeitern.

Der Stadtwerkekonzern ist vielfach untergliedert.
Je nach Zählung kommt man auf bis zu 18 selb­
ständige Firmen .26 Die von der Stadt Köln stark
beeinflußten oder ihr gehörenden, aber ausgeglie­
derten Gesellschaften sind in einer Holding zusam­
mengefaßt: der Stadtwerke Köln GmbH. Von 
neun Direktoren und Vorstandsmitgliedern dieser
Holding sind fünf Mitglieder der SPD und vier der
CDU; sie alle verdienen jeweils über 100000 DM,
einige mehr als 300000 DM .

D

27

ie Gebührenzahler kosten die Politiker als Kon­
zernherren mehr als nur die Gehälter. Sie haben
auch gewaltige Pensionen mitzufinanzieren. 1991
wurde von Verhandlungen der Fraktionsspitzen
von SPD und CDU berichtet, die selbst die Amts­
zeiten in der Fraktion auf die Pensionen aufge­
schlagen sehen wollten.

Alle Firmen des Stadtwerkekonzerns haben ihre
Aufsichtsgremien und Vorstände, was viele und 
teilweise hochdotierte Positionen für amtierende
und ausgeschiedene Ratsmitglieder bedeutet. Äm­
terhäufung ist bei den Kemgruppen der Berufspo­
litiker verbreitet; bis zu fünf Aufsichtspositionen 
sollen - wie bei Oberbürgermeister Norbert Bur­
ger, SPD28 - gezählt worden sein. Bei den Kölner
Verkehrsbetrieben waren 1990 zehn Stadtverord­
nete im Aufsichtsrat: fünf von der SPD, vier von
der CDU, ein GRÜNER. Die Gemeinnützige AG
für Wohnungsbau (GAG) hat zwei Vorstände:
Einer war Ratsherr der CDU, der andere der SPD; 
der Prokurist ist ehemaliger Ratsherr der SPD. 
Auch bei der Grund und Boden GmbH findet sich
das gleiche Strickmuster: ein Geschäftsführer war 
früher Vorsitzender der SPD, der andere ist CDU-
Mitglied. Bei der Kölner Sportstätten GmbH war 
der Hauptgeschäftsführer Ratsmitglied der SPD; 
dafür ist der Prokurist der Wohnungsgesellschaft
der Stadtwerke (WSK) ein früherer Stadtrat der
CDU .29 Inzwischen hat der Rat als Gremium, das 
die Stadtwerke über den Aufsichtsrat kontrollieren

26 Vgl. Heinz Tutt, Töchter werden immer mächtiger, in:
ebd. vom 29. April 1991, S. 13.
27 Vgl. F. Kuballa (Anm. 7), S. 8.
28 Vgl. Helmut Böger, „Die Pension;-Absahner", in: Bild
am Sonntag vom 23. Februar 1992, S. 4.
29 Vgl. F. Kuballa (Anm. 7), S. 8.



soll, weitgehend den Überblick über die Vorgänge
in diesen vielen Gesellschaften verloren .
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pitzenmanager der großen Unternehmen bezie­
hen ein Jahresgehalt von um die 300000 DM. Bei
der KVB setzen sich die Bezüge zusammen aus
192000 DM Gehalt und einer Erfolgsprämie (trotz
eines Defizits in Millionenhöhe), die bis zu
110000 DM betragen soll .
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ie Berufspolitiker in den Ratsfraktionen erwartet
beim Ausscheiden aus der aktiven Politik eine von
den Parteien geförderte Karriere. In den letzten 40
Jahren haben die Partei- und die Fraktionsvorsit­
zenden sowie die Fraktionsgeschäftsführer in Köln
alle eine solche Karriere gemacht. Für die
GRÜNEN nannte Ratsherr Dieter Göbel dies 
spöttisch ein „Naturgesetz der Kölscher-Klüngel- 
Politik“ .32 Eine Minderheit stieg in Parlamente mit
Berufspolitikern auf, die Mehrheit machte eine
Karriere bei Betrieben, die entweder direkt oder
indirekt von der Stadt abhängen. „Auf diesem
zweiten Weg wird ihr Einkommen in der Regel 
verdrei- bis verfünffacht“, ermittelte Kuballa in
der erwähnten Fernsehsendung .
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as grüne Ratsmitglied Dieter Göbel, der diese
Praktiken früher als „Endlagerung alter Politiker“
bezeichnete ,34 mußte sich in einer öffentlichen
Ratssitzung allerdings seinerseits Vorhalten lassen,
im Rahmen der Haushaltsberatungen 1988 von der
SPD gefordert zu haben, daß auch die GRÜNEN
bei der Besetzung von Positionen in der Verwal­
tung und in städtischen Gesellschaften berücksich­
tigt werden sollten .35 Die GRÜNEN sind längst in
das Kartell der Vorteilsnahmen mit eingebunden.

2. Politisierung der Verwaltung

Bekannt ist in der Kölner Bevölkerung, daß die
Spitzen der Verwaltung - die Beigeordneten -
nach einem ausgehandelten Schlüssel für die Rei­
henfolge der Besetzung freiwerdender Positionen
zwischen den Parteien aufgeteilt werden. Die Par­
teipolitisierung der Verwaltung geht jedoch sehr
viel weiter. Auf diese Weise ist es den Parteien
möglich, mit ihren Vorstellungen über Begünsti­
gungen von Gruppen und Personen in der Verwal­

30 Vgl. H. Tutt (Anm. 26).
31 Vgl. ebd.
32 Protokoll der 48. Öffentlichen Sitzung des Rates der
Stadt Köln vom 22. Juni 1988, S. 313.
33 Vgl. F. Kuballa (Anm. 7), S. 9f.
34 Vgl. Petra Herterich, Endlagerung alter Politiker, in:
Expreß vom 17. Juli 1991.
35 Protokoll der 48. Öffentlichen Sitzung des Rates der
Stadt Köln über den 4. Dringlichkeitsantrag der Fraktion
„Die Grünen“ vom 20. Juni 1988 zum Thema Neubesetzung
von Vorstandsposten, S. 319.

tung mit punktuellen Forderungen Gehör zu fin­
den. Von seiten der CDU wurde 1989 gefordert,
daß zusätzlich zu den Behördenleitern (Beigeord­
neten) auch die Dienststellenleiter (Amtsleiter­
ebene) mit nahezu 60 Positionen - die Aufgaben
werden manchmal unterschiedlich abgegrenzt und 
zusammengefaßt - Gegenstand von Kartellabspra­
chen sein sollten.

Als Amtsleiter ist man (anders als der auf Zeit ge­
wählte Beigeordnete) ein Lebenszeitbeamter. Von
den jetzigen 52 Amtsleitern in führenden Positio­
nen bei der Stadtverwaltung Köln sind über 80
Prozent Parteimitglieder. Die Mehrzahl gehört der
SPD an .36 Mitglied der CDU waren nur 9 Amtslei­
ter .37 Tatsächlich ist auf der unteren Ebene die
Schlagseite der Kölner Verwaltung zur SPD hin
ausgeprägter als in den obersten Leitungspositio­
nen. Inzwischen soll sich nach Aussagen leitender
Beamter der Parteienproporz weit über die Ge­
heimverträge hinaus bis hinunter auf die Ober­
sekretärsebene (Besoldungsstufe A8) auswirken.
Wer nicht den Weisungen seiner jeweiligen Frak­
tionsspitze folge, sei als Beamter in seiner Beför­
derung bedroht.

Wahlbeamte, die im Zuge parteipolitischer und in­
nerparteilicher Auseinandersetzungen in Mißkre­
dit geraten sind, werden in Köln nicht wiederge­
wählt. Seit 1979 schickten Kölner Kommunalpoli­
tiker fünf Dezernenten und einen Oberstadtdirek­
tor in die „Frühpension“. Deren Gehalt muß bis zu
ihrer Pensionierung von der Stadt zu über 70 Pro­
zent weitergezahlt werden. Diese Behandlung von
Beamten als eine Art „Wegwerfbeigeordnete“
(Rossa) belastet die Stadt Köln mit etwa 7,5 Mio.
DM .
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eide großen Parteien in Köln haben formelle Be­
triebsgruppen für „ihre“ Beamten. Diese sorgen 
dafür, daß der Partei in der Verwaltung nichts ent­
geht (im Bundesgebiet soll es mehr als tausend sol­
cher Betriebsgruppen geben mit einem direkten
Kontakt zu den Parteizentralen) .39 Das Prinzip der
Betriebsgruppen entspricht der Parallelisierung
von staatlicher Verwaltung und Parteiaufbau, wie
sie im real existierenden Sozialismus gegeben war.

36 Vgl. F. Kuballa (Anm. 7), S. 13.
37 Vgl. Heinz Tutt, Fällt Etta Schiller nach Weiberfast­
nacht?, in: Kölner Stadt-Anzeiger vom 21. Februar 1990;
Jochen Jurettko, Kölner Klüngel um Nachfolge von Kurt
Rossa fordert Opfer, in: Westfälische Nachrichten vom
2. März 1990.
38 Vgl. Susanne Happe, Sechs Frühpensionäre läßt sich die
Stadt 7,5 Millionen Mark kosten, in: Kölnische Rundschau
vom 24. Mai 1991.
39 Vgl. F. Kuballa (Anm. 7), S. 14.



IV. Klüngel als System -
und dessen Preis

Köln ist kein Einzelfall. Frankfurt, Berlin und
Hamburg haben sich ebenfalls den Ruf als Städte
erworben, in denen Politik und Vorteilsnahme in-
einanderfließen. Aber auch über kleinere Städte
wie Mannheim oder Hannover oder Essen kann 
ähnliches berichtet werden. Es besteht also massiv­
stes Interesse an einer Proporzdemokratie, in der
die Aufklärung von öffentlich beanstandeten Fäl­
len zum seltenen Ereignis wird. Falls aber doch ein
„Fall“ publik wird, stehen die Parteien in der Ver­
teidigung zusammen - es sei denn, ein Politiker
wird von der politischen Klasse zum Abschuß frei­
gegeben.

Die für Politiker bequeme Proporzdemokratie
- Machtverlust ist ausgeschlossen, Dauereinfluß
gesichert - hat allerdings einen sehr hohen Preis.
Wenn die Disziplinierung durch Wettbewerb ent­
fällt, werden nicht nur die Unterschiede zwischen
den Parteien unscharf, sondern auch die Mei­
nungsverschiedenheiten und Cliquenkämpfe in­
nerhalb der Parteien werden enorm gesteigert.
Ferner müssen Vorteilsnahme und Durchsteche­
reien ins Gigantische wachsen. Wird jemand er­
tappt, so bietet sich in einer Proporzdemokratie
an, den offiziell politischen Gegner mit der Lei­
tung des Untersuchungsausschusses zu beauftra­
gen. Er wird schon finden, daß das alles nicht so
schlimm ist, und viel Unklarheit bleibt. Die sün­
dige Partei wird sich dann beim nächsten Fall, der
die andere Partei betrifft, schon revanchieren.

Auch wenn ein Kartell der Vorteilsnahme exi­
stiert, wäre dies doch sehr anfällig, würden nicht
weitere Kreise ebenfalls davon profitieren können. 
Da sind zunächst die Spitzenbeamten der Stadtver­
waltung zu nennen, die auf vielfältige Weise dem
System verbunden sind. Ein solches System beför­
dert die Ausdehnung der Staatstätigkeit, weil jede
Ausdehnung dieser Art die Möglichkeiten der
Vorteilsnahme vergrößert. Gibt es mehr Subven­
tionen für lokale Klientel zu verteilen, vergrößert
sich der Rückhalt der politischen Cliquen. Auf 
vielfältigste Weise ist heute „hohe“ Kultur, die sich
nicht verkaufen läßt, von Dauersubventionen ab­
hängig, in erster Linie Maler und Schauspieler.
Durch eine Vielzahl von Projekten kann der innere
Zirkel sich weitere Kreise von Bürgern geneigt ma­
chen.

Diese Beschäftigung eines Geflechtes von Füh­
rungspersonal miteinander wird in der Bevölke­

rung durchaus wahrgenommen. „Ich glaube nicht, 
daß sich die Politiker in Köln viel darum küm­
mern, was Leute wie ich denken“ - so urteilten 55
Prozent der Befragten bei einer Umfrage, die die
Kölnische Rundschau vier Wochen vor der
Kommunalwahl 1989 bei einem Querschnitt der
Kölner Bevölkerung durch das Forsa-Institut
durchführen ließ. Entschieden zurückgewiesen 
wurde diese Auffassung lediglich von neun Pro­
zent; die ungewöhnlich niedrige Zahl von sechs
Prozent Meinungslosen bedeutet, daß sich die Be­
völkerung zu diesem Thema eine explizite Mei­
nung gebildet hat. Eine Mehrzahl der Bürger
glaubte nicht, daß die Kölner Politiker Weitsicht 
besäßen. Noch beschädigter als das Ansehen der
Politiker ist das Prestige der Parteien.

Diesem Umfragebild entsprechen auch Zahlen
über politisches Verhalten. Gewöhnlich werden 
Wahlergebnisse bekannt als Anteil der Stimmen, 
die auf die Parteien entfielen. Aufschlußreicher für
den Rückhalt der Parteien in der Bevölkerung ist,
wieviel Stimmen sie gemessen an der Gesamtheit
der Wahlberechtigten bekommen. Das ergibt in
Köln für die beiden letzten Kommunalwahlen
(Angaben in Prozent) folgendes Bild:

Kommunal- Kommunal­
wahl 1984 wähl 1989

SPD 26,9
CDU 21,9
Andere Parteien 9,1
Stimm- 42,1
enthaltung

■4s'8 SS
16,9
40,2

42,9

Nach Zahlen des Amtes für Statistik und Einwoh­
nerwesen bekam die SPD 1989 weniger als die
Hälfte, die CDU weniger als zwei Drittel der für
sie möglichen men40.40

Die CDU hatte vor zwei Jahren in Köln noch über 
10000 Mitglieder; jetzt ist die Zahl der Parteimitglie­
der auf 7 600 abgesunken, von denen nur etwa 4000 
einen den Statuten entsprechenden Beitrag bezah­
len. Selbst ein starker Stadtbezirk der CDU wie Sülz
verlor in einem Jahr ca. zehn Prozent seiner Mitglie­
der. Von der SPD wird Gleiches berichtet.
Es kann gefolgert werden: Das System der Macht­
übernahme durch Cliquen ist außer Kontrolle. Es 
ist nur sich selbst verantwortlich - oder wie es in
der Soziologie heißt: Es ist selbstreferentiell. Un­
ter diesen Umständen ist es nicht sehr erheblich,

40 Vgl. Statistisches Jahrbuch der Stadt Köln, 76. Jg., Köln
1990, S. 201-203.



ob die eigene Partei fünf oder sieben Prozent­
punkte bei einer Wahl einbüßt. Soviel SPD- oder
CDU-Stimmen gibt es dann für die Kemgruppen
immer noch, um ungestört das System weiterfüh­
ren zu können. Wahlniederlagen oder -siege sind
in der Regel lediglich für die Hinterbänkler von 
Belang. Für die Kernmannschaft ist dagegen ent­
scheidend, in den Cliquen nicht isoliert zu werden.

Das hier skizzierte System fördert politischen Auf­
stieg als Teil einer Seilschaft. Es ist nicht ratsam,
einen Aufstieg im Alleingang zu versuchen. Man 
steht dann nämlich in Konkurrenz zu verzweigten
Cliquen, die wiederum rückverbunden sind mit
einer verzweigten Klientel. Diese würde einen
Machtverlust des inneren Zirkels als einen eigenen
Verlust bewerten.

Die politischen Prozesse in der real existierenden
Bundesrepublik ergeben ein paradox anmutendes
Bild. Einerseits werden immer mehr gesellschaftli­
che Bereiche immer stärker parteipolitisiert, ande­

rerseits werden die Parteien immer inhaltsleerer
und schrumpfen in der Mitgliederzahl. Die verfas­
sungsmäßigen politischen Institutionen erfahren
einen Bedeutungsschwund, von der Verfassung
nicht vorgesehene Gremien und Gruppierungen
treten an ihre Stelle: Parlamente als modernes
Äquivalent zum Chor der griechischen Tragödie,
die anderweitig getroffene Entscheidungen bekla­
gen oder preisen! Damit setzt sich noch stärker als
bisher die Konvergenz zum politischen System im
früheren Sozialismus auch bei uns durch. Machen
sich die Parteien den Staat tatsächlich zur Beute,
wie Bundespräsident von Weizsäcker es formu­
lierte, dann „hebt sich der Parteienstaat nur noch
durch das Mehr-Parteiensystem von der Parteidik­
tatur “441 1, in der sich die beiden Volksparteien
inhaltlich kaum noch unterscheiden.

41 Hans-Peter Vierhaus, „Die Identifizierung von Staat
und Parteien - eine moderne Form der Parteidiktatur?“, in:
Zeitschrift für Rechtspolitik, (1991) 12, S. 473.



Hilke Rebenstorf

Steuerung des politischen Nachwuchses
durch die Parteiführunge

P
.

ersonalrekrutierung unter den Bedingungen
gegenwärtiger Erfordernisse politischer Steuerung

I. Inhalt und Entwicklung der
Politikerkritik

Die Rede vom Versagen der Parteien und der Poli­
tik, die in Partei-, Staats- und Politikverdrossen­
heit der Bevölkerung mündet, ist so alt wie die
Parteien selbst ;1 dafür wurden immer unterschied­
liche Ursachen und Konsequenzen genannt. In
neuerer Zeit findet eine Problematisierung in er­
ster Linie unter dem Aspekt der Gefährdung der
Demokratie statt. Haben noch bis Ende der achtzi­
ger Jahre wissenschaftliche Untersuchungen ge­
zeigt, daß trotz abnehmender Wählerbindung an
die traditionellen Parteien keine Gefahren für das
politische System der Bundesrepublik bestehen,
daß man nicht von einem Entzug der Unterstüt­
zung durch die Bürger sprechen könne ,2 so weisen
die Ergebnisse zahlreicher Landtagswahlen der
vergangenen drei Jahre bis zu den jüngsten Wah­
len in Schleswig-Holstein und Baden-Württemberg
am 5. April dieses Jahres auf drohenden Legitima­
tionsverlust hin. Mußten bis dahin die etablierten
Parteien lediglich Wahlenthaltung fürchten, die
auch als Zufriedenheit interpretiert werden kann 
nach dem Motto: „Solange alles gut läuft, brauch’
ich mich nicht zu beteiligen“, so kann bei den mas­
siven Stimmabgaben zugunsten rechtsextremer
Parteien ein breites Unbehagen nicht mehr überse­
hen werden. Unabhängig davon, ob dieses Wahl­
verhalten als Gefährdung des demokratischen Sy­
stems der Bundesrepublik interpretiert werden
kann oder ob man die der allgemeinen Beruhigung 
dienende Implikation über Denkzettelwahlen teilt,
über Ursachen und Konsequenzen muß nachge­
dacht werden.

1 Vgl. als Überblick: Richard Stöss, Parteikritik und Partei­
verdrossenheit, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 21/90,
S. 15-24.
2 Vgl. Suzanne S. Schüttemeyer, Bundestag und Bürger im
Spiegel der Demoskopie. Eine Sekundäranalyse zur Parla­
mentarismusperzeption in der Bundesrepublik, Opladen
1986; Dieter Fuchs, Die Unterstützung des politischen Sy­
stems der Bundesrepublik Deutschland, Opladen 1989.

Daß den etablierten Parteien nicht sonderlich viel
Vertrauen hinsichtlich ihrer Problemlösungskom­
petenz entgegengebracht wird, ist keine neue Er­
kenntnis. Sie hat durch die jüngsten Wahlergeb­
nisse und durch die Prognosen hinsichtlich des 
Ausgangs anstehender Wahlen lediglich eine 
erneute und auch beunruhigende Bestätigung er­
fahren. Wahl- und Einstellungsforschung sowie
Demoskopie bemühen sich seit längerem um Er­
klärungen für das Phänomen nachlassender
Stammwählerschaften, das sichtbar wird in der ab­
nehmenden Bindungskraft etablierter Parteien:
Auflösung traditioneller Bindungen, ökonomische 
Unsicherheit, Abstiegsängste, Vereinzelung, 
kurzum Veränderungen im sozialen Leben als
Folge des allgemeinen gesellschaftlichen Wandels
werden als Erklärung herangezogen.

Große Publizität hat um die Jahreswende in die­
sem Zusammenhang eine Studie erfahren, die im
Auftrag der Wirtschaftsvereinigung der nordrhein­
westfälischen CDU erstellt wurde3 und die zu dem 
Ergebnis kommt, daß es in den Parlamenten an
wirtschaftlichem Sachverstand fehle. Im Bemühen
um die Erarbeitung von Lösungsvorschlägen geriet 
die Studie zu einem massiven Angriff auf die Re­
krutierungspraxis in den etablierten Parteien: Die
Auswahl des politischen Personals erfolge nicht
aufgrund von erforderlichem Sachverstand, son­
dern nach sonstigen Opportunitätsgründen in Ab­
sprache der Führungen aller einflußreichen Par­
teien.

Die Schlußfolgerung liegt nahe: Was zur Zeit an
Unzufriedenheit mit den etablierten Parteien sicht­
bar wird, ist Folge der Auswahl des politischen
Führungspersonals durch die Parteien bzw. deren
Vorstände. Statt sachorientierter Auswahl, die al­
lein die heute mehr denn je erforderliche Problem­
lösungskompetenz erbringen könnte, scheint nur

3 Wirtschaftsvereinigung der CDU NRW, Parteien und
Politiker in der Bundesrepublik (alt) heute. Thesen zu einer
strukturellen Erneuerung der politischen Führung, Düssel­
dorf, Dezember 1991; Erwin K. Scheuch/Ute Scheuch, Cli­
quen, Klüngel und Karrieren, Reinbek 1992 (s.a. den Bei­
trag der beiden Autoren in dieser Beilage).



intellektuelles und fachliches Mittelmaß eine
Chance zu haben. Was Parteiführungen ungestraft
seit Bestehen der Bundesrepublik hätten tun kön­
nen - nämlich sich selbst bedienen (Diätenfrage)
und die politische Führung Personen überlassen,
die vielleicht der Partei gegenüber loyal, dafür
fachlich jedoch geringer qualifiziert seien, als mög­
licherweise erforderlich wäre - sei unter den geän­
derten Rahmenbedingungen von deutscher Ver­
einigung, europäischer Integration sowie generell
zunehmender Intemationalisierung der Politik
nicht länger möglich. Defizite in der Problemlos
sungs-, Steuerungs- und Führungskompetenz der
Politik würden nun sichtbar. Die Selbstbedie­
nungsmentalität fordere ihren Tribut in Form mas­
siver Verweigerung der Unterstützung durch die
Wählerschaft.

Faßt man die in wissenschaftlicher, populärwissen­
schaftlicher und populärer Darstellung jeweils an­
gedeuteten Argumentationsstränge zum Verfall
des Ansehens der Parteien zusammen und ordnet
diese in einer Reihe, so ergibt sich folgende histori­
sche Kette: In der Gründungsphase der Bundesre­
publik warb noch eine große Zahl von Parteien um 
die Stimmen der Wählerinnen und Wähler. Die
Klientele der Parteien waren aufgrund traditionel­
ler Milieubindungen klar voneinander abgegrenzt.
Fünfprozentklausel, Parteienverbote und Abrük-
ken der beiden großen Parteien CDU (in Bayern:
CSU) und SPD von früheren dogmatischen Posi­
tionen und ihre Transformation zu Volksparteien
führten zu einer immer stärker werdenden Kon­
zentration der abgegebenen Wahlstimmen auf
diese Parteien bei gleichzeitiger Zunahme der
Wahlbeteiligung .4 Wirtschaftlicher Aufbau und
Aufschwung wirkten als Rahmenbedingungen zu­
sätzlich stabilisierend. Auseinandersetzungen über
zunehmende Partizipationsanforderungen in den
ausgehenden sechziger Jahren konnten noch vom
Parteiensystem aufgefangen werden: „Mehr De­
mokratie wagen“ (Brandt) war nicht lediglich Lip­
penbekenntnis, die Beteiligungsmöglichkeiten für
z.B. jüngere Politiker wurden tatsächlich ausge-

4 Die Wahlbeteiligung stieg von der ersten Bundestagswahl
1949 mit 78,5 Prozent auf 91,1 Prozent 1972 an, um seitdem
wieder abzunehmen auf 84,3 Prozent bei der Bundestagswahl
1987. 1949 entfielen auf die etablierten Parteien CDU, CSU,
SPD und FDP erst 61,1 Prozent der gültigen Zweitstimmen,
1972 erreichte die Stimmenkonzentration mit 99,1 Prozent
für diese vier Parteien ihren Höhepunkt. 1983, mit dem erst­
maligen Einzug der GRÜNEN in den Bundestag, sank der
Stimmenanteil für die vier etablierten Parteien auf 94 Pro­
zent, 1987 gar auf 90,4 Prozent. Dieser Stand wurde bei den
Wahlen am 2. Dezember 1990 auf dem Wahlgebiet West ge­
halten, umgerechnet auf das gesamte Wahlgebiet betrug der
Anteil der auf sie entfallenden Stimmen 88,3 Prozent.

weitet. Gut dreißig Jahre lang brauchten sich die 
etablierten Parteien keine Sorgen um ihren Füh­
rungsanspruch zu machen, bis 1983 mit dem Ein­
zug der GRÜNEN in den Bundestag die ersten
Alarmsignale hinsichtlich der nachlassenden Bin­
dungskraft der etablierten Parteien unüberhörbar
wurden .5 In der Folgezeit griffen diese zwar The­
men der Ökologiebewegung auf, Bemühungen für
deren Umsetzung erschienen jedoch nur halbher­
zig zu erfolgen. Die Parteien gaben nicht mehr die
Themen des Tages vor, sondern liefen ihnen hin­
terher. Sie schienen kein Gespür mehr für tatsäch­
liche Problemlagen zu haben, sondern nur noch im
eigenen Saft vor sich hinzuschmoren im „Raum­
schiff Bonn“. Die Quittung scheint nun geliefert zu
werden in sogenannten „Denkzettelwahlen“.

Die Schuldigen sind natürlich schnell ausgemacht.
In einem politischen System, einem Regierungssy­
stem, das einzig und allein auf Parteien baut, ihnen
allein das Recht der Besetzung von Parlaments­
mandaten und Regierungspositionen zugesteht, ist
es naheliegend, den Führungen dieser Parteien
den Schwarzen Peter zuzuschieben: Das Personal,
das sie mit der Aufgabe der Führung des Staates
beauftragten bzw. das sie für diese Aufgabe aus­
wählten, verfüge nicht über genügend Feingefühl,
Stimmungen in der Bevölkerung zu erspüren, und
nicht über genügend Sachverstand, anstehende
Probleme zu lösen. Die Verdammnis der etablier­
ten Parteien liegt also nahe, die Hinwendung zu
anderen außerhalb dieses bürgerlichen Spektrums
liegenden Parteien ebenfalls.

Doch wie sieht die Realität aus: Inwieweit sind es
die Parteiführungen, die den Nachwuchs für
Führungspositionen in der Politik auswählen und
fördern? Wie ist es bestellt um Responsivitätser-
fordernisse6 einerseits und Erfordernisse der zu­
nehmenden Internationalisierung andererseits?
Inwieweit hat nicht die Ausweitung staatlicher
Aufgaben zu einer Form der Arbeitsteilung ge­
führt, die einer zentralen Koordination der Aus­
wahl des politischen Führungspersonals bedarf?

5 Bei den Bundestagswahlen 1969, am Ende der Großen
Koalition, erhielt die NPD 4,3 Prozent der Stimmen, ver­
fehlte also nur knapp den Einzug ins Bundesparlament; auf
Länderebene war sie erfolgreicher. Die Wahlerfolge wurden
damals als Folge der politischen Stimmung unter der Großen
Koalition angesehen. Bei der Bundestagswahl 1972 war der
Anteil der NPD-Stimmen wieder auf 0,6 Prozent abgesun­
ken.
6 Zum Konzept der Responsivität und dessen notwendigem
Maß vgl. Herbert Uppendahl, Repräsentation und Responsi­
vität. Bausteine einer Theorie responsiver Demokratie, in:
Zeitschrift für Parlamentsfragen, 12 (1981) 1, S. 123-134.



Diesen Fragen soll nachgegangen werden, indem
zunächst ein Abriß über Personalrekrutierung und 
Karrieren in der Politik gezeichnet wird. Die Mög­
lichkeiten der Einflußnahme von Parteiführungen
auf diese Prozesse werden hierbei deutlich. Die
quasi widersprüchlichen Anforderungen an die
„Politische Klasse“ sind Gegenstand eines weite­
ren Abschnitts über die Funktionen der politischen
Elite. Daran anschließend wird das Dilemma der
für die Staatsführung als allein zuständig angesehe­
nen Instanzen erläutert. In einem Schlußkapitel 
geht es dann um Alternativen zur bisherigen Praxis
bei der Auswahl politischer Führungskräfte und
politische Führung. Es wird nicht der Anspruch er­
hoben, mit diesem Beitrag die Dilemmata der Poli­
tik zu beheben. Es kann bestenfalls darum gehen, 
schon mehrfach diskutierte Möglichkeiten der Ent­
lastung politischen Führungspersonals von seiner
Allzuständigkeit erneut in die Diskussion zu brin­
gen.

II. Politische Elitenbildung
und politische Karrieren

Der populären Vorstellung der Cliquenbildung in
den Parteien und des Desinteresses der Politiker
an den Bedürfnissen und Problemen der Bevölke­
rung entspricht in der wissenschaftlichen Diskus­
sion das von Robert Michels erstmals formulierte
und seitdem stets wieder zitierte „eherne Gesetz 
der Oligarchie“. Hiernach bilden sich in Organisa­
tionen, deren Entstehung erst einen adäquaten
Rahmen für Interessenartikulation bietet (d.h.
den Kampf der „Schwachen mit den Starken“ er­
möglicht), zwangsläufig in ihren Führungsgruppen
Oligarchien aus, die die Organisation letztendlich 
zur Erreichung eigener Ziele 7. Di7 e verti­
kale Organisationsstruktur der Parteien und ihrer
Untergliederungen legt ebenfalls die Vermutung 
nahe, daß die Vorstände derart hierarchisch orga­
nisierter Gebilde den Haupteinfluß auf die Nach­
wuchsförderung ausüben oder zumindest ausüben 
könnten. Auf Bundesebene - betrachtet man die
Auswahl von Mitgliedern der Parteivorstände, von
Bundes- und Landeskabinetten - scheint dies tat­
sächlich der Fall zu sein. Auch die Bezeichnungen 
„Söhne“ und „Enkel“ bekannter Alt-Politiker le-

7 Vgl. Robert Michels, Zur Soziologie des Parteiwesens in
der modernen Demokratie. Untersuchungen über die oligar-
chischen Tendenzen des Gruppenlebens, Stuttgart 19894
(Erstveröffentlichung 1911); siehe auch Pierre Bourdieu, De­
legation und politischer Fetischismus, in: Ästhetik und
Kommunikation, 16 (1986) 61/62, S. 184-195.

gen die Assoziation eines Ziehkindes nahe, das 
von Beginn an unter die Fittiche einer einflußrei­
chen Person genommen wurde, die seine politische
Karriere betreute und förderte.

Politische Karrieren sind jedoch in der Regel lang­
wierigere und komplexere Prozesse, als sie sich
oberflächlich darstellen. Die zu diesem Themen­
komplex durchgeführten Studien datieren aus den
siebziger Jahren, grundlegend hat sich jedoch
kaum etwas geändert: Organisationen, und somit
auch Parteien und Parlamente, sind ab einer gewis­
sen Größe träge und verändern wesentliche konsti­
tuierende Parameter kaum oder zumindest nur
über sehr lange Zeiträume.

Am umfassendsten ist die Untersuchung Dietrich
Herzogs, deren Ergebnisse 1975 publiziert wur­
den .8 Herzog betrachtete die Karrieren von Mit­
gliedern der Bundesregierung, der Parlamentse­
lite ,9 von Geschäftsführern und Referenten sowie
die der damals jungen Bundestagsabgeordneten
der Geburtsjahrgänge ab 193010.10Ein wesentliches 
Ergebnis dieser Studie war die Erstellung einer
Karrieretypologie. Danach machten 60 Prozent
der in die Studie einbezogenen Spitzenpolitiker
eine „Standard-Karriere“. Die Politik wurde erst
dann zum Beruf, nachdem im privaten Beruf eine 
erfolgreiche Etablierung stattgefunden hatte, der
politische Aufstieg erfolgte sukzessiv; die politi­
sche Karriere war mithin die zweite Karriere. Etwa
zehn Prozent des Führungspersonals wechselten
aus einer Spitzenposition im privaten Beruf direkt
in eine gleichermaßen hohe Position in der Politik; 
diese Personen hatten eine „Cross-over-Karriere“.
Für alle übrigen beschrieb Herzog die Laufbahn
als „reine politische Karriere“. Diese beginnt früh­
zeitig mit besoldeten politischen Ämtern - meist in
der Partei. Eine vorherige oder parallel verlau­
fende privat-berufliche Karriere gibt es nicht .

D

11

ie Cross-over-Karrieristen ausgenommen, hatten
alle Führungspersonen ihre Karrieren mit kommu­
nalen Wahl- und/oder Parteiämtern begonnen, um

8 Vgl. Dietrich Herzog. Politische Karrieren. Selektion und
Professionalisierung politischer Führungsgruppen, Opladen
1975.
9 Zur genaueren Definition vgl. Heino Kaack, Geschichte
und Struktur des deutschen Parteiensystems, Opladen 1971,
S. 681.
10 Vgl. D. Herzog (Anm. 8), S. 53-61.
11 Zur Zusammenfassung der Karrieretypologie vgl. Diet­
rich Herzog, Politik als Beruf: Max Webers Einsichten und
die Bedingungen der Gegenwart, in: Hans-Dieter Klinge­
mann/Wolfgang Luthardt (Hrsg.), Wohlfahrtsstaat, Sozial­
struktur und Verfassungsanalyse, Opladen 1992 (i.E.).



schließlich ein Bundestagsmandat zu erlangen ;12

aus dem Bundestag heraus wurden sie dann für die 
politische Elite rekrutiert. Die Aussage Kaacks 
von 1971 „In der Bundesrepublik rekrutieren sich
die Inhaber von Regierungspositionen nahezu aus­
schließlich aus dem Kreis der Parlamentarier“13

wurde durch die Studie Herzogs bestätigt: Die von
ihm betrachtete politische Elite umfaßte nur Leute
mit Parlamentserfahrung. Kaacks Folgerung:
„Eine Analyse der Führungselite auf Bundesebene
muß daher von der Rekrutierung der Bundestags­
abgeordneten ausgehen“ ,14 kann also nur beige­
pflichtet werden. Hier zeigen sich dann auch sehr
schnell die Grenzen der Einflußnahme der Partei­
vorstände auf die Auswahl des politischen Nach­
wuchses.

Mitglied des Bundestages wird eine in einer Partei
organisierte Person15 (volljährig, mit deutscher
Staatsbürgerschaft), die entweder nach einem par­
teiinternen Nominierungsverfahren in einem
Wahlkreis aufgestellt wird und diesen direkt ge­
winnt oder die nach einem ebenfalls parteiinternen
Nominierungsverfahren auf der Landesliste ihrer
Partei aufgestellt wird und über diese in das Parla­
ment einrückt .16 An den parteiinternen Nominie­
rungsverfahren sind keine zentralen Parteiinstan­
zen beteiligt; das Nominierungsverfahren ist eines
der wenigen Bereiche, in denen die föderative
Struktur der Bundesrepublik noch zum Tragen
kommt. Es ist zwar denkbar, daß die Parteivor­
stände Kriterienkataloge erstellen, die bei der
Kandidatenauswahl zu berücksichtigen sind, gene­
rell liegt das Votum für die Benennung der Direkt­
kandidaten jedoch bei den Wahlkreismitglieder­
oder Wahlkreisvertreterversammlungen, die Zu­

12 Für die Abgeordneten des 11. Deutschen Bundestages
lassen sich ähnliche Karrierewege aufzeigen; vgl. Hilke Re­
benstorf, Politische Herkunft und Politische Karriere, in:
Hans-Dieter Klingemann/Richard Stöss/Bemhard Weßels
(Hrsg.), Politische Klasse und politische Institutionen. Pro­
bleme und Perspektiven der Elitenforschung, Opladen 1991,
S.217-234.
13 H. Kaack (Anm. 9), S. 565.
14 Ebd.
15 Parteilose wurden bisher nur von den GRÜNEN für ein
Bundestagsmandat aufgestellt; in den späten fünfziger/frü-
hen sechziger Jahren gab es noch ähnliche Verbindungen
zwischen der CDU und dem BHE (Bund der Heimatvertrie­
benen und Entrechteten). Letzterer hatte nicht mehr die
Möglichkeit, die Fünfprozenthürde zu überwinden, so daß
einzelne seiner Kandidaten von der CDU in Wahlkreisen
aufgeStellt wurden oder auf deren Landeslisten quotierte
Plätze erhielten. Vgl. Bodo Zeuner, Kandidatenaufstellung
zur Bundestagswahl 1965. Untersuchungen zur innerparteili­
chen Willensbildung und zur politischen Führungsauslese,
Den Haag 1970.
16 Zu den Verfahren vgl. B. Zeuner (Anm. 15); H. Kaack
(Anm. 9), S. 565-637; Klemens Kremer, Der Weg ins Parla­
ment. Kandidatur zum Bundestag, Heidelberg 19842.

sammenstellung der Landesliste ist Sache der Lan­
desvertreterversammlung; die Landeslisten dienen
zu großen Teilen der Absicherung der Wahlkreis­
kandidaten, so daß der Spielraum für eventuelle
Einflußnahme der Landesvorstände auf die Lan­
desvertreterversammlungen gering ist .17 Vorstel­
lungen von einer zentralen Fraktionsplanung mit
Hilfe von Bundeslisten und eines reinen Verhält­
niswahlrechts haben sich nicht durchsetzen kön­
nen.

Wenn es auch ein hohes Maß an personeller Konti­
nuität in den Bundestagsfraktionen gibt, die auch 
Fraktionsplanung möglich macht, so sind Ausmaß
und Richtung der Personalzirkulation Ergebnis der
Strategien lokaler Parteiorganisationen. Von einer
prinzipiellen Offenheit des Rekrutierungsprozes­
ses kann dennoch nicht ausgegangen werden. Re­
striktionen ergeben sich vor allem aus der meist
dünnen Personaldecke der Parteien. Kaack hat
beispielhaft vorgerechnet, daß aus einem Kreisver­
band unter Berücksichtigung des durchschnittli­
chen Organisationsgrades, des durchschnittlichen
Aktivitätsgrades, der Erfüllung spezifischer Anfor­
derungen (wie Abkömmlichkeit etc.) im Durch­
schnitt sowieso nur vier Personen für eine Kandi­
datur in Frage kommen .18 Letztendlich entschei­
dend für die konkrete Auswahl sind bisherige
Bewährung in der Partei, Ortsverbundenheit, aber
durchaus auch Vorstandsaktivitäten, die jedoch
eher auf Kreisebene angesiedelt sind als in höhe­
ren Stufen der vertikalen Parteiorganisation
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der Regel muß man weniger von einem oligar- 
chischen System ausgehen als von einem Proporz­
system, in dem auf Landesebene parteiinterne
Gruppierungen mit ihren je eigenen Verbindungen
zu Interessenorganisationen des vorpolitischen

17 Eine Ausnahme bildet die CSU. In Bayern ist es für
diese Partei kaum wichtig, Wahlkreiskandidaten abzusi-
chem. Die meisten Wahlkreise werden direkt gewonnen, so
daß für die Erstellung der Landesliste ganz andere Kriterien
herangezogen werden können und der Landesvorstand der
Partei unwidersprochen die Zusammensetzung zumindest
der wichtigen ersten Plätze festlegt. Vgl. Autorenkollektiv
(Ltg. Alf Mintzel), Kandidatenauslese für den Bundestag
über die Landesliste. Eine Fallstudie über die Aufstellung
der CSU-Landesliste zu den Bundestagswahlen 1957 und
1961, in: Zeitschrift für Parlamentsfragen, 11 (1980) 1,
S. 18-38.
18 Vgl. H. Kaack (Anm. 9), S. 602. Die Rechnung bezog
sich auf einen durchschnittlichen SPD-Kreisverband; für an­
dere Parteien kann das Ergebnis noch „magerer“ aussehen,
da die SPD die mitgliederstärkste Partei ist.
19 Vgl. Ulrich von Alemann, Parteien und Gesellschaft in
der Bundesrepublik. Rekrutierung, Konkurrenz und Re-
sponsivität, in: Alf Mintzel/Heinrich Oberreuter (Hrsg.),
Parteien in der Bundesrepublik Deutschland, Bonn 1990,
S. 84-125.



Raumes berücksichtigt werden .20 Diese Organisa­
tionsform bleibt auch für Parlamentsabgeordnete
im Bundestag bestehen in Form von Landesgrup­
pen, von informellen ideologischen Gruppen u.ä.
Für die Auswahl des politischen Spitzenpersonals 
durch die Parteivorstände findet also eine Voraus­
wahl in den unteren Parteieinheiten statt, die das
Auswahlreservoir für den Bundesvorstand ein­
engt.

Wie die parlamentsinteme Rekrutierung in die
Spitzenpositionen erfolgt, ist empirisch noch nicht
untersucht .21 Es gibt die Hinterbänkler und die
Personen in der ersten Reihe. Sozialstrukturelle
Unterschiede zwischen den Führungsgruppen und
den einfachen Abgeordneten sind, sofern über­
haupt vorhanden, nur marginal. Daß in den Ausle­
severfahren die Parteivorstände, deren Mitglieder 
in der Regel über langjährige Parlamentserfahrung
verfügen ,22 stark beteiligt sind bzw. diese dominie­
ren, wird immer wieder ersichtlich bei der Neube­
stellung von Ministern oder Veränderungen in
Fraktionsvorständen. Die in letzter Zeit häufige­
ren Kampfabstimmungen, z.B. um den Fraktions­
vorsitz der SPD und um die Nachfolge Genschers 
im Auswärtigen Amt, sind nicht unbedingt als Zei­
chen innerparteilicher bzw. innerfraktioneller De­
mokratisierung zu sehen, sie können ebenso aufge­
faßt werden als Neuverteilungen im gültigen Pro­
porzsystem .
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0 Vgl. B. Zeuner (Anm. 15), S. 197.
21 Ein kürzlich erschienener Sammelband enthält neben
theoretisch orientierten Artikeln einige neuere Fallbeispiele
zur Rekrutierung in Parteien und Verbänden, die jedoch für
eine Systematisierung zahlenmäßig zu gering sind. Einige
Beiträge geben darüber hinaus Hinweise für eine wahr­
scheinlich erforderliche Neuorientierung bisheriger For­
schungsansätze in Ost-Deutschland, wo aufgrund anderer
Rahmenbedingungen in den Ländern auch die Auswahl des
Spitzenpersonals auf andere Weise erfolgte. Vgl. Thomas
Leif/Hans-Josef Legrand/Ansgar Klein (Hrsg.), Die politi­
sche Klasse in Deutschland. Eliten auf dem Prüfstand, Bonn
1992. Einen schematischen, international vergleichenden
Überblick zur Ministerauswahl gibt Mattei Dogan, Die unge­
schriebenen Regeln bei der Auswahl von Ministem in demo­
kratischen Regimen, in: H. D. Klingemann/R. Stöss/B. We-
ßels (Anm. 12), S. 167-186.
22 Vgl. Wilhelm Weege, Die Rekrutierung der politischen
Klasse bei Parteien, Verbänden und sozialen Bewegungen.
Forschungsdiskussion und neuere Befunde, Teil B: Die SPD-
Parteielite am Beginn der neunziger Jahre. Ergebnisse einer
explorativen Feldstudie, Köln: Zentralarchiv für empirische
Sozialforschung, 1992 (mimeo).
23 Es ist üblich, die verschiedenen regionalen Gruppen und
Interessengruppen angemessen zu berücksichtigen. So ist
beispielsweise kaum davon auszugehen, daß Volker Rühe
Nachfolger Stoltenbergs im Amt des Verteidigungsministers
geworden wäre, käme er nicht wie dieser aus Norddeutsch­
land. Ein Schleswig-Holsteiner wurde durch einen Hambur­
ger ersetzt. Die Regionalarithmetik wurde zwar leicht ver­
zerrt, aber nicht grundsätzlich geändert.

Diese Art des Interessenausgleichs mag auf Wider­
spruch stoßen. Man verträgt sich, arrangiert sich.
Statt im tatsächlichen Wettbewerb der Fähigkeiten 
die „Elite“ gewinnen und zum Zuge kommen zu
lassen, würden über dieses System von Abspra­
chen tendenziell inkompetente, mittelmäßige
Personen gefördert. Der lange Weg durch die Par­
teiorganisationen, die Zunahme des Berufs- 
politikertums führe zu Entfremdung und stärke die
Selbstbedienungsmentalität.

Es soll an dieser Stelle nicht geleugnet werden, daß
man gegebenenfalls von „Degenerationen“ im Par­
teiensystem bzw. Parteienstaat sprechen kann ,24

legt man einen normativen Maßstab zugrunde.
Doch muß diese Einschätzung stets konfrontiert
werden mit den Erfordernissen der Politik. Pau­
schale Heilserwartungen oder Verdammungsur­
teile, die an die Parteien als Träger von Gesetzge­
bung und Regierung herangetragen werden, grei­
fen zu kurz. Sowohl die Omnipotenz- als auch die
Impotenzthese sind in ihrer reinen Form nicht halt­
bar .25 Wäre nicht gegebenenfalls eine zentrale Per­
sonalplanung von Vorteil, die unter Berücksichti­
gung der Hauptfunktionen des politischen
Führungspersonals Legitimationsproblemen Vor­
beugen könnte?

III. Elitefunktionen

1. Die Repräsentationsfunktion

Die Kritik an Parteien und Politikern ist Symptom
für das Empfinden eines Defizits. Worin können
diese Defizite begründet sein, inwieweit kommen 
Parteien und Politiker ihren Aufgaben nicht nach
oder zumindest nicht in gebührendem Maße? 
Kann man deren Aufgaben überhaupt noch so fest
umreißen oder hat nicht der Funktionswandel von
Parlamenten und Regierungen in der (europäi­
schen) Nachkriegsentwicklung zu einer Arbeitstei­
lung innerhalb der politischen Elite geführt, deren
eine Folge die Unsichtbarwerdung der harten
Hintergrundarbeit ist? Es gibt keine Universalisten 
mehr, vielmehr wird der Anteil an Spezialisten in
der politischen Führungsschicht immer größer; de­
ren Tätigkeit und deren Wirken wird nur noch von

24 In diesem Beitrag wird beispielsweise die parteipoliti­
sche Dominanz bei der Personalauswahl in der höheren Ver­
waltung, in Ministerien etc. ausgespart. Der Kern des Pro­
blems ist jeweils der gleiche.
25 Zu dieser Diskussion vgl. Alf Mintzel, Großparteien im
Parteienstaat der Bundesrepublik, in: Aus Politik und Zeit­
geschichte, Bll/89, S. 3-14.



denen wahrgenommen und ist nur mehr denen ver­
mittelbar, die von diesem Spezialgebiet direkt und
gegebenenfalls existenziell betroffen sind.

Hinter der Kritik steht jedoch auch das Empfinden
eines tiefgreifenden Repräsentationsdefizits, das 
man bislang meist sozialstrukturell zu analysieren
versuchte. Doch „was ist und zu welchem Ende
studiert man Repräsentation?“

D
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iese Frage ist eng verbunden mit der Parlamenta­
rismusforschung in westlichen Demokratien., In
den bereits durch Bagehot 1867 formulierten, mitt­
lerweile zu den fünf Standardaufgaben des Parla­
ments gewordenen Funktionen klingt zumindest in
der Artikulationsfunktion der Repräsentationsge­
danke an, dessen Essenz - wie Herzog ausführt -
jedoch nicht zu klären ist, jedenfalls nicht mehr in
der modernen industrialisierten Dienstleistungsge­
sellschaft. Soll die nach Rousseaus Meinung unteil­
bare „volontö gänärale“ repräsentiert bzw. artiku­
liert werden, oder ist nicht dieser gemeinsame
Wille ein Phantom, da das Volk, wie schon Mon­
tesquieu bemerkte, eine Vielheit sei ?27 An die
Stelle der drei Stände, an die Montesquieu noch
dachte, ist inzwischen eine sozialstrukturell viel­
fach differenzierte Gesellschaft getreten, in der die
individuellen Interessen nicht mehr durch die Stan­
deszugehörigkeit determiniert zu sein brauchen.
Die Literatur über sozialstrukturelle Repräsen­
tationsdefizite im deutschen Bundestag ist umfang­
reich .28 Studien zu Einstellungskongruenzen
zwischen Wählern und Gewählten gibt es für
Deutschland bedeutend weniger ;29 die tatsäch­

26 Dietrich Herzog, Was ist und zu welchem Ende studiert
man Repräsentation?, in: ders./Bernhard Weßels (Hrsg.),
Konfliktpotentiale und Konsensstrategien. Beiträge zur poli­
tischen Soziologie der Bundesrepublik, Opladen 1989,
S.307-335.
27 Vgl. auch zum folgenden D. Herzog, ebd., S. 309-311.
28 Hess, Kaack und Müller publizieren regelmäßig zur Par­
lamentssoziologie. Hier seien nur einige Beiträge hervorge­
hoben: Adalbert Hess, Zusammensetzung und Sozialstruktur
des Bundestages, in: Hans-Peter Schneider/Wolfgang Zeh
(Hrsg.), Parlamentsrecht und Parlamentspraxis in der
Bundesrepublik Deutschland, Berlin-New York 1989,
S. 727-756; Heino Kaack, Die soziale Zusammensetzung des
Deutschen Bundestages, in: Uwe Thaysen/Roger H. David­
son/Robert G. Livingstone (Hrsg.), US-Kongreß und Deut­
scher Bundestag. Bestandsaufnahmen im Vergleich, Opla­
den 1988, S. 128-151; Emil-Peter Müller, Der Bundestag ist
gebildeter geworden, in: Zeitschrift für Parlamentsfragen, 19
(1988) 2,8.200-219.
29 Wesentliche Literatur zu Einstellungen in der bundes­
deutschen Elite wurde im Rahmen der drei Mannheimer Eli­
testudien erstellt. Zu Issuekongruenz siehe Ursula Hoff-
mann-Lange, Kongruenzen in den politischen Einstellungen
von Eliten und Bevölkerung als Indikator für politische Re­
präsentation, in: H.-D. Klingemann/R. Stöss/B. Weßels
(Anm. 12), S. 275-289. Neuere Ergebnisse liegen vor aus
einer Parallelbefragung von Abgeordneten des 11. Deut­

lichen Implikationen mangelnder „Repräsentativi­
tät“ sind jedoch kaum zu fassen, sie sind auch theo­
retisch nur schwer ableitbar .
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us gutem Grund befaßte sich die Repräsenta­
tionsforschung in erster Linie mit Parlamenten. Sie
sind, sofern man es nicht mit präsidentiellen Syste­
men zu tun hat, verfassungsrechtlich die einzigen 
unmittelbar demokratisch legitimierten politischen
Institutionen und aufgrund der nur ihnen zuste­
henden Gesetzgebungskompetenz auch die zentra­
len Staatsorgane in Rechtsstaaten. Verfassungs­
wirklichkeit unterscheidet sich jedoch stets vom 
Geist der Verfassung. Die staatsrechtlich und
ideengeschichtlich alte Konstruktion einer Gewal­
tenteilung zwischen Parlament und Regierung ist
faktisch nicht mehr gegeben .31 Die Regierung bzw.
der Regierungschef wird von einer Parlaments­
mehrheit gewählt, die, sofern sie nicht von einer
Partei allein gestellt wird, auf festen, für den Zeit­
raum mindestens einer Legislaturperiode angeleg­
ten Koalitionen beruht. Parteien gehen mit Spit­
zenkandidaten in eine Wahl. Der zukünftige Re­
gierungschef im Falle des Wahlsieges der Partei X
steht spätestens mit Beginn des Wahlkampfes fest.
Neben der Gewißheit über ihn besteht ein hohes
Maß an Erwartungssicherheit über zahlreiche wei­
tere Mitglieder des zukünftigen Kabinetts, sei es
als Fortschreibung des bisherigen, sei es als Schat­
tenkabinett der Opposition.

Wahlen werden zu Recht als Wahl der Regierung
gesehen und auch von Regierungspolitikern und
Oppositionsführern als Bestätigung oder Ableh­
nung ihrer Politik interpretiert. Repräsentations­
defizite sind also nicht nur ein Problem für Parla­
mente, sondern in ebenso starkem Maße auch für

sehen Bundestages und einer repräsentativen Bevölkerungs­
umfrage. Siehe hierzu: Dietrich Herzog/Hilke Rebenstorf/
Camilla Werner/Bernhard Weßels, Abgeordnete und Bür­
ger, Opladen 1990, insb. S. 36-59; Bernhard Weßels, Abge­
ordnete und Bürger: Parteien und Wahlkreiskommunikation
als Faktoren politischer Repräsentation, in: H.-D. Klinge­
mann/R. Stöss/B. Weßels (Anm. 12), S. 325-356.
30 Es wurde immer und wird nach wie vor davon ausgegan­
gen, daß Repräsentationsdefizite Legitimationsprobleme
nach sich ziehen. Ein erster empirischer Versuch zur Abstüt­
zung dieser These für die (Alt-)Bundesrepublik liegt inzwi­
schen vor: Hilke Rebenstorf/Bernhard Weßels, Wie wün­
schen sich die Wähler ihre Abgeordneten? Ergebnisse einer
repräsentativen Bevölkerungsumfrage zum Problem der so­
zialen Repräsentativität des Deutschen Bundestages, in:
Zeitschrift für Parlamentsfragen, 20 (1989) 3, S. 408-424.
31 Vgl. zum Verhältnis von Bundestag und Regierung die
Beiträge im „Siebten Teil: Das Parlamentarische Regie­
rungssystem“, in: H.-P. Schneider/W. Zeh (Anm. 28),
S. 1297-1477. Zur Frage der Gewaltenteilung vgl. Eberhard
Schütt-Wetschky, Grundtypen parlamentarischer Demokra­
tie. Klassisch-altliberaler Typ und Gruppentyp, Freiburg-
München 1984.



Regierungen. Für Regierungen erfährt die Proble­
matik der Repräsentation sogar eine Doppelung,
da die (klassische) Klientel der die Regierung stel­
lenden Partei(en) natürlich eine spezielle Berück­
sichtigung erwartet. Je größer also die Zustim­
mung zu einer Regierung, um so vielgestaltiger 
und letztendlich auch höher die Ansprüche. Um so
größer dann auch Enttäuschung und Verdrossen­
heit.

Parlament und Regierung sind auf vielfältige
Weise miteinander verknüpft: Regierungen wer­
den über Parlamentswahlen bestimmt, die Mehr­
heitsverhältnisse im Parlament sind dabei Ergebnis 
einer überzeugenden Regierungs- oder Opposi­
tionspolitik, die wiederum im Meinungsbild der
Bevölkerung in hohem Maße mit dem Führungs­
personal, also einzelnen identifizierbaren Perso­
nen, verknüpft ist. Somit sind auch Parteien in die­
ses Netz verwoben. Partei- und Fraktionsführung
sowie Regierungsmitgliedschaft bzw. Designation 
für ein Schattenkabinett sind personell verfloch­
ten. Hierin erkennbar sind sowohl ein Indiz als
auch eine Ursache der Rekrutierung des politi­
schen Nachwuchses für Führungspositionen aus
dem Parlament und durch die ParteiVorstände.
Das Indiz ist die in der Regel mehrjährige Parla­
mentszugehörigkeit vor Erreichen einer parlamen­
tarischen, gouvernementalen oder parteiinternen
Führungsposition .32 Ursache ist die herausragende
Stellung des Parlaments im repräsentativen System
der Bundesrepublik.

2. Die Steuerungsfunktion

Neben der Repräsentation, die für das Vertreten-
heitsgefühl und daraus resultierend für die Legiti­
mation politischer Führungsgruppen von Bedeu­
tung ist, kommt dem politischen Führungspersonal
die Steuerung gesellschaftlicher Prozesse zu. Diese
Funktion ist relativ neu und ein Ergebnis des gene­
rellen Funktions- und Strukturwandels moderner
Staaten .
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2 Seit Gründung der Bundesrepublik wurden bislang nur
14 Minister ohne vorherige Mitgliedschaft im Bundestag in
ihre Ämter berufen, Mitgliedschaft im Parlament erwarben
sie in der Regel später. Zu den zahlreichen personellen Ver­
bindungen zwischen Partei, Regierung und Parlament vgl.
Gerhard Loewenberg, Der Bundestag - eine Bilanz nach
40 Jahre, in: Konrad Porzner/Heinrich Oberreuter/Uwe
Thaysen (Hrsg.), 40 Jahre Deutscher Bundestag. Referate
und Diskussionsbeiträge der Tagung der Deutschen Vereini­
gung für Parlamentsfragen e. V. und der Vereinigung ehema­
liger Mitglieder des Deutschen Bundestages und des Euro­
päischen Parlaments e.V. am 8.-10. September 1989 in
Bonn, Baden-Baden 1990, S. 51-64.
33 Vgl. Fritz W. Scharpf, Die Handlungsfähigkeit des Staa­
tes am Ende des zwanzigsten Jahrhunderts, in: Politische

In sogenannten wohlfahrtsstaatlichen Systemen
greift der Staat regulierend in nahezu alle Lebens­
bereiche der Bevölkerung ein. Jede staatliche 
Maßnahme - in der Regel Erlaß von Gesetzen,
Verordnungen und entsprechenden Ausführungs­
vorschriften - berührt unzählige Interessen, deren
Repräsentation wiederum Aufgabe staatlicher In­
stitutionen ist. „Mit der internen Differenzierung
des politischen Systems und mit der zunehmenden
Interpenetration von Staat und Gesellschaft hat
sich ein immer dichteres Geflecht von Abhängig­
keiten entwickelt, das hierarchisch-autoritäre Ent­
scheidungen ebenso erschwert wie den Rückzug 
des Staates aus einmal übernommener Verantwor­
tung.“34 Inwiefern der Staat überhaupt in der Lage
ist, steuernd in die gesellschaftliche Entwicklung
einzugreifen, ist nicht nur in der öffentlichen Dis­
kussion um das Versagen der Politik problemati­
siert worden, sondern auch in der Wissenschaft .35

Tatsächlich erfordert der Gedanke der Steuerung,
der intentionalen Handlungskoordination, eine 
Abkehr vom Gedanken des omnipotenten Staates,
der aufgrund struktureller Vorteile (z.B. Gesetz­
gebungskompetenz und Gewaltmonopol) am
grünen Tisch planen und Geplantes anschließend
umsetzen kann. Handlungskoordination bedeutet
eben gerade, von diesem Monopol nicht beständig
Gebrauch zu machen, sondern im Diskurs mit an­
deren Betroffenen zu möglichst konsensualen Lö­
sungen zu gelangen.

Spannungen zwischen divergierenden gesellschaft­
lichen Interessen sind nach wie vor strukturiert
entlang alter Konfliktlinien (Cleavages), wie Ar­
beit versus Kapital, aber auch entlang neuer Span­
nungslinien, die durch die Themen der sogenann­
ten „neuen Politik (z.B. Umweltschutz, Gleichbe­
rechtigung von Mann und Frau) dominiert werden.
Diese Interessen haben ihre je eigenen Organisa­
tionen im intermediären System der Bundesrepu­
blik hervorgebracht; auch die Entstehung der Par­
teien ist Resultat der Bewußtwerdung und letzt­
endlich der Kanalisierung von auf Disparitäten

Vierteljahresschrift, 32 (1991) 4, S. 621-634; Dietrich Her­
zog, Brauchen wir eine Politische Klasse? in: Aus Politik und
Zeitgeschichte, B 50/91, S. 3-13.
34 Fritz W. Scharpf, Verhandlungssysteme, Verteilungs­
konflikte und Pathologien der politischen Steuerung, in:
Politische Vierteljahresschrift, 29 (1988), Sonderheit 19,
S.77.
35 Als besonders vehementer Kritiker der Steuerungsfähig­
keit moderner Staaten ist Luhmann hervorgetreten, vgl.
Niklas Luhmann, Politische Steuerung: Ein Diskussionsbei­
trag, in: Politische Vierteljahresschrift, 30 (1989) 1, S. 4-9;
s.a. die Beiträge von Oberreuter, Haungs und Kühr in:
Ulrich Matz (Hrsg.), Aktuelle Herausforderungen der reprä­
sentativen Demokratie, Köln 1985.



begründeten gesellschaftlichen Konflikten .36

Scheinen auf den ersten Blick die gesellschaftli­
chen Konflikte auch zwischen antagonistischen
Positionen aufgespannt zu sein, so ist doch davon
auszugehen, daß es neben den konkurrierenden
Interessen stets ein gemeinsames gibt, zumindest
das der Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit
des Staates und der durch ihn gebotenen Rahmen­
bedingungen.

Für die Steuerungsfunktion des Staates, der immer
durch seine Spitzenpolitiker repräsentiert wird,
bedeutet dies in Anbetracht zunehmender gegen­
seitiger Abhängigkeit einen Zwang zur Abkehr
von dirigistischen Maßnahmen hin zu Verhand­
lungssystemen. Scharpf hat diese analysiert :37 In
der politischen Praxis gibt es wie in der Theorie
Mixed-Motive-Konstellationen - eben konkurrie­
rende Interessen bei gleichzeitigem gemeinsamem
Interesse. Ein rein konkurrenzhaftes Verhalten
würde vielleicht einer Seite die Durchsetzung ihres 
Primärzieles ermöglichen, das gemeinsame Ziel
könnte jedoch nicht erreicht werden. Kompetitives
Verhalten verhindert generell auf lange Sicht die
Erreichung der Ziele. Kooperative Verfahren, in
denen z. B. Quoten ausgehandelt werden, nach de­
nen mal der einen und mal der anderen Seite grö­
ßere Zugeständnisse hinsichtlich ihrer Primärziele
gemacht werden, bieten die Möglichkeit, die be­
ständige Wiederholung nur suboptimaler Politik­
ergebnisse zu vermeiden. Unter den Bedingungen
der Parteienkonkurrenz, aber auch des" Wett­
bewerbs anderer Organisationen der Interessen­
vertretung, ist die Etablierung von Verhandlungs­
systemen naturgemäß schwierig. Damit diese er­
folgreich wirken können, bedarf es wiederum der
Spezialisierung - weniger in einem Fachgebiet als
in der Politik überhaupt; es bedarf einer speziellen 
kommunikativen Kompetenz, die integrative Ver­
handlung und Subsumtion verschiedener Interes­
sen unter ein gemeinsames ermöglicht. Es bedarf
der Kenntnisse über die Positionen der diversen

36 Vgl. Franz Urban Pappi, Konstanz und Wandel der
Hauptspannungslinien in der Bundesrepublik, in: Joachim
Matthes (Hrsg.), Sozialer Wandel in Westeuropa. Verhand­
lungen des 19. Deutschen Soziologentages 1979, Frank­
furt/M.-New York 1979, S. 465-479. Zum Konzept stabili­
sierender Wirkungen von Cleavage-Strukturen vgl. Bernhard
Weßels, Organisationsbindungen in Ost- und Westdeutsch­
land, in: Josef Schmid (Hrsg.), Vom Zentralismus zum
Pluralismus? Organisierte Interessen in den neuen Bundes­
ländern (i.E. 1992); ders., Organisationsbindungen und Al­
lianzen zwischen Verbänden und politischen Parteien als Be­
stimmungsgründe der Wahlentscheidung in den alten und
neuen Bundesländern, in: Hans-Dieter Klingemann/Max
Kasse (Hrsg.), Wahlen und Wähler. Analysen aus Anlaß der
Bundestagswahl 1990, (i.E. 1992).
37 Vgl. F. W. Scharpf (Anm. 34).

Interessenvertretungen und der Erfordernisse, die 
die zunehmende internationale Kooperation und
Abhängigkeit stellt .
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V. Das Dilemma der Politik

Zusammenfassend stellt sich die Situation für das 
politische Führungspersonal in der Regierung wie
in den daran beteiligten Parteien und in der Oppo­
sition als ein gravierendes Dilemma dar. Die Poli­
tik hat sich ein als eigenständiges gesellschaftliches
Segment herausdifferenziert, dem spezifische
Funktionen zukommen. Wie in anderen Berufsbe­
reichen auch schadet es der Innovationskraft,
wenn keine externen Einflüsse Beachtung finden.
Die politische Elite ist eine Funktionselite, ihr
kommt die Erfüllung spezifischer Aufgaben zu.
Diese Aufgabenbereiche werden immer komple­
xer und immer schwerer zu durchschauen .
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as Personal der politischen Organe soll reprä­
sentieren, zugleich jedoch führen. Es soll dem
„Gemeinwohl“ dienen, das zwar nirgendwo defi­
niert ist, in der Eidesformel für Regierungsmitglie­
der jedoch enthalten ist in der Wendung „...
meine Kraft dem Wohle des deutschen Volkes
widmen, Schaden von ihm wenden ...“. Das deut­
sche Volk wird gesehen als mit einem einheitlichen
Willen versehen, der Rousseausche Gedanke der
„volonte göndrale“ ist Verfassungstext, kann je­
doch aufgrund der vielgestaltigen vertikalen und
horizontalen gesellschaftlichen Differenzierung
niemals Verfassungswirklichkeit beanspruchen.
Stattdessen gilt es, die faktische Interessenvielfalt
zu berücksichtigen und in „sinnvoller“ Weise zu in­
tegrieren. Integration bedeutet dabei zwangs­
läufig, es niemandem mehr ganz recht machen zu
können. Es müssen die verschiedenen im natio­
nalen Rahmen artikulierten Interessen aufeinan­
der abgestimmt und den Maßgaben internationaler
Verflechtungen angepaßt werden. Diese Krisen­
phänomene erscheinen als zwangsläufige Folge der
Organisation des politischen Systems. Daß diese

38 In seinem 1991 erschienen Artikel beschreibt F. W.
Scharpf (Anm. 33), daß die zunehmende Intemationalisie-
rung (nicht nur der Märkte) die äußere Souveränität der Na­
tionalstaaten habe anachronistisch werden lassen. Das spiel-
theoretische Modell für Verhandlungssysteme muß insofern
auf internationale Kontakte bzw. Kooperation ausgedehnt
werden.
39 „Das, was die in Bonn machen, könnte ich auch“ ist eine
stehende Stammtischredewendung. Woher kommt diese Ge­
wißheit, die niemand in Hinblick auf die Tätigkeit eines Inge­
nieurs, eines Bäckers oder Angehörigen eines sonstigen Aus­
bildungsberufes äußern würde?



Phänomene um so stärker spürbar werden, je mehr
Krisenfaktoren im Gesamtkontext hinzutreten, ist
evident.

Eine Kumulation krisenhafter Erscheinungen ver­
stärkt hingegen wieder den Zwang zur Zusammen­
arbeit von Regierung und Opposition zwecks
Koordination der mit ihnen jeweils assoziierten In­
teressengruppen (z.B. Konzertierte Aktionen).
Zusammenarbeit unter der Bedingung mangelhaf­
ter Transparenz läßt dann wiederum einen Mangel
an Kontrolle vermuten - zum Klüngelvorwurf fehlt
dann nicht mehr viel. Ein wahrhaftiges Dilemma: 
Die zur Problemlösung erforderliche und gefor­
derte Kooperation wirkt als Bumerang .

W
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äre eine „Steuerung des politischen Nachwuch­
ses durch die Parteiführungen“ nicht vielleicht
wirklich sinnvoll? Von „oben“ müßte man doch
den Überblick über die drängendsten Probleme 
haben und entsprechende Ausbildungsstrategien 
für den politischen Nachwuchs entwerfen können.
Gibt es irgendwelche Möglichkeiten, dieses Di­
lemma zu lösen?

V. Verschiedene Denkanstöße

Scheuch schlägt als Ergebnis seiner Studie über
den lokalen (Kölner) Klüngel vor, die Rekrutie­
rungspraxis der Parteien fundamental zu ändern .41

Nach dem bisher Ausgeführten scheint ein derarti­
ges Vorgehen auf lokaler Ebene praktikabel und
äußerst sinnvoll; auf Bundesebene geht dies jedoch 
am eigentlichen Problem vorbei bzw. täuscht sogar
darüber hinweg. Die politische Professionalität ist
ein unabdingbares Erfordernis zur Aufrechterhal­
tung (wenn nicht sogar zur Schaffung) der Steuer­
ungskapazitäten nationaler Regierungen und Par-

40 Zur Zeit erleben wir, wie stark der Druck auf die Füh­
rung der größten Oppositionspartei im Bund, die SPD, ist.
Sie wird nicht nur aufgefordert, sie bietet sich auch selbst
dazu an, mit der Regierung gemeinsam Konzepte zur Lösung
der mit dem Aufbau Ostdeutschlands verbundenen Pro­
bleme auszuarbeiten. Realisiert sie dieses auch, so wird ihr
sicherlich von weiten Teilen ein Korruptionsvorwurf gemacht
werden. Unter parteistrategischen und wahlstrategischen
Gesichtspunkten zahlt sich Oppositionspolitik im Zweifel so­
wieso mehr aus, obwohl in Deutschland Oppositionspolitik
immer schwer zu betreiben und in der Öffentlichkeit schwer
zu vermitteln war. Vgl. zu letzterem Camilla Werner, Das
Dilemma parlamentarischer Opposition, in: Dietrich Her-
zog/Hilke Rebenstorf/Bemhard Weßels (Hrsg.), Parlament
und Gesellschaft. Zur Funktionsproblematik des Deutschen
Bundestages, Opladen 1992 (i.E.).
41 Vgl. E. K. Scheuch/U. Scheuch (Anm.3), S. 122-124;
Wirtschaftsvereinigung der CDU NRW (Anm. 3), S. 1-3.

lamente im Rahmen zunehmender Intemationali-
sierung. Der professionalisierte Politiker zeichnet 
sich im wesentlichen dadurch aus, daß er eher Spe­
zialist für Kommunikation ,42 als für ein enges 
Fachgebiet ist. Hierfür bedarf es externer Speziali­
sten und in der Verwaltung; die Politiker sollten
allerdings nicht völlig fachfremd sein in dem
Ressort, für das sie verantwortlich zeichnen.

Ansätze zur Lösung der Problematik mangelnder
Responsivität und zur Erhöhung der Problemlö­
sungskapazität der politischen Führungsschicht lie­
gen weniger in den Auslesemechanismen bzw.
darin, daß die falschen Leute an der Spitze stehen,
als vielmehr in der Struktur der politischen Ver­
waltung, wozu letztendlich auch die Regierung ge­
hört. Diese ist im wesentlichen durch zwei Mo­
mente geprägt: durch die Parteiendominanz und
durch zunehmende Zentralisierung (trotz grundge­
setzlich verankertem Föderalismus) .

„
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Parteien unterscheiden sich von anderen an der
politischen Willensbildung beteiligten Gruppen im
wesentlichen dadurch, daß sie und nur sie mit Aus­
sicht auf Erfolg Kandidaten zu öffentlichen Wah­
len oberhalb der kommunalen Ebene aufstellen.“44

Dieses Monopol, das in der Entstehung der Bun­
desrepublik begründet ist, aufgrund des morali­
schen Vorsprungs der neuen Politiker gegenüber
der eher belasteten politischen Verwaltung, ist
überholt. Meint man es ernst mit den mündigen 
Bürgern, dann ist es an der Zeit, diesen Beteili­
gungsrechte in der Politik einzuräumen, ohne ih­
nen direkt die Unterwerfung unter ein mehr oder
weniger „dogmatisches“ Gesamtprogramm abzu­
verlangen. Es ist nicht mehr angebracht, 97 Pro­
zent der Wahlberechtigten in ihren politischen Be­
tätigungsmöglichkeiten einzuschränken, nur weil
sie sich nicht dazu entschließen können, einer Par­
tei beizutreten. Zumindest auf kommunaler Ebene
wurden bereits Versuche mit der Einrichtung von
Planungszellen45 gemacht. Auf einer ähnlichen 
Philosophie basieren Einrichtungen wie Bürgerde­
putierte und parlamentarische Enquete-Kommis-

42 Vgl. Dietrich Herzog, Der moderne Berufspolitiker.
Karrierebedingungen und Funktion in westlichen Demokra­
tien, in: Eliten in der Bundesrepublik Deutschland, hrsg. von
der Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württem­
berg, Stuttgart 1990, S. 28-51.
43 Es ist bemerkenswert, daß der Bundesverkehrsminister
Bestimmungen über die Regelung des Freizeitverkehrs auf
regionalen öffentlichen Gewässern gegen den Willen der Re­
gionen festlegen kann, wie kürzlich in Berlin und Branden­
burg geschehen.
44 B. Zeuner (Anm. 15), S. 3.
45 Zum Konzept vgl. Peter C. Diene), Die Planungszelle.
Der Bürger plant seine Umwelt. Eine Alternative zur Estab­
lishment-Demokratie, Opladen 19912.



sionen, denen neben „richtigen“ Politikern externe
Experten angehören. Das Ausmaß an Beteili­
gungsrechten und das politische Interesse stehen in
einem engen Zusammenhang. Die häufige Klage 
über mangelndes Engagement der Bürger im poli­
tischen Prozeß würde sich mittelfristig erübrigen.
Aber dazu bedarf es einer Rückbesinnung auf den
Föderalismus, dessen Neuerweckung paradoxer­
weise über die zunehmende europäische Vereini­
gung gefördert wird.

Bereits vor Jahren hatte Rudolf Wassermann dar­
auf hingewiesen, wie notwendig die erforderliche
Sorgfalt bei der Entwicklung notwendiger neuer
politischer Strukturen (nicht nur zur Rekrutie­
rung) sei .46 Er warnte davor, trotz der nicht mehr
zu übersehenden Probleme sowohl hinsichtlich der
Legitimation und Unterstützung als auch mit Blick

auf mangelnde Problemlösungs- und Steuerungsfä­
higkeit „politics as usual“ zu machen. Genau diese
Ruhe ist angebracht, heute noch mehr als vor sechs 
Jahren. Ein bloß suggestiver Vorwurf hinsichtlich 
moralischer Verfehlungen von Politikern ist zur
Zeit nicht hilfreicher, als er schon immer war; die
Folgen sind in Krisenzeiten allerdings noch fataler.
Politiker sind keine Übermenschen, die Zeit der
charismatischen omnipotenten Führer ist vorbei
und sollte auch nicht wiederkehren. Entsprechend
muß bei Reformen neben der Personalauswahl
auch bedacht werden, wie die Bedingungen und
Strukturen politischer Verwaltung sind, in denen
diese Personen zu wirken haben. Beides ist nur als
Einheit zu denken.

46 Vgl. Rudolf Wassermann, Die Zuschauerdemdkratie,
Düsseldorf-Wien 1986, S. 206.



Elmar Wiesendahl: Volksparteien im Abstieg. Nachruf auf eine zwiespältige
Erfolgsgeschichte
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 34-35/92, S. 3-14

Die Volksparteien leiden an einer sich verschlimmernden Funktion»- und Formschwäche. Diese allein mit
Veränderungen der Gesellschaft oder der Wählerlandschaft zu erklären, greift zu kurz. Es sind die Parteien
selbst, bei denen nach einer Hochphase unverarbeitete Strukturdefekte nun massive Mobilisierung»-, Inte­
gration»- und Loyalitätsprobleme verursachen.
Dies liegt vor allem daran, daß es in der Bundesrepublik keinen Strukturwandel der älteren Integrationspar­
teien hin zur „catch-all party/Allerweltspartei“ gegeben hat. Vielmehr entsprechen die Großparteien offe­
nen Integrationsparteien, die sich in erster Linie in organisatorischen Teilbereichen und im Hinblick auf
Öffentlichkeit und Wählerumwelt operativ modernisierten. Diese Modernisierung veränderte die Bezie­
hungsgrundlagen zur Tiefenstruktur der Partei und zur Kemwählerschaft entscheidend.
Solange sich die umworbenen Aufsteigergruppen von der Modemitätsinszenierung angesprochen fühlten,
trug die Öffnung der Integrationsparteien Früchte. Jetzt aber wendet sich die Modemisierungsstrategie
gegen ihre Erfinder. Einerseits begehrt die vernachlässigte Stammklientel auf, und andererseits bleibt es
den Großparteien strukturell verwehrt, zu den wachsenden postindustriellen Wählergruppen aufzuschlie­
ßen.
Trotz dieser Zwickmühle wird es für die offenen Integrationsparteien kein Zurück zur alten Milieupartei
und keinen Durchbruch zur echten „catch-all party“ geben. Die Großparteien werden aus Risikoscheu alles
beim alten belassen. So oder so haben sie sich auf magere Zeiten einzurichten.

Hubert Kleinert: Die Krise der Politik
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 34-35/92, S. 15-25

Der Beitrag setzt sich mit verschiedenen Aspekten des „Syndroms von Politik- und Parteienverdrossenheit“
auseinander. Dabei werden Entwicklungstendenzen der Parteiendemokratien ebenso behandelt wie die
Auseinandersetzung um Rekrutierungsmechanismen und Finanzgebaren der „Politischen Klasse“.
Der Autor sieht die Politik in ihrer tiefsten Krise seit dem Bestehen der Bundesrepublik. Die Parteiendemo­
kratien sind auf die Anforderungen, die der weltgeschichtliche Umbruchprozeß an sie stellt, nur schlecht
vorbereitet. Die in erster Linie strukturell induzierte Gestaltungsschwäche der modernen Politik produziert
eine Kombination von anschwellenden Ängsten in der Bevölkerung mit dem Eindruck, daß die Politiker
dem nicht abhelfen wollen oder sich gar nicht zu helfen wissen. So könnten die strukturellen Ursachen für
die wachsenden Schwierigkeiten demokratischer Konsensfindung zu einem gefährlichen Syndrom von poli­
tischer Apathie, rechtspopulistischer Aggression und blauäugiger Institutionenkritik von links führen.
Die Politiker dienen derzeit eher als Projektionsfläche einer tieferen gesellschaftlichen Krise. Soweit sich
die öffentliche Auseinandersetzung auf die Politikfinanzierung beschränkt, behandelt sie in der gegenwärti­
gen Situation eher einen „Nebenkriegsschauplatz“, auf dem Folgeprobleme abgearbeitet werden.

Karl-Heinz Dittrich: Das Bild der Parteien im vereinten Deutschland. Für welche
Bevölkerungsgruppen setzen sie sich ein?
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 34-35/92, S. 26-35

Der Schrumpfung der Wähleranteile beider Volksparteien entspricht eine fortschreitende Ausdifferenzie­
rung zunehmend individualistischer Partikularinteressen traditioneller Sozialmilieus, deren Integration den
großen Parteien heute weniger gut zu gelingen scheint als in früheren Jahren.
Aus der Sicht der Bevölkerung ist die Auflösung der traditionellen Gemeinschaften zwischen bestimmten
sozialen Gruppierungen und einer der Parteien durch die Zuschreibung von Kompetenzverlusten dieser
Partei hinsichtlich ihres Einsatzes für die jeweiligen Gruppeninteressen charakterisiert.
Während einerseits das überwiegend positive Bild, das sich die westdeutschen Bürger vom Einsatz einzelner
Parteien im Hinblick auf die verschiedenen Bevölkerungsgruppen machen, im Laufe der siebziger und
achtziger Jahre relativ stabil geblieben ist, äußert andererseits eine bemerkenswert große Anzahl von Bür­
gern im Herbst 1991 ihre Unzufriedenheit gegenüber der fehlenden Einsatzbereitschaft aller Parteien.
Die größte Unzufriedenheit konzentriert sich auf den unzureichenden Einsatz für Interessen der ostdeut­
schen Bürger, bei denen gleichzeitig das Gefühl der sozialen Benachteiligung im Vergleich zur westdeut­
schen Bevölkerung am stärksten ausgeprägt ist.
Das Gefühl der Benachteiligung speist sich dabei vor allem aus der fortdauernd negativeren Bewertung der
Wirtschaftslage des Ostens gegenüber Westdeutschland und führt in der Konsequenz offenbar zu einer
deutlichen sozialpsychologischen Blockierung beim Aufbau dauerhafter Identifikationen und Bindungen
zum politischen System der Bundesrepublik Deutschland.



Erwin K. Scheuch/Ute Scheuch: Inner- und zwischenparteiliche Interessenverflechtungen
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 34-35/92, S. 36-44

Parteienverdrossenheit ist als Zustandsbeschreibung für die Einschätzung der Parteien in der Bevölkerung
unstrittig. Strittig sind lediglich die Erklärungen und die daraus abzuleitenden Vorschläge. Der wesentliche
Grund für die Parteienverdrossenheit ist die allgegenwärtige Einflußnahme der Parteien, auch in Bereichen,
die der Sache nach parteipolitisch neutral bleiben sollten, gekoppelt mit geringer Lösungskompetenz.

Die Parteien entstanden als Vertreter von „sozialmoralischen Milieus“ und spezifischen Interessen. Von
dieser Einbindung haben sie sich in der Nachkriegszeit weitgehend emanzipiert. Inzwischen hat sich die
Einflußnahme sogar umgekehrt: Die Parteien durchdringen die verschiedensten Lebensbereiche und politi­
sieren immer mehr Sachfragen. Die Ämterpatronage in Schulen, Medien und Behörden, einschließlich der
Einflußnahme auf die Justiz, ist Alltag. Die Durchdringung des Vereinswesens und die wechselseitige Ver­
schränkung großer Wirtschaftsuntemehmen mit politisierten Behörden haben undurchdringliche Verflech­
tungen bewirkt. So sind in den Eigenbetrieben der Stadt Köln die Vorstandsposten, die Aufsichtsratsposten
und auch Geschäftsführerpositionen von Berufspolitikern besetzt, die gleichzeitig dem Rat angehören. In­
teressenkonflikte bei der Vergabe von Aufträgen sind alltäglich. Da die Unterstützung durch öffentliche
Mittel einhergeht mit Parteieinfluß, sind die Parteien der wichtigste Antrieb für eine Ausbreitung des
Staatseinflusses. Für die Personalauswahl ist die lokale Ebene immer wichtiger geworden.

Das Innenleben der Parteien wird gekennzeichnet durch Spannung zwischen einer kleinen Oligarchie von
Berufspolitikern und den Mitgliedern. Das System befindet sich auf dem Weg zu De-facto-Kaderparteien,
die im Selbstverständnis der Berufspolitiker eine durch Wahl bestätigte Obrigkeit bilden.

Hilke Rebenstorf: Steuerung des politischen Nachwuchses durch die Parteiführungen?
Personalrekrutierung unter den Bedingungen gegenwärtiger Erfordernisse politischer -
Steuerung

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 34-35/92, S. 45-54.

Der Beitrag setzt sich kritisch mit Vorwürfen auseinander, denen die Politische Klasse in der aktuellen
Diskussion um mangelnde Problemlösungskompetenz ausgesetzt ist. Im Zentrum der Kritik steht die Praxis
der Personalauswahl für politische Spitzenämter, die allzu häufig nicht sachlichen Kriterien folge, sondern
der Loyalitätsmaßstäbe gegenüber der Partei zugrunde lägen. Parteiführungen haben jedoch kaum Einfluß­
möglichkeiten auf die Personalauswahl bzw. auf die Förderung individueller politischer Karrieren: Die Re­
krutierung in hohe politische Ämter erfolgt in der Regel aus dem Bundestag heraus. Die Nominierung von
Kandidaten für Bundestagswahlen ist hingegen eine Angelegenheit lokaler Parteigliederungen.

Der Eindruck mangelnder Problemlösungskompetenz wird durch zwei weitere Momente verstärkt: Erstens
durch die politische Repräsentation, die zu den Standardaufgaben der Parlamente gehört, in Parteienstaa­
ten jedoch u. a. aufgrund der ideologischen Unterscheidbarkeit der Parteien und aufgrund von Interessen­
koalitionen auch zum Problem für Regierungen wird. Zweitens durch die politische Steuerung, die zu den
neuen Aufgaben moderner, in vielfache internationale Kooperationen eingebundener Staaten gehört. Poli­
tische Steuerung kann nicht dirigistisch erfolgen, sondern bedarf der Zusammenarbeit der verschiedenen
Interessenorganisationen und damit auch der Zusammenarbeit der Parteien; damit kollidert jedoch der
Repräsentationsgedanke, sofern er als Repräsentation pluralistischer Interessen verstanden wird.

Für die adäquate Wahrnehmung dieser beiden fundamentalen Staatsaufgaben wäre gegebenenfalls eine
zentrale Personalplanung wünschenswert. Die faktische Struktur des politischen Systems läßt dies jedoch
nicht zu, woraus das „Dilemma der Politik“ entsteht: Der Parteienwettkampf verbietet sowohl die Verwei­
gerung der Zusammenarbeit als auch die Kooperation. Eine Lösung kann eigentlich nur in einer Kombina­
tion von veränderten Personalselektionsmustern und einer Neustrukturierung politischer Verwaltung beste­
hen, wobei zwei Elemente besonders hervorzuheben sind: 1. das Parteienmonopol bei der Besetzung politi­
scher Ämter ist anachronistisch; 2. erhöhte Responsivität ist nur möglich bei Dezentralisierung.
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